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Editorial
+++ 9:04 Uhr: Merkel steigt aus dem Flugzeug. +++ 9:05 Uhr: 
Merkel schüttelt eine Hand. +++ 9:06 Uhr: Merkel schüttelt noch 
eine Hand. +++ So ähnlich lesen sich Live-Ticker auf Nachrich-
tenseiten im Internet, die ihre Leserinnen und Leser minuten-
genau darüber informieren möchten, was in Politik, Wirtschaft, 
Kultur oder Sport geschieht – auch wenn vielleicht gerade nichts 
passiert oder das Geschehene tatsächlich nicht berichtenswert ist. 
Im beschleunigten Wettbewerb der (Online-)Medien um Auf-
merksamkeit wirken Politikerinnen und Politiker oft wie dazu 
getrieben, schnell zu sprechen und zu handeln, bedienen sich aber 
ihrerseits auch der Funktionslogik des Echtzeitjournalismus.

Vor den Gefahren einer Trivialisierung der Berichterstattung 
und verschwimmender Grenzen zwischen Unterhaltung und 
Information ist kein Massenmedium gefeit. Im Netz stehen ih-
nen aber auch Chancen gegenüber, mehr Menschen die Teilha-
be an politischer Kommunikation zu ermöglichen oder politi-
sche Diskurse, die in den klassischen Medien kaum vorkommen, 
überhaupt erst zu führen. Die im Entstehen begriffenen digita-
len Öffentlichkeiten wirken stets auch in die analoge Welt, wie 
etwa die #aufschrei-Debatte 2013 gezeigt hat.

Medien werden die Funktionen zugeschrieben, Öffentlichkeit 
herzustellen, die Bürgerinnen und Bürger zu informieren, zu de-
ren Meinungsbildung beizutragen und ihnen die Teilhabe an der 
Diskussion über öffentliche Angelegenheiten zu ermöglichen. 
Aber auch die politischen Parteien stehen in der Pflicht, potenziel-
len Wählerinnen und Wählern qualitativ hochwertige Angebote 
zur Information und Diskussion zu machen, um so ihren Beitrag 
zu einer gelingenden „deliberativen Demokratie“ zu leisten.

Anne Seibring
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Das Verhältnis zwischen demokratischer 
Politik und den Menschen spielt sich in 

der Zeit ab. ❙1 Wir können zeitliche Bedingun-
gen dafür formulieren, 
ob dieses Verhältnis 
gelingt oder nicht. Bei-
de – demokratische Po-
litik und Menschen – 
haben nämlich gewis-
se „Eigenzeiten“, von 
deren Einhaltung sie 
jeweils abhängen. Es 
ist keineswegs sicher, 
dass die jeweiligen Ei-
genzeiten  miteinander 
vereinbar sind, gar ei-

nander fördern und optimieren. Medien sind 
„Mittel“ („Vermittler“) zu vielen Zwecken. ❙2 
Im gegebenen Zusammenhang dienen sie dem 
Zweck, demokratischer Politik und den Men-
schen mit ihren jeweiligen Eigenzeiten gerecht 
zu werden, sogar diese zu fördern. Nicht zu-
letzt aufgrund der von ihnen eingesetzten 
Technologien haben aber auch Medien „Ei-
genzeiten“, von deren Einhaltung ihr Gelingen 
abhängt. Die Vereinbarkeit all dieser Eigenzei-
ten miteinander ist alles andere als selbstver-
ständlich. Davon handelt dieser Beitrag.

Dass wir in einem Zeitalter der Beschleuni-
gung leben, ist unbestritten. Alltäglich wirken 
Informationstechnologien auf Arbeits- und 
Privatleben ein, „entgrenzen“ ihr Verhältnis 
zueinander. Dazu kommen veränderte Le-
bensweisen, Lebensstile und Haushaltsfor-
men, Individualisierung im konfliktreichen 
Wechselspiel mit Infrastrukturen, die auf die-
sen gesellschaftlichen Wandel nicht eingestellt 
sind und mehr Binnenlogiken als Nutzeran-
liegen folgen. Das weltweite Zusammenspiel, 
der Zusammenprall von Kräften und Interes-

sen hat – wie die Finanzmarktkrise ab 2008 
schlagend bewiesen hat – gleichfalls einen Be-
schleunigungsschub ausgelöst.

Der Politikwissenschaftler Karl-Rudolf 
Korte diagnostiziert in einer Rezension zu 
Edgar Wolfrums zeitgeschichtlicher Analyse 
„Rot-Grün an der Macht. Deutschland 1998–
2005“, ❙3 dass Wolfrums Bilanz „als ein Zeitdo-
kument gelesen werden (müsse), in dem sich 
das Regieren dramatisch beschleunigt hat. 
Globale Risikoentscheidungen wurden alltäg-
lich. (…) Wenn Risiko zum Regelfall bei poli-
tischen Entscheidungen wird, hat dies Konse-
quenzen für den Modus des demokratischen 
Entscheidens.“ ❙4 In der vergangenen Legisla-
turperiode stand die parlamentarische Arbeit 
unter noch zunehmendem Beschleunigungs-
druck. Die Finanzkrise und „die Märkte“ mit 
ihrer Eigendynamik erforderten, ja erpressten 
kurzfristige politische Rettungspakete, aus-
gehandelt durch Exekutivvertreter in Brüsse-
ler Nacht- und Nebelaktionen, „alternativlos“ 
und hilflos gegenüber der „Fünften Gewalt“. 
Gerade in ihrer Zeitdimension wird Demo-
kratie heute zunehmend wenn nicht verun-
möglicht, so doch behindert.

In die Zentren, in denen politische Ent-
scheidungen fallen, hat sich denn auch eine 
zunehmend kritische zeitpolitische „Denke“ 
eingeschlichen. Martin Schulz, Präsident des 
Europäischen Parlaments, sieht eine „Rück-
kehr zur Langfristigkeit“ als erforderlich an, 
um den „Primat der Politik durchzusetzen, 
das strategische Interesse eines geeinten Eu-
ropas angesichts weltpolitischer und welt-
wirtschaftlicher Gewichte-Verschiebungen 
nicht aus dem Blick zu verlieren“. ❙5 Der säch-
sische Ministerpräsident Stanislaw Tillich ist 

❙1  Siehe dazu die Beiträge zum Titelthema „Demo-
kratie braucht Zeit“, in: Zeitpolitisches Magazin 
(ZpM), 10 (2013) 22.
❙2  Vgl. Gerhard Bukow et al. (Hrsg.), Raum, Zeit, 
Medienbildung. Untersuchungen zu medialen Ver-
änderungen unseres Verhältnisses zu Raum und Zeit, 
Wiesbaden u. a. 2012, sowie die Beiträge in: Medien & 
Kommunikationswissenschaft, 61 (2013) 4.
❙3  Edgar Wolfrum, Rot-Grün an der Macht. Deutsch-
land 1998–2005, München 2013.
❙4  Karl-Rudolf Korte, Risiko als Regelfall, in: Frank-
furter Allgemeine Zeitung vom 5. 10. 2013, S. L 31. 
Siehe auch ders., Beschleunigte Demokratie: Ent-
scheidungsstress als Regelfall, in: APuZ, 62 (2012) 7, 
S. 21–26 (Anm. d. Red.)
❙5  Dieses und die folgenden Zitate stammen aus dem 
Zeitpolitischen Magazin (Anm. 1).
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ähnlicher Meinung: „Dieses Mehr an Zeit 
soll sicherstellen, dass die Politik bei wichti-
gen Zukunftsfragen den richtigen Kurs ein-
schlägt und die Entscheidungen demokra-
tisch legitimiert sind.“ Und der scheidende 
Bundestagsvizepräsident Wolfgang Thier-
se äußerte: „Ich lobe auch die Langsamkeit 
der Demokratie. (…) Ich wünsche dem Deut-
schen Bundestag, dass er sich mehr und ener-
gischer, als es in den vergangenen Jahren 
verschiedentlich der Fall war, dem Beschleu-
nigungsdruck von Märkten und Medien wi-
dersetzt.“ Offenbar werden die „Macher“ 
sich des Problemdrucks bewusst, den das ra-
dikal veränderte Zeitregime unserer Tage auf 
die demokratische Entscheidungspraxis aus-
übt. Allerdings lässt sich keine dieser „Sonn-
tagsreden“ auf Konkretionen für den politi-
schen Alltag ein. Vieles spricht dafür, dass 
Abgeordnete im alltäglichen Hamsterrad ge-
fangen sind und konzeptionelle Überlegun-
gen auf Ferien oder Fahrten verlegen.

Noch prekärer wird das Verhältnis der Po-
litik zur Zeit in der Phase der Großen Ko-
alition. Grundentscheidungen werden in 
abgeschirmten Verhandlungen vorgeformt – 
ist dafür das demokratische Votum von ei-
ner halben Million Parteimitglieder etwa 
eine Entschädigung? Entscheidungen wer-
den zwischen den Koalitionspartnern auch 
schon mal im Talkshow-Raum, aber kaum 
mehr im politisch-öffentlichen, fast opposi-
tionslosen parlamentarischen Raum ausge-
tragen. Das Absinken von Politik in die Ar-
kanbereiche einer Großen Koalition und von 
grenzüberschreitenden Finanzeliten aktuali-
siert Grundfragen der Demokratie. Wo fin-
det eigentlich heute (entscheidungsrelevante) 
öffentliche „Deliberation“ über die Zukunft 
des Gemeinwesens statt? Welchen Einfluss 
hat das Parlament noch? Was wird aus der 
Bürgerbeteiligung? Öffentliche Deliberati-
on braucht öffentliche Orte und Zeiten – bei-
de Voraussetzungen sind heute bedroht. Zeit 
brauchen gerade Überlegungen, wie das par-
lamentarische System ausgestaltet und er-
gänzt werden müsste, um demokratischer 
Deliberation Zeit und Raum zu geben.

Ich gehe gleich auf Zeiten der Politik und 
Zeiten der Medien in kritisch-praktischer 
Absicht ein. Vorher nehme ich in dem vor-
gestellten Beziehungsdreieck Demokratie – 
Medien – Menschen eine normative Wertung 
und Gewichtung vor, die das Folgende struk-

turiert. Die drei abgehandelten Elemente sind 
nicht von gleicher Gewichtigkeit. Sie stehen 
in einem stufenweisen normativen Rang-
verhältnis zueinander. Menschen sind (dazu 
Artikel 1 und 79 Absatz 3 des Grundgeset-
zes (GG)) Ziel und oberster Wert. Demokra-
tische Politik (dazu Artikel 20 und 28 sowie 
79 Absatz 3 GG) ist durch Menschen und für 
Menschen da. Medien wiederum sind zwar 
frei (dazu Artikel 5 Absatz 1 Satz 2 und 18 
GG). Sie sind aber für Menschen und für de-
mokratische Politik da. 

Mit einer solchen allgemeinen normativen 
Gewichtung scheint erst einmal nicht viel ge-
wonnen. Gleichwohl bietet sie eine wichtige 
Ausgangswertung zu der Frage, wie mit den 
„Eigenzeiten“ der drei Elemente im Kon-
fliktfall umzugehen ist. Eigenzeiten weder 
der Politik noch der Medien sind legitimiert, 
solche der Menschen in Frage zu stellen. Im 
Gegenteil: Sie müssen diesen zu Geltung und 
Wirkung verhelfen.

Neuerlich wird ein „Recht auf Zeit“ disku-
tiert, das erstmals 2010 in einem Dokument 
des Europarats erwähnt wurde. ❙6 Ein Recht 
auf eigene Zeit – wenn es denn normative An-
erkennung gewönne – verliehe einerseits In-
dividuen und Gruppen die Befugnis durch-
zusetzen, dass ihre zeitlichen Belange auch 
bei Machtungleichgewicht ernst genommen 
und zum Gegenstand von harmonisierenden 
Maßnahmen gemacht werden. Es verlangte 
andererseits geeignete gesellschaftliche Vor-
kehrungen zur Koordination von Zeiten und 
zeitlichen Belangen.

Zeiten der Politik

Gehen wir zunächst auf die Politik, ihre zeit-
bezogenen Bedingungen und ihre Eigenzei-
ten ein. Drei Bestandteile lassen sich iden-
tifizieren. Wir können die Zeitorganisation 
politischer Entscheidungsinstitutionen be-
schreiben, die um demokratisches Wir-
ken bemüht sind („Zeitlichkeit demokra-
tischer Institutionen“). Davon können wir 

❙6  Vgl. The Congress of Local and Regional Authori-
ties of the Council of Europe, Resolution und Emp-
fehlung vom 26. 10. 2010, CPL(19)3 REC and RES; 
zum Recht auf Zeit vgl. meine frühere Abhandlung in 
Ulrich Mückenberger, Metronome des Alltags, Ber-
lin 2004, Kap. 7.
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den Zeitbedarf politischer Prozesse – nor-
mativ – abheben, der erforderlich ist, dass 
diese demokratisch genannt werden können 
(„Zeitbedarf demokratischer Entscheidungs-
prozesse“). Wir können schließlich die Zeit-
begrenzung der Resultate politischen Ent-
scheidens thematisieren, die notwendig ist, 
damit diese mit demokratischen Anforderun-
gen im Einklang stehen („Zeitlichkeit demo-
kratischer Produkte“). Der erste Aspekt ge-
hört zur zeitbezogenen Politikanalytik, ❙7 die 
zwei letztgenannten zur demokratiebezoge-
nen Zeitpolitik.

Unsere parlamentarische Demokratie un-
terliegt permanenter Beschleunigung, die 
zeitaufwendige parlamentarische und öffent-
liche Debatten als Form demokratisch legiti-
mierter Beschlussfassung obsolet erscheinen 
lässt. Die Probleme werden immer  komplexer 
und die Zeit, sich angemessen fachkundig 
damit auseinanderzusetzen, immer knap-
per. Angesichts von „Sachzwängen“ und 
„alternativlosen“ Entscheidungen zerrinnt 
der Glaube an die autonome Synchronisie-
rungs- und damit Steuerungsfähigkeit des 
politischen Systems. Willensbildung ver-
schiebt sich von Parlamenten auf transnatio-
nal vernetzte Exekutivagenturen. Der eigent-
liche Souverän, das Volk, verliert an Stimme 
und Einfluss. Die Prozesssteuerung ist ex-
ternalisiert und unterliegt einem anderen, 
teilweise maschinengesteuertem Zeitmodus 
(shorttermism). Was wird dabei aus der Ei-
genzeit der  Demokratie?

Prozesse bürgerschaftlicher Partizi pation 
und Deliberation dienen der demokratischen 
Legitimation beziehungsweise Loyalitätsbe-
schaffung sowie der Berücksichtigung mög-
lichst vieler unterschiedlicher Interessen für 
den politischen Input. Diese Prozesse be-
nötigen zwar in der Regel nicht unendlich 
viel, aber unbestimmt (nicht exakt vorherbe-
stimmbar) viel Zeit. Außerdem setzen sie oft 
zu unbestimmbaren Zeitpunkten massiv ein 
(etwa Stuttgart 21). Bindende politische Ent-

❙7  Vgl. dazu Gisela Riescher, Zeit und Politik. Zur in-
stitutionellen Bedeutung von Zeitstrukturen in par-
lamentarischen und präsidentiellen Regierungssyste-
men, Baden-Baden 1994; ferner ZpM (Anm. 1); zum 
Folgenden auch die Beiträge zum Schwerpunkt „Re-
präsentation in Theorie und Empirie: Zum Stand der 
Forschung“, in: Zeitschrift für Parlamentsfragen, 44 
(2013) 3.

scheidungen und Regelungen müssen hin-
gegen fristgebunden beziehungsweise oft 
kurzfristig getroffen werden. Sie folgen nor-
malerweise einem geregelten Ablaufschema 
und laufen auf einen geregelten (gesetzesför-
migen) Output mit längerfristigen Bindungs- 
und Folgewirkungen hinaus.

Innerparteiliche Verfahren ebenso wie par-
lamentarisch-repräsentative, aber auch gesetz-
lich geregelte direktdemokratische Verfah-
ren, auch schon das Mehrheitsprinzip, dienen 
dazu, politische Kommunikationsprozesse 
zeitlich abzukürzen beziehungsweise ihnen 
bestimmte Fristen zu setzen. Prozesse der 
politischen Dauerreflexion und zeitlich un-
bestimmten Deliberation werden dadurch in-
nerhalb bestimmter Fristen in abschließende 
Entscheidungsverfahren überführt.

Parteien und Fraktionen dienen dazu, poli-
tische Diskurse und Kontroversen innerhalb 
bestimmter Großgruppen zu bündeln und 
die politische Entscheidungsfindung inhalt-
lich vorzustrukturieren sowie zeitlich abzu-
kürzen. Das gilt ebenso für die nachfolgende 
parlamentarische Entscheidung. Mehrheits-
prinzip wie auch Fraktionszwang sind nicht 
nur inhaltliche, sondern auch zeitliche Regu-
lierungsinstrumente.

Offensichtlich wird die zeitstrukturieren-
de Funktion bei Legislatur- und Wahlperi-
oden und Wahlterminen. Wahlkämpfe und 
Wahlen dienen gewissermaßen als Schleu-
sen, um die breiten mäandernden Ströme po-
litischer Dauerreflexion, bürgerschaftlicher 
Partizipation und öffentlicher Deliberation 
in die engeren Bahnen entscheidungsnaher 
und darum zeitlich rascher und überschauba-
rer ablaufender Prozesse zu kanalisieren.

Die parlamentarische Debatte mit nachfol-
gender Abstimmung mittels Mehrheitsregel 
dient dazu, zivilgesellschaftliche Partizipa-
tion und öffentliche politische Deliberation 
symbolisch und faktisch inhaltlich wie zeit-
lich ab- und fortan auszuschließen. Eigent-
lich soll danach politisch nichts mehr kom-
men – außer eventuell die verfassungs- oder 
verwaltungsgerichtliche Überprüfung.

Das alles funktioniert aber heute nicht 
mehr so. Vorherrschend ist heute eine Poli-
tik der Kurzatmigkeit, der hyperschnellen 
politischen Entscheidungen und Gesetzge-
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bung und der Herrschaft schneller anonymer 
Märkte über das politische Entscheiden. Sie 
spitzt das Dilemma zu, dass demokratische 
Beteiligung im Prinzip unendlich, politische 
Entscheidungen aber endlich sein müssen, 
und dass begrenzte Zeit und Kompetenz für 
Beteiligung bestehen. So ist zwar Transpa-
renz ein demokratisches Gebot, aber Wider-
sacher von Märkten. Der an Boden gewin-
nende shorttermism führt zur Verlagerung 
der Entscheidungskompetenz auf die Exe-
kutive, er ist die Stunde der Exekutive. Für 
diese Herausforderungen und Infragestellun-
gen der Demokratie werden heute Lösungen 
– auch solche der Zeitpolitik – gesucht. 

Die auch zeitliche Entmachtung der Legis-
lative trifft die Demokratie in ihrem Kern. 
Politische Debatten, von der innerpartei-
lichen Programmdebatte über öffentliche, 
Wahlen vorbereitende Debatten bis hin zur 
parlamentarischen Fragestunde, Sachver-
ständigenanhörungen, Enquete-Kommissio-
nen und großen Haushaltsdebatten: All diese 
Formen diskursiver Tätigkeit brauchen ihre 
Eigenzeit. „Energieeffizienz“ muss für den 
Zeitverbrauch entwickelt werden. 

Gesetze sind Ausdruck des jeweiligen Sta-
tus der Gesellschaft. Deshalb brauchen sie 
kontinuierlichen Abgleich mit sich verän-
dernden gesellschaftlichen Rahmenbedin-
gungen. Die Zeitlichkeit von Entscheidungen 
der Legislative ist also nicht nur nicht zu ver-
meiden, sondern folgt umgekehrt einem Ge-
bot zeitgemäßen Handelns. Kontinuität und 
Stabilität einerseits, Veränderung und Mo-
dernisierung andererseits müssen austariert 
werden. Politische Steuerung braucht Zeitge-
staltung zwischen Beschleunigung und Ent-
schleunigung. Die Verfasstheit unseres poli-
tischen Systems hat also – was allmählich ins 
öffentliche Bewusstsein vordringt – immer 
auch eine zeitpolitische Dimension.

Demokratie braucht Zeit – zeitpolitische 
Anforderungen an die Politik

Ganz allgemein verlangt Zeitpolitik Zeit 
für demokratische Beteiligung und Mei-
nungsbildung. Nötig sind Zeit für Einbe-
ziehung, Zeit fürs Argumentieren, Zuhö-
ren und Abwägen, also für Diskurs, Zeit für 
Ruhe und Gelassenheit. Bereits diese allge-
meinen Gebote verlangen, wenn man sie auf 

heutige postdemokratische Tendenzen be-
zieht, tief greifende und scharfe Konkreti-
sierung. Man kann zeitpolitische Forderun-
gen plakativ und allgemein in dreierlei Form 
 ausformulieren: ❙8

1. An den Weggabelungen politischen Ent-
scheidens – nicht bei Detailentscheidun-
gen – sollten Volksvertreter dem Volk 
selbst Stimme und Zeit geben, um zu äu-
ßern, wohin die Reise gehen soll. 

2. Auch Volksvertreter, Regierende sollten 
Zeit erhalten, sich auf wirklich Wichti-
ges zu konzentrieren, dies sorgsam und 
entspannt behandeln zu können. In das 
prekäre Macht- und Hetzgeflecht der po-
litischen Institutionen sollte „Luft zum 
Atmen“, sollten „Inseln der Reflexivität“ 
eingebaut werden. Entlastet werden soll-
ten sie von Detailwut und deren kumula-
tiver Beschleunigung. 

3. Ergebnisse demokratischen Entscheidens 
sollten aufhören, sich „wie eine ew’ge 
Krankheit fortzuerben“ (Johann Wolf-
gang von Goethe). Zu finden ist ein Mit-
telweg zwischen supremacy of Parliament 
(der Herrschaft des Augenblicks) und 
„ew’ger Krankheit“ (der endlosen Selbst-
bindung). Viele Entscheidungen gelten 
„auf Zeit“, sie geben Raum (und Zeit) für 
Auswertung und erneute Reflexion. De-
mokratische Gestaltungskraft bleibt da-
mit im Zeitverlauf lernfähig, ohne sich der 
Beliebigkeit zu überantworten.

Unvermeidlich erscheint, parlamentarische 
und bürgerschaftlich-partizipative politische 
Akteure, Verfahren und Institutionen von ei-
nem strukturell uneinlösbaren Anspruchs-, 
Handlungs- und Zeitdruck, der permanent 
zu systematischer Überforderung und Stress 
führt, zu entlasten. Zeitpolitische Entlastung 
kann im Feld der technisch-instrumentel-
len Operationen geschehen. Ein zeitpolitisch 
aufgeklärtes Politikmodell muss zugleich de-
nen „Zeit“ geben, die keine Zeit für Beteili-
gung haben.

❙8  Vgl. zum Folgenden die Beiträge zur Jahrestagung 
2013 der Deutschen Gesellschaft für Zeitpolitik, ins-
besondere Ulrich Mückenberger, Warum wird De-
mokratie ein Thema von Zeitpolitik?; Fritz Reheis, 
Demokratie braucht Zeit; Klaus Körber/Peter Bei-
er/Ulrich Mückenberger, Der Große Ratschlag – 
nationale Ebene, www.zeitpolitik.de/veranstaltun-
gen.html (17. 4. 2014).

http://www.zeitpolitik.de/veranstaltungen.html
http://www.zeitpolitik.de/veranstaltungen.html
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Zeiten der Medien
Bei Analysebefunden wie normativen Pos-
tulaten zu einer auch zeitpolitischen Wie-
derbelebung der Politik spielen Medien eine 
nicht zu unterschätzende Rolle. Sie sind das 
Nadelöhr der Interaktion zwischen Politik-
akteu ren und öffentlichem Publikum. Auch 
bei den Medien wenden wir uns den zeitli-
chen Rahmenbedingungen und Eigenzeiten 
zu: Inwieweit gibt ihre Zeitgestaltung den Ei-
genzeiten des politischen Prozesses und vor 
allem denjenigen der Menschen Raum und 
 Gestaltungskraft? ❙9

Im Spannungsfeld von Zeit und Medien er-
scheinen drei Aspekte bedeutsam. Der Me-
dienbetrieb hat kontinuierliche Form an-
genommen. In ihm spielen gleichzeitig das 
Phänomen der „Verunaufmerksamung“ und 
das der Aufmerksamkeitsökonomie eine Rol-
le. Er ist informations- oder faktenorientiert.

Rundfunk und Fernsehen sind zu einem 
vollkontinuierlichen Unternehmen gewor-
den. „Pausenloses Programm (aber) ist aller-
erst die Erfindung des Radios und später des 
Fernsehens.“ ❙10 Es tritt zum einen eine exten-
sive Zeitverwendung in Kraft – Programme 
werden tendenziell rund um die Uhr ausge-
sendet. Zum anderen wird die Zeitverwen-
dung intensiviert, beispielsweise werden 
Poptitel mithilfe einer Kreuzblende mit dem 
nächsten verschmolzen. Pausen werden zum 
Sündenfall des kommerziellen und nicht-
kommerziellen Serviceprogramms. Bereits 
1960 hatte der Philosoph Günther Anders die 
„Pausenlosigkeit“ des Umgangs mit dem Seh- 
und Hörpublikum gebrandmarkt. ❙11 Die Sen-
der halten Notfallsysteme vor, die bei auf-
tretender Stille automatisch starten, also die 
unfreiwillige Pause vertreiben. ❙12 Die Pau-

❙9  Ich konzentriere mich auf die elektronische Mas-
senmedien – soziale Netzwerke und ihre Medien (so 
wichtig sie heute sind) lasse ich ebenso unberücksich-
tigt wie trimediale Reformkonzepte und -schritte.
❙10  Thorsten Lorenz, Das Zittern des Körpers. Me-
dien als Zeitmaschine der Sinne, in: G. Bukow et al. 
(Anm. 2), S. 23–46, hier: S. 37.
❙11  Günther Anders, Die Antiquitiertheit des Men-
schen, Bd. 2, München 1980, S. 250.
❙12  Protest gegen den „Permanenzbetrieb“ wurde vor 
allem in der Kunst laut, beispielsweise in John Cages 
Stück 4'33", der Auftritt eines Solisten für vier Mi-
nuten und 33 Sekunden, ohne einen einzigen Ton zu 
spielen, oder in Eric Saties „Vexations“, die 840 Mal zu 
spielen sind, und 18 Stunden und 40 Minuten dauern.

se ist nun allerdings notwendiger Bestand-
teil von Denk- und Reflexionszyklen.  ❙13 So 
wie Phasen von Anspannung mit solchen von 
Entspannung einhergehen müssen, so stellt 
Pausenlosigkeit sozusagen Atemlosigkeit dar.

„Unaufmerksamkeit ist das Paradigma 
der Neuzeit“, schreibt der Medienpädagoge 
Thorsten Lorenz mit Blick auf die Massen-
medien. ❙14 Der permanenten Reizüberflutung 
kann und soll mit voller Aufmerksamkeit gar 
nicht gefolgt werden. Der Philosoph Walter 
Benjamin diagnostizierte bereits für das Me-
dium Film: „Der Film drängt den Kultwert 
nicht nur dadurch zurück, dass er das Pu-
blikum in eine begutachtende Rolle bringt, 
sondern auch dadurch, dass die begutachten-
de Haltung im Kino Aufmerksamkeit nicht 
einschließt. Das Publikum ist ein Examina-
tor, doch ein zerstreuter.“ ❙15 Permanente Be-
schallung, Hintergrundtönung zielen nicht 
Aufmerksamkeit an. Sie beabsichtigen den 
Kurzschluss von unerkannter genau getönter 
Geräuscheinwirkung (Unaufmerksamkeit) 
und einer gewollten Wirkung (Kauf anreiz 
oder Sicherheitsgefühl). Das hat bereits mit 
Politik zu tun. Ohne Aufmerksamkeit ist de-
liberative Politik nicht vorstellbar. Systema-
tische Verunaufmerksamung ist dem entge-
gengerichtet. Sie schwappt vermutlich auch 
in Bereiche über, die eigentlich mit Aufmerk-
samkeit verfolgt werden wollen. 

Unter Bedingungen der Konkurrenz von 
Medien – privater untereinander, privater 
und öffentlicher, öffentlicher untereinander – 
entsteht das, was unter „Aufmerksamkeits-
ökonomie“ diskutiert wird. ❙16 Der Kampf um 
Marktanteile wird als Kampf um Aufmerk-
samkeit geführt. Er bedient sich als Mittel 
der Effekte, Schnelligkeit etwa. Eine genaue-
re Lesart diese Kampfes findet sich schon bei 
Benjamin: Der Kampf um Marktanteile sei 

❙13  Vgl. die Beiträge zum Titelthema „Mach mal Pau-
se!“, in: ZpM, 4 (2007) 11.
❙14  T. Lorenz (Anm. 10).
❙15  Walter Benjamin, Das Kunstwerk im Zeitalter sei-
ner technischen Reproduzierbarkeit, in: ders., Illu-
minationen. Ausgewählte Schriften, Frank furt/M. 
1977 (1936), S. 136–69.
❙16  Vgl. Horst Niesyto, Bildungsprozesse unter Be-
dingungen medialer Beschleunigung, in: G. Bukow 
et al. (Anm. 2), S. 47–66; ferner die philosophisch-
ökonomischen Überlegungen bei Georg Franck, 
Soziale Raumzeit, in: Dietrich Henckel/Matthias 
Eberling (Hrsg.), Raumzeitpolitik, Opladen 2002, 
S. 61–80, hier:  S. 67 ff.
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ein Kampf um „Aufmerksamkeit nicht ein-
schließende“ Begutachtung durch den poten-
ziellen Kunden. Er gilt als ausschlaggebender 
Instanz dem unbewussten Wahlverhalten po-
tenzieller Kunden.

Scheinbar im Gegensatz zu Verunaufmerk-
samung stehen Medienbestandteile, die „In-
formation“ und „Fakten“ gewidmet sind. 
Gewiss ist in unserer Medienlandschaft das 
Informations- und Faktenquantum, dessen 
Präsentation in Echtzeit, so groß wie nie zu-
vor. Aber Information und Bildung/Aufklä-
rung/Erkenntnisfähigkeit sind nicht iden-
tisch. Informationsblöcke sind oft in ihrer 
Dichte und ihrem Kurz-kurz-Muster nicht 
nachvollziehbar. Ich möchte wissen, wie viel 
Prozent der Informationen der „Tagesschau“ 
vom Konsumenten richtig verstanden und 
verarbeitet werden. 

Interessant ist, dass der Politikteil bei-
spielsweise der „Tagesschau“ dem Kurz-
kurz-Muster folgt, während gegen Ende die 
feuilletonistischen Kultur- oder Lebensstil-
Spots alle Zeit der Welt zu haben scheinen. 
Ich vermute, dass ich mit meinem Bildungs-
hintergrund vielleicht 50 Prozent der Nach-
richten verstehe – in dem Sinn, dass ich weiß, 
welcher Angreifer aus welchen Motiven in 
dem gemeldeten Krieg handelt, warum der 
Europäische Gerichtshof für Menschenrech-
te (und nicht der Europäische Gerichtshof) 
über diese Angelegenheit entschieden hat, 
was die NASDAQ- und DAX-Werte genau 
ausdrücken und was nicht. 

Der Echtzeitjournalismus mit seinem 
Kurz-kurz-Zeitmuster globaler Wort- und 
Bildpräsenz übermittelt Informationen, die 
emotional überhaupt nicht verarbeitet wer-
den können. Diese werden vermutlich eher 
psychisch trivialisiert und abgedrängt. Wenn 
das so sein sollte, dann fördert auch dieser In-
formationsjournalismus ungewollte Formen 
der Verunaufmerksamung.

Vergessen wir nicht: Die Informations-
blöcke stehen in einem Umfeld der per-
manenten Reizüberflutung und Verunauf-
merksamung. Man kann kaum erwarten, 
dass Rezeptionsmodi den Sendungsmodi 
– Informationsintensität versus Informati-
onsleere – folgen. Zu erwarten sind vielmehr 
spill-overs – vermutlich schwappen Unauf-
merksamkeit beziehungsweise Zerstreuung 

des allgemeinen „Untermalungsbetriebs“ in 
Blöcke der Informationsaufnahme über und 
lassen die Rezipienten gegenüber dem Infor-
mationsgehalt der Blöcke und dem Emoti-
onsgehalt des Echtzeitjournalismus schlicht 
abstumpfen.

Menschliche Eigenzeiten  
beim Medienkonsum

Noch ein paar Worte zu den Eigenzeiten 
menschlicher Entwicklung und dem Ein-
fluss von Medien auf sie.  ❙17 Zu beobach-
ten ist als Ausgangspunkt ein Gegenüber 
von Technozeit und Bewusstseinszeit. Die 
Kurz-kurz-Muster der Technozeit scheinen 
Ursache einer „gleichermaßen erlebnisrei-
chen wie erlebnisarmen Gesellschaft“ ❙18 in 
der Bewusstseinszeit zu sein. Von zeitpo-
litischer Bedeutung ist der Zusammenhang 
von „Information“ und „Bildung“ im Sinne 
von Distanzfähigkeit und Zeit für reflexive 
Distanz, auf den der Medienpädagoge Horst 
Niesyto hinweist: „Zu Bildungsprozessen 
gehör(t) unverzichtbar die reflexive lebens-
weltliche Integration dieser Informationen 
in die Selbst- und Welthaltung der Subjekte“. 
Das erfordere neben geeigneten Anregungs-
milieus schlichtweg Zeit: „Zeit für Kommu-
nikation, für Reflexion, für Distanzerfah-
rungen, auch Zeit für den Aufbau und die 
Entwicklung von Beziehungen, um Aufga-
ben der Bildung und Erziehung aufnehmen 
zu können. (…) Gerade assoziativ-intuitive 
Suchbewegungen benötigen Gelegenheits-
orte und Zeiträume, die sich reglementier-
ten Vorgaben und Zeitdiktaten diverser Art 
 entziehen.“ 

Besonderheiten des Medienzeitalters sind 
zu berücksichtigen. Die Ereignisse kommen 
zu uns, nicht wir zu ihnen. Sie verlieren da-
bei an Körper- und Gegenständlichkeit: „Im-
materiell-mediale nehmen gegenüber körper-
lich-gegenständlichen Aneignungsformen 
zu. (…) Die Orts- und Zeitlosigkeit von Me-
dien befördern beim Zuschauer Omniprä-
senzgefühle und eine ‚Jetzt-Leidenschaft‘.“ 

❙17  Vgl. Allem Manuel Zahn, Memento – Zur Zeit-
lichkeit des Films und seiner bildenden Erfahrung, 
in: G. Bukow et al. (Anm. 2), S. 67–100; H. Niesyto 
(Anm. 16), S. 47–66; ferner Hartmut Rosa, Beschleu-
nigung. Die Veränderung der Zeitstrukturen in der 
Moderne, Frank furt/M. 2005.
❙18  Ebd., S. 470.
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Durch „sekundenschnelle Information“ 
scheint die Herrschaft von Zeit und Raum 
gestürzt zu sein. Der Prozess beschleunigt 
sich unter Bedingungen von Privatisierung 
und Kommerzialisierung der Medien. Die 
Information wird zur Ware. Sie reiht sich 
ein in die „Ökonomie der Aufmerksamkeit“, 
bei der Tausch von Information gegen Auf-
merksamkeit stattfindet. Die Prozesse der 
Beschleunigung tendierten so zu einer Ne-
gation der Zeit, die gerade für kritische Dis-
tanzierung erforderlich ist. Die kommerziel-
len Medien führten zu einer Umwertung der 
Werte: „Nicht das kritisch-reflexive, sondern 
das situative, sich ständig flexibel anpassende 
Subjekt (wird) benötigt“, resümiert Niesyto 
seinen Beitrag. ❙19

Zeitpolitische Anfragen und 
Anforderungen an die Medien

Den Medien sollte bewusst sein beziehungs-
weise werden, dass sie bedeutsame zeitliche 
Beziehungen zu Menschen einerseits, zu de-
mokratischer Politik andererseits haben. Sie 
sollten daher ihre Eigenzeiten in eine rezi-
proke Beziehung zu den jeweiligen Eigenzei-
ten der Menschen und demokratischer Politik 
setzen und setzen können. ❙20 Gegebenenfalls 
müssten sie insoweit nachforschen und sich 
zur Umorientierung des eigenen Betriebs 
kompetent und bereit machen.

Wichtig wäre, im Beziehungsdreieck zwi-
schen Medien, Politik und Menschen auch 
zeitliche Arrangements anzusteuern, die 
Menschen und deren Teilhabe an demokra-
tischer Politik zur Entfaltung kommen las-
sen und denen gegenüber die Eigeninteressen 
und -zeiten der Medienbetriebe und -anstal-
ten in eine fördernde oder sogar dienende 
Rolle treten.

Dieser Ausgangspunkt lässt sich konkre-
tisieren. Medienanstalten müssten Eigenlo-
giken des Permanenzbetriebs und der Wer-
beakquise zugunsten dieser Nutzerlogiken 
zurückstellen. Sie müssten Zeitstrukturen 
und Formen eines Medienangebots herbei-

❙19  H. Niesyto (Anm. 16), S. 48 ff.
❙20  Zur Reziprozitätskategorie im zeitpolitischen Zu-
sammenhang vgl. Ulrich Mückenberger, Lebensqua-
lität durch Zeitpolitik. Wie Zeitkonflikte gelöst wer-
den können, Berlin 2012, S. 52 ff.

führen, die Menschen zu Gesellschaftlich-
keit befähigen und sie darin stärken. Das 
könnte dadurch geschehen, dass – mehr als 
bisher – Inseln der Reflexivität, Chancen der 
Interaktion und Koproduktion zwischen 
Medienproduzenten und -konsumenten so-
wie der Wechsel von Anspannung und Ent-
spannung, der Pausen und Kreativität zu-
lässt, geboten werden. Systematisch sollten 
Medien den Rezeptionsbedingungen der Re-
sultate des eigenen Anstaltsbetriebs nachge-
hen und diese mit Blick auf demokratische 
Teilhabe auch zeitlich nachsteuern. Sinn-
voll wäre, weitere Experimente zu proakti-
ver Verbindung von Medienproduktion und 
-nutzung zu  unterstützen.

Die Zeitstrukturen und Formen des Me-
dienangebots sollten demokratische Entschei-
dungsprozesse und -institutionen transparent 
machen und zu ihrer Legitimität beitragen. 
Grundlegendes zeitpolitisches Postulat wäre, 
dass Medien die Zeitstruktur der eigenen In-
tervention in politische Entscheidungsprozes-
se auf ihre Kompatibilität mit der demokra-
tisch gebotenen Zeit des parlamentarischen 
und außerparlamentarischen Raums überprü-
fen und gegebenenfalls beschränken oder neu 
strukturieren.
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Als Thilo Sarrazin Anfang März 2014 beim 
„Cicero-Foyergespräch“ im Berliner En-

semble sein neues Buch zum „Tugendterror“ 
vorstellen wollte, war 
die Onlineredaktion 
selbstverständlich live 
dabei. Die Seite, die 
sich weniger als Nach-
richten- denn Debat-
tenmagazin begreift, 
war via Video, Twitter 

und Facebook präsent. Doch Sarrazin kam 
nicht zu Wort: Demonstranten besetzten das 
Theater. Die Veranstaltung wurde abgesagt. 
Noch bevor der erste Artikel auf der Websei-
te erschien, hatten bereits viele andere On-
linemedien eine entsprechende Agenturmel-
dung veröffentlicht. Sie hatten sogar „Cicero“ 
als Veranstalter überholt.

In der Welt der Onlinemedien ist Ge-
schwindigkeit die wichtigste Währung. Wo 
Prominenz und Skandal zusammentreffen, 
gibt der Ticker den Takt vor. „Der Echtzeit-
journalismus“, bemerkte die „Frankfurter 
Allgemeine Zeitung“ dazu spöttisch, „hat 
uns geistig auf den Wilhelminismus zurück-
geworfen“. ❙1 Der stellvertretende Feuilleton-
Chef Edo Reents schrieb anlässlich des Ber-
lin-Besuchs von Barack Obama im Sommer 
2013, die Berichterstattung habe „aus inte-
ressierten Zeitgenossen Untertanen gemacht, 
die sich mit der Aufzählung von Banalitäten 
zufriedengeben müssen“; er sprach von „Per-
sonenkult“ und „Hofberichterstattung“. Die 
neue Eile in der Berichterstattung wirkt für 
Reents „verheerend“ auf die Demokratie. Es 
gebe keine Zeit mehr, die Dinge zu bewerten.

Unter „Echtzeitjournalismus“ – aus dem 
Englischen real time journalism – wird ge-
meinhin die live beziehungsweise sehr zeit-
nah am Ereignis liegende Berichterstattung 

per Text, Ton und (Bewegt-)Bild unter Ein-
beziehung sozialer Medien verstanden. Ob-
wohl Radio und Fernsehen bereits seit den 
1920er und 1930er Jahren ähnlich „echtzei-
tig“ übertragen, ist die Entwicklung erst mit 
der Ausbreitung der Internetmedien in die 
Kritik geraten.

Berichterstattung und investigative Re-
cherche brauchen Zeit, mahnte auch Andreas 
Voßkuhle, Präsident des Bundesverfassungs-
gerichts. In einer Festrede im November 2013 
warnte er vor erheblichen Gefahren des Echt-
zeitjournalismus: „Wenn ständig neue Nach-
richten erforderlich sind, um die kurzen Auf-
merksamkeitsspannen der Internetnutzer auf 
die eigenen Seiten zu lenken, taugt zuneh-
mend jede kritische Äußerung eines Amts-
trägers zur Nachricht.“ Da immer weniger 
Repräsentanten unter diesen Bedingungen 
inhaltliche Aussagen treffen würden, müss-
ten „zunehmend Aussagen, die eigentlich 
keinen Nachrichtenwert haben, zu Meldun-
gen stilisiert werden“. ❙2 

Besonders heikel wird diese Logik in Kri-
sensituationen, in denen das Echtzeittempo 
– in Erwartung einer zunehmenden Eskala-
tion der Ereignisse – eine immer drastischere 
Zuspitzung verlangt. So wird die Krise zwi-
schen Russland und der Ukraine immer wie-
der mit dem Kalten Krieg oder der Juli-Krise 
1914 verglichen. ❙3 Dass derartige historische 
Bezüge nicht nur unangemessen, sondern 
auch gefährlich sein können, musste Finanz-
minister Wolfgang Schäuble erfahren, der mit 
seinem Putin-Hitler-Vergleich die Situation 
unnötig angeheizt hat.

Wenn die Geschwindigkeit des Nachrich-
tengeschäfts zu Auswüchsen führt, was be-
deutet das dann für die politische Kommu-
nikation insgesamt? Können gründliche 

❙1  Edo Reents, Echtzeitjournalismus beim Obama-
Besuch. Auf der Damentoilette wurde ein Ring ge-
funden, 19. 6. 2013, www.faz.net/aktuell/ feuilleton/ 
medien/echtzeit-journalismus-beim-obama-be-
such-auf-der-damentoilette-wurde-ein-ring-gefun-
den-12236912.html (23. 4. 2014).
❙2  Andreas Voßkuhle, Festrede zur Verleihung des 
Otto Brenner Preises, 13. 11. 2013. www.medienpoli-
tik.net/ 2013/ 11/medienkritischer-journalismus-als-
verfassungsauftrag (23. 4. 2014).
❙3  Vgl. Petra Sorge, Medien zur Krim-Krise: Gefähr-
liche Stereotype, 13. 3. 2014, www.cicero.de/berliner-
republik/medien-zur-krim-krise-ukraine-russland-
gefaehrliche-stereotype/ 57212 (23. 4. 2014). 

mailto:sorge@cicero.de
http://www.faz.net/aktuell/feuilleton/medien/echtzeit-journalismus-beim-obama-besuch-auf-der-damentoilette-wurde-ein-ring-gefunden-12236912.html
http://www.faz.net/aktuell/feuilleton/medien/echtzeit-journalismus-beim-obama-besuch-auf-der-damentoilette-wurde-ein-ring-gefunden-12236912.html
http://www.faz.net/aktuell/feuilleton/medien/echtzeit-journalismus-beim-obama-besuch-auf-der-damentoilette-wurde-ein-ring-gefunden-12236912.html
http://www.faz.net/aktuell/feuilleton/medien/echtzeit-journalismus-beim-obama-besuch-auf-der-damentoilette-wurde-ein-ring-gefunden-12236912.html
http://www.medienpolitik.net/2013/11/medienkritischer-journalismus-als-verfassungsauftrag
http://www.medienpolitik.net/2013/11/medienkritischer-journalismus-als-verfassungsauftrag
http://www.medienpolitik.net/2013/11/medienkritischer-journalismus-als-verfassungsauftrag
http://www.cicero.de/berliner-republik/medien-zur-krim-krise-ukraine-russland-gefaehrliche-stereotype/57212
http://www.cicero.de/berliner-republik/medien-zur-krim-krise-ukraine-russland-gefaehrliche-stereotype/57212
http://www.cicero.de/berliner-republik/medien-zur-krim-krise-ukraine-russland-gefaehrliche-stereotype/57212
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Recherche und Qualitätsjournalismus noch 
sichergestellt werden? Oder führt diese Be-
schleunigung zu einer gefährlichen Triviali-
sierung der Berichterstattung? Und was be-
deutet das für den politischen Prozess?

Ursachen für die Beschleunigung  
des Onlinejournalismus

Zunächst sollen fünf Antriebsfaktoren des 
digitalen Journalismus betrachtet werden: 
die neuen Nutzungsgewohnheiten der Rezi-
pienten, die Veränderungen im Werbemarkt 
und bei den Konkurrenzverhältnissen sowie 
die Einflüsse von Public Relations und sozi-
alen Netzwerken. Anschließend sollen Risi-
ken und Chancen diskutiert werden.

Rezipienten. Das Angebot folgt der Nach-
frage – und letztere wirkt zweifellos als wich-
tiger Beschleuniger des Onlinejournalismus. 
Laut (N)Onliner Atlas sind mehr als drei 
Viertel der Deutschen regelmäßig im Inter-
net unterwegs. Knapp 60 Prozent verfügen 
über einen schnellen Breitbandzugang, Ten-
denz leicht steigend. ❙4 Bereits ein Fünftel der 
Haushalte verfügt über mindestens einen Ta-
blet-PC. ❙5 Zudem rufen immer mehr Nutzer 
Inhalte über ihr Mobiltelefon ab: Ende 2013 
waren es knapp 27 Millionen. ❙6

Im gleichen Tempo, in dem sich die Digita-
lisierung in den Alltag drängt, verbessert sich 
auf Angebotsseite die Messmethodik. Müs-
sen sich Printmedien und Rundfunksender 
auf grobe Verkaufszahlen und Quoten verlas-
sen, erlauben Softwareprogramme wie Goog-
le Analytics oder Piwik eine Online-Erfolgs-
kontrolle in Echtzeit. Diese Analysen zeigen 
den Medienmachern auch, dass Nachrichten-
faktoren wie Kriminalität, Gewalt, Konflikt 
oder Sexualität im Onlinejournalismus be-
sonders nachgefragt sind. Die Journalisten 
Steffen Range und Roland Schweins sprachen 
bereits 2007 von einem „Primat der Unterhal-
tung“. Dieser gefährde den „Qualitätsjourna-

❙4  Vgl. (N)Onliner Atlas 2013, www.initiatived21.de/
portfolio/nonliner-atlas (23. 4. 2014).
❙5  Vgl. Birgit van Eimeren, „Always on“ – Smartpho-
ne, Tablet & Co. als neue Taktgeber im Netz. ARD/
ZDF-Onlinestudie 2013, www.ard-zdf-onlinestu-
die.de/index.php?id=439 (23. 4. 2014).
❙6  Vgl. AGOF, Mobile ist idealer Begleiter für jede Al-
tersgruppe, Pressemitteilung vom 21. 11. 2013, www.
agof.de/pressemitteilung-2013-11-21 (23. 4. 2014).

lismus alter Schule“, ❙7 beobachteten sie und 
warnten: „Online-Redakteure sind Getriebe-
ne in diesem Spiel.“

Werbemarkt. Es geht um Klicks, Klicks, 
Klicks. Die Informationsgemeinschaft zur 
Feststellung der Verbreitung von Werbeträ-
gern (IVW) und die Arbeitsgemeinschaft 
Online-Forschung (AGOF) interessieren sich 
neben den Einzelbesuchen für genau diese 
Seitenaufrufe – sogenannte Page Impressions. 
Je mehr Klicks, desto mehr Werbeeinnahmen, 
so lässt sich die Formel zusammenfassen. Da-
durch wird es für Medien attraktiver, skand-
alträchtige Meldungen, Sudokus oder Bilder-
galerien online zu stellen, längere Texte auf 
mehrere Klick-Seiten zu verteilen und Videos 
möglichst kurz zu halten. Andere Wege, jour-
nalistische Qualität im Internet zu messen – 
wie etwa eine längere Verweildauer – wurden 
zwar immer wieder diskutiert, aber nicht für 
zweckmäßig befunden. 

Dennoch reichen die Methoden kaum aus, 
um die kargen Anzeigenerlöse zu kompen-
sieren. Rubrikenmärkte und Kleinanzeigen, 
die der Presse über Jahrzehnte Gewinne be-
scherten, sind unwiderruflich ins Internet 
abgewandert. 2012 verringerten sich die Net-
to-Werbeeinnahmen der Tageszeitungen in 
Deutschland um 9,1 Prozent auf 3,23 Milli-
arden Euro. ❙8 

Zwar steigen die Online-Erlöse im gleichen 
Maß an. 2012 überschritten die Internetangebo-
te erstmals die Grenze von einer Milliarde Euro. 
Doch davon profitierten die Verlage kaum. Unter 
die Top Ten der reichweitenstärksten Webseiten 
schafften es – abgesehen von Computer-Fach-
portalen – nur zwei originäre Nachrichtensei-
ten: bild.de auf Platz vier und „Focus Online“ 
auf Platz zehn, das erstmals „Spiegel Online“ 
überholte. „Focus Online“ sieht den Erfolg da-
rin begründet, dass es „das schnellste Nachrich-
tenportal Deutschlands“ sei. ❙9 

❙7  Steffen Range/Roland Schweins, Klicks, Quoten, 
Reizwörter: Nachrichten-Sites im Internet. Gutach-
ten im Auftrag der Friedrich-Ebert-Stiftung, Berlin 
2007, S. 6.
❙8  Vgl. Zentralverband der deutschen Werbewirt-
schaft ZAW, Tabelle: Netto-Werbeeinnahmen erfass-
barer Werbeträger in Deutschland, www.zaw.de/in-
dex.php?menuid=119 (23. 4. 2014).
❙9  „Focus Online“-Chefredakteur Daniel Steil, zit. 
nach: Focus.de zieht erstmalig an Spiegel.de vorbei. 
Wir wollen die Nummer eins werden, 20. 3. 2014, 

http://www.initiatived21.de/portfolio/nonliner-atlas
http://www.initiatived21.de/portfolio/nonliner-atlas
http://www.ard-zdf-onlinestudie.de/index.php?id=439
http://www.ard-zdf-onlinestudie.de/index.php?id=439
http://www.agof.de/pressemitteilung-2013-11-21
http://www.agof.de/pressemitteilung-2013-11-21
http://www.zaw.de/index.php?menuid=119
http://www.zaw.de/index.php?menuid=119
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Für den Axel Springer Verlag aber lohnt 
sich trotz des „Bild“-Spitzenplatzes der On-
linejournalismus offenbar kaum. Jeder Ar-
tikel im Netz kommt demnach auf Produk-
tionskosten von circa 400 Euro, spielt aber 
bestenfalls 25 bis 40 Euro ein. ❙10 Wie schwer 
es ist, selbst mit exklusivem Recherchejour-
nalismus ausreichende Werbeerlöse zu er-
zielen, zeigt das Beispiel des britischen „Gu-
ardian“. Die drittgrößte englischsprachige 
Nachrichtenwebseite der Welt verzeichnete 
im Zuge der Enthüllungen zur NSA-Affäre 
seit dem vergangenen Jahr enorme Zugriffe. 
Dennoch ist die Zeitung notorisch klamm: 
2012 betrug das Minus 44,2 Millionen Pfund, 
2013 immer noch 31 Millionen, wie das Bran-
chenmagazin „Journalist“ ermittelte. ❙11 Auch 
2014 werde die Zeitung wieder Millionen ver-
brennen.

Konkurrenten. Der Wettbewerbsdruck im 
Netz ist enorm. Während die Druckausga-
ben regionaler Tageszeitungen nur einem be-
grenzten Wettbewerb in ihrem Gebiet ausge-
setzt oder sogar häufig Monopolisten sind, 
müssen sie online in den überregionalen Res-
sorts gegen alle anderen Zeitungen antreten. 
Das hat zur Folge, dass für diese Zeitungen 
Investitionen in Hauptstadt- oder Auslands-
korrespondenten wenig attraktiv geworden 
sind. Der freie oder Poolkorrespondent, der 
zuvor parallel für mehrere Zeitungen arbei-
ten konnte, hat heute Schwierigkeiten, seinen 
Text mehr als einmal abzusetzen.

Überhaupt gleichen sich viele Onlineange-
bote wie ein Ei dem anderen: überall diesel-
ben Texte und Fotos der Deutschen Presse-
Agentur (dpa). Die wenigen Möglichkeiten, 
sich vom Wettbewerber zu unterscheiden, sind 
Schnelligkeit und Varianz der Überschriften. 
Besonders wichtig ist die Suchmaschinenop-
timierung (search engine optimization, SEO): 
Wer diese Technik besonders effizient ein-
setzt, landet bei Google News unter den ers-
ten Suchergebnissen – und erhält viele Klicks. 

http://kress.de/mail/alle/detail/beitrag/ 125543-fo-
cusde-zieht-erstmalig-an-spiegelde-vorbei-wir-wol-
len-die-nummer-eins-werden.html (23. 4. 2014).
❙10  Vgl. Volker Hummel, Drei Länder mit Qualität, 
in: Journalist, 64 (2012) 2, S. 27.
❙11  Vgl. Jakob Schulz, The Guardian – Rusbridgers 
Rezept, www.journalist.de/aktuelles/meldungen/
rusbridgers-rezept-portraet-der-britischen-tages-
zeitung-the-guardian-um-chefredakteur-alan-rus-
bridger.html (23. 4. 2014).

Public Relations. Den hauptberuflich in 
Deutschland arbeitenden Journalisten steht 
mindestens die gleiche Zahl an professionel-
len Kommunikatoren gegenüber, schätzt der 
Leipziger Kommunikationswissenschaftler 
Günter Bentele. ❙12 In den USA beträgt das 
Verhältnis sogar schon 1 zu 4,6. ❙13 Ein Groß-
teil der Medienberichterstattung hierzulande 
wird nach Angaben des Forschers thematisch 
und inhaltlich von der Presse- und Öffent-
lichkeitsarbeit dominiert: Bei Print, Hörfunk 
und Fernsehen gingen etwa zwei Drittel des 
redaktionellen Stoffes außerhalb von Krisen-
situationen auf die Initiative der PR zurück. 
„Für die Online-Information dürfte die-
ser Anteil noch deutlich höher sein“, schätzt 
Bentele. Da Recherchezeit in den Redaktio-
nen immer knapper wird, ist dort angesichts 
des permanenten digitalen Aktualisierungs-
drucks die Versuchung, auf schnell verfügba-
re PR-Informationen zurückzugreifen, wohl 
besonders groß.

Taktung durch soziale Netzwerke. Kaum 
ein Faktor allerdings hat so zur Beschleuni-
gung des Journalismus beigetragen wie die 
sozialen Netzwerke. Diese digitalen Beteili-
gungsmöglichkeiten, die in Autokratien be-
reits ungeahnte politische Dynamiken verur-
sacht haben, bieten auch in demokratischen 
Öffentlichkeiten neue Möglichkeiten. Nut-
zer können in Echtzeit mit politischen Re-
präsentanten oder Autoren in Kontakt treten. 
Journalisten sehen sich in der Folge nicht nur 
einer stärkeren Kritik und Kontrolle durch 
die Rezipienten ausgesetzt, auch ihr Be-
rufsbild verschiebt sich. Der CitJo – citizen 
journalist – und zunehmend auch der MoJo 
– mobile journalist – sind längst am Ort des 
Geschehens und twittern. Der Redakteur fil-
tert die Nachrichtenströme; er managt die 
 Informationsflut.

Mithin treiben die sozialen Netzwerke die 
klassischen Medien sogar vor sich her. Wäh-
rend der Terroranschläge des Boston Ma-
rathons beschwerte sich etwa ein Twitter-
Nutzer über das langsame Tempo von „Zeit 
Online“: Er lese live bei CNN mit. Die Re-

❙12  E-Mail von Günter Bentele an die Verfasserin, 
16. 3. 2014.
❙13  Vgl. Eric Morath, Orthodontists Earn More Than 
CEOs: 10 Facts About Wages, 1. 4. 2014, http://blogs.
wsj.com/economics/ 2014/ 04/ 01/orthodontists-earn-
more-than-ceos-10-facts-about-wages-in-america 
(23. 4. 2014).
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daktion entgegnete, sie brauche Zeit, die In-
formationen zu prüfen. Am Tag des Terror-
anschlags liefen unzählige Falschmeldungen 
über die sozialen Netzwerke. Auch seriö-
se Medien verbreiteten die Spekulationen. 
CNN meldete zu früh die Festnahme eines 
Verdächtigen. Ein Irrtum, den auch n-tv.de 
verbreitete: In seiner Push-App-Eilmeldung 
berief sich der Nachrichtensender auf CNN 
als Quelle. ❙14 Die Festnahme wurde kurz da-
rauf von der Bostoner Polizei dementiert. ❙15

Welches dieser beiden Onlinemedien re-
agierte richtig? „Zeit Online“, das auf jour-
nalistische Sorgfaltspflicht setzte, obwohl es 
am Tag des Terroranschlags nahezu unmög-
lich war, die Fakten von Deutschland aus zu 
prüfen? Oder n-tv.de, das sich für Schnellig-
keit entschied?

Veränderungen, die nicht mehr 
aufzuhalten sind

Der kanadische Medienjournalist Mathew In-
gram ist überzeugt, Fehler im Echtzeitjour-
nalismus seien unvermeidbar: „Das ist nun 
einmal die Art, wie Nachrichten heute funk-
tionieren.“ ❙16 Noch verkehrter sei es, die sozi-
alen Netzwerke für derartige Falschmeldun-
gen verantwortlich zu machen. Ingrams These 
wurde in den US-Medien heftig diskutiert. Ei-
nige Journalisten waren der Meinung, Fehler 
während solcher Breaking-news-Situationen 
zu akzeptieren, sei der allergrößte Fehler. ❙17 

Tatsächlich sind mit dieser Art der Bericht-
erstattung Risiken verbunden. Insbesondere 
drohen die Persönlichkeitsrechte von Betroffe-

❙14  Petra Sorge, Boston-Terror – Nicht-News in Dau-
erschleife, 18. 4. 2013, www.cicero.de/salon/boston-
terror-anschlaege-nicht-news-dauerschleife/ 54230 
(23. 4. 2014).
❙15  Anschlag in Boston – Über wachungs kamera 
liefert Hinweis auf Attentäter, 17. 4. 2013, www.
zeit.de/gesellschaft/zeitgeschehen/ 2013-04/boston-
anschlag-ermittlung-verdaechtiger (23. 4. 2014).
❙16  Mathew Ingram, It’s not Twitter – This is Just 
the Way the News Works Now, 15. 12. 2012, http://
gigaom.com/ 2012/ 12/ 15/its-not-twitter-this-is-just-
the-way-the-news-works-now (23. 4. 2014).
❙17  Vgl. Eric Deggans, Understanding Newtown 
Shooting Coverage: Accepting Errors in Breaking 
News Seems the Biggest Mistake, www.tampa-
bay.com/blogs/media/content/understanding-new-
town-shooting-coverage-accepting-errors-brea-
king-news-seems-biggest-mistake (23. 4. 2014).

nen verletzt zu werden. Nach dem Amoklauf 
an der Sandy Hook Grundschule in Newtown, 
Connecticut, zeigten diverse US-Medien für 
eine Stunde das Facebook-Foto des mutmaß-
lichen Täters. Tatsächlich handelte es sich bei 
dem Gezeigten um seinen Bruder. ❙18 

Besonders verheerend ist diese Entwick-
lung für Personen der Zeitgeschichte, die 
in Skandale verwickelt werden. Zahlrei-
che Onlineportale richteten voyeuristische 
Live-Ticker ein, als die „Stern“-Reporte-
rin Laura Himmelreich auf Rainer Brüder-
le traf, den sie des Sexismus bezichtigt hatte, 
oder als die ersten Kinderporno-Vorwürfe 
gegen Sebastian Edathy durch Berlin kreis-
ten. Angetrieben von Häme bei Facebook, 
Twitter und diversen Foren bauen sich so 
brutale Erregungswellen auf, bei denen die 
Betroffenen „gnadenlos durch den Wolf 
gedreht“ werden, wie es die frühere Kie-
ler Oberbürgermeisterin Susanne Gaschke 
im „Cicero“ formulierte. ❙19 Onlinemedien 
freut es: Die Erregung lässt sich in lukrative 
Klicks verwandeln. 

Der Echtzeitjournalismus setzt öffentli-
che Repräsentanten aber auch in Normalsi-
tuationen unter Druck. Das Tempo, mit dem 
von Politikern Statements zu aktuellen Ereig-
nissen abverlangt wird, lässt keinerlei Spiel-
raum für innerparteiliche Abstimmungs-
prozesse. Wer da nicht mithält, wird vom 
Mediensystem mit Nichtbeachtung gestraft. 
Das System setzt auch Anreize, gezielte Re-
zipientengruppen zu bedienen. Digital af-
fine Stakeholder, die über Blogs und soziale 
Netzwerke eng vernetzt sind, können binnen 
kürzester Zeit in ihrer Community für eine 
enorme Verbreitung sie betreffender Inhalte 
sorgen. Beispiele für solche Gruppen sind die 
Piratenpartei kurz nach ihrem Einzug in den 
Berliner Landtag oder aktuell die Partei Al-
ternative für Deutschland. Demokratietheo-
retisch ist es durchaus bedenklich, wenn auf-
grund dieser Logik deren Lobbyinteressen 
eine größere Gewichtung erhalten als The-
men wie Pflege oder Altern.

❙18  Für eine Übersicht der Fehler in der Berichterstat-
tung über Sandy Hook siehe David Folkenflik, Co-
verage Rapid, And Often Wrong, In Tragedy’s Ear-
ly Hours, 18. 12. 2012, www.npr.org/ 2012/ 12/ 18/ 
167466320/coverage-rapid-and-often-wrong-in-tra-
gedys-early-hours (23. 4. 2014).
❙19  „Gnadenlos durch den Wolf gedreht“. Interview 
mit Susanne Gaschke, in: Cicero, (2013) 12, S. 33. 
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Andererseits birgt der Echtzeitjourna-
lismus auch enorme Chancen. Er versorgte 
das Publikum etwa während der Reaktor-
katastrophe in Fukushima mit sekunden-
genauer Information und diente sogar Po-
litikentscheidern: Bundeskanzlerin Angela 
Merkel soll den schwarz-gelben Atomaus-
stieg noch am selben Tag beschlossen ha-
ben, als sie die Bilder des zerstörten Kraft-
werks sah. ❙20

Der Umbruch in der Medienwelt ermög-
licht zudem völlig neue Formen der demo-
kratischen Partizipation und Nischenbil-
dung. Als herausragendes Beispiel ist der 
NSU-Watchblog zu nennen, ein Bünd-
nis antifaschistischer und antirassistischer 
Gruppen und Einzelpersonen. ❙21 Mit ihren 
Protokollen, Echtzeit-Tweets und deutsch-
türkischen Berichten vom NSU-Prozess in 
München hat die Initiative mehr Atem ge-
zeigt als die meisten klassischen Medien, 
die sich zu Beginn eher auf Nebensächliches 
wie die Platzfrage im Gerichtssaal oder das 
Aussehen Beate Zschäpes konzentrierten. 
Die Otto-Brenner-Stiftung zeichnete den 
Watchblog 2013 mit dem Medienprojekt-
preis aus, das „Medium Magazin“ mit einem 
Sonderpreis.

Tatsächlich gibt es Hoffnung, dass auch die 
Onlineleser selbst anspruchsvoller gewor-
den sind. Das zeigt einerseits der Erfolg opu-
lenter Multimediaformate wie „NSA Files: 
Decoded“ über die Snowden-Enthüllungen 
beim „Guardian“ oder geheimer krieg.de, 
ein Rechercheprojekt von „Süddeutscher 
Zeitung“ und NDR über nachrichtendienst-
liche Aktivitäten in Deutschland. Anderer-
seits spricht auch die gestiegene Bereitschaft, 
für wertvollen Qualitätsjournalismus Geld 
auszugeben, für sich: Derzeit setzen laut 
Bundesverband Deutscher Zeitungsverle-
ger (BDZV) bereits 76 Titel im Internet auf 
Bezahlschranken, sogenannte paywalls. ❙22 
Ganz neue Erlösmöglichkeiten eröffnet den 
Verlagen auch der Tabletjournalismus. „Der 

❙20  Vgl. Lisa Caspari, Nach Fukushima – Schwarz-
Gelb hat sich mit dem Atomausstieg arrangiert, 
9. 3. 2012, www.zeit.de/politik/deutschland/ 2012-03/
koalition-atomausstieg-fukushima (23. 4. 2014).
❙21  Vgl. www.nsu-watch.info/kontakt-impressum 
(23. 4.  2014).
❙22  BDZV, Paid Content Angebote deutscher Zei-
tungen, www.bdzv.de/zeitungen-online/paidcontent 
(23. 4.  2014).

Spiegel“ hat für seine digitale Ausgabe be-
reits 50 000 Abonnenten, jährlich kommen 
10 000 neue hinzu. ❙23

Schließlich sind die Trends, die den Jour-
nalismus unter Druck setzen, nicht alle auf 
die Digitalisierung zurückzuführen. Bereits 
Mitte der 1990er Jahre waren Auflagenzahlen 
und Anzeigenumsätze bei Tageszeitungen 
rückläufig. Die Forschung beschäftigte sich 
schon seit Jahrzehnten mit dem Niedergang 
des Qualitätsjournalismus, dem Relevanz-
verlust des Politischen und der Verflachung 
der Berichterstattung hin zum „Infotain-
ment“. ❙24

Wie sollten Medien  
und Politik reagieren?

Die Echtzeitberichterstattung zu verdam-
men oder ihr die Berechtigung abzuspre-
chen, Teil des Journalismus zu sein, ❙25 bringt 
die Debatte daher nicht voran. Tagesaktuel-
ler Nachrichtenjournalismus war auch vor 
der Digitalisierung schon immer ein hekti-
sches, fehleranfälliges Geschäft, an dessen 
Ende ein in sich abgeschlossenes Produkt 
– ein Artikel oder Beitrag – stand. ❙26 Nur 
agierten die Medienhäuser damals weitge-
hend im Verborgenen, undurchsichtig für 
Außenstehende. Das Netz hat diese Black-
box in ein gläsernes Gehäuse verwandelt: 
Der Echtzeitjournalismus macht das redak-
tionelle Chaos für alle sichtbar.

Medienmacher müssen sich daher darauf 
einstellen, das Publikum an ihren Recher-
cheschritten teilhaben zu lassen. Die verän-
derten Arbeitsprozesse erfordern noch mehr 
Sorgfalt; der Pressekodex muss unter Echt-
zeitbedingungen genauso gelten. Persönlich-
keitsrechte dürfen nicht mit Füßen getreten 
werden: Wo die Staatsanwaltschaft ermittelt, 

❙23  Vgl. Ove Saffe, Spiegel-Geschäftsführer im Inter-
view, in: Süddeutsche Zeitung vom 14. 4. 2014.
❙24  Vgl. etwa Neil Postman, Wir amüsieren uns zu 
Tode. Urteilsbildung in Zeiten der Unterhaltungsin-
dustrie, Frankfurt/M. 1985.
❙25  „Echtzeit und Journalismus bilden ein Gegensatz-
paar, einen Widerspruch in sich“, behauptete etwa 
„Cicero Online“-Redakteur Timo Stein, in: Klick.
Klick.Klick. Es gibt keinen #Echtzeitjournalismus, 
21. 6. 2013, www.cicero.de/salon/klickklickklick-es-
gibt-keinen-echtzeitjournalismus/ 54840)
❙26  Vgl. M. Ingram (Anm. 16).
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gilt bis zum Richterspruch die Unschulds-
vermutung; wer die Politikerwohnung – wie 
im Fall Edathy geschehen – von innen zeigt, 
verletzt die Intimsphäre und trägt nichts zur 
Aufklärung eines Sachverhalts bei.

Moralappelle wie jene von Verfassungsge-
richtspräsident Andreas Voßkuhle an ein-
zelne Journalisten, „gegen die Anreize eines 
systemkonformen Verhaltens“ zu handeln, 
nützen dennoch nur begrenzt. Einerseits 
sorgt die Prekarisierung ❙27 des Journalismus 
bei gleichbleibend hoher Attraktivität des 
Berufsbilds dafür, dass ein Überangebot an 
günstigen Medienarbeitern im Markt derar-
tige Ausfälle kompensieren kann. Anderer-
seits vermögen die Handlungen Einzelner 
auch nicht mehr den Trend zur Beschleuni-
gung des gesamten Systems aufzuhalten.

Sinnvoller wäre es deshalb, den Arbeits-
prozess im Echtzeitjournalismus insgesamt 
transparenter zu gestalten. Fehler in Online-
Artikeln müssen nicht nur korrigiert werden, 
diese Änderungen sollten auch protokolliert 
werden. Das erfordert allerdings eine offene-
re Kritikkultur in Redaktionen, an der es in 
Deutschland vielfach mangelt. ❙28 

US-Journalismusforscher Craig Silver-
man ist überzeugt, Zurückhaltung könne 
in Breaking-news-Situationen ein Wettbe-
werbsvorteil sein. ❙29 Auf Gerüchte in den so-
zialen Netzwerken sollten Redaktionen al-
lenfalls vorsichtig eingehen, ohne sie selbst 
zu übernehmen. Beispielhaft macht das Andy 
Carvin, Nahostreporter des US-Senders Na-
tional Public Radio: Wenn er Tweets weiter-
verbreitet, deren Wahrheitsgehalt er nicht auf 
die Schnelle überprüfen kann, kennzeichnet 
er diese etwa mit dem Hinweis „Not confir-

❙27  Siehe dazu Volker Lilienthal/Thomas Schnedler, 
Gezwungen, sich zu verkaufen? Zur sozialen Lage 
von Journalistinnen und Journalisten, in: APuZ, 62 
(2012) 29–31, S. 15–21.
❙28  Vgl. Mediaact, Kritik – Fremdwort für deutsche 
Journalisten, Pressemitteilung vom 18. 4. 2013, www.
brost.org/uploads/media/PM_Ergebnisse_Media 
Act.pdf (23. 4. 2014).
❙29  Vgl. Craig Silverman, In Real-time Journalism, 
Declaring What You Won’t Report Can Be Just as 
Important as What You Will, 17. 12. 2012, www.
poynter.org/latest-news/regret-the-error/ 198487/
in-real-time-journalism-declaring-what-you-wont-
report-can-be-just-as-important-as-what-you-will 
(23. 4. 2014).

med“. ❙30 Redaktionen sollten laut Silverman 
auch erklären, warum sie über etwas nicht 
berichten. Zwar riskierten sie in diesem Mo-
ment Reichweite. Doch in Erinnerung blie-
ben nur jene Medien, die Falschmeldungen 
verbreiten, nicht jene, die richtig lagen.

An Amts- und Mandatsträger stellt die be-
schleunigte Medienrealität ganz andere An-
forderungen. So entsteht laut dem Politik-
wissenschaftler Ulrich Sarcinelli ein neuer 
Typus des politischen Repräsentanten: der 
Politikvermittler. Dieser muss „kommuni-
kative – vor allem auch medienspezifische – 
Fähigkeiten“ besitzen. ❙31 Das Personal muss 
aber auch stärker für Krisensituationen ge-
wappnet sein, die sich im Echtzeitjourna-
lismus rasant zu Proteststürmen aufschrau-
ben können. Hinzu kommen Fähigkeiten im 
Umgang mit sozialen Netzwerken. Nur wer 
auf diesen Kanälen schon langfristig Unter-
stützer gesammelt hat und die richtige, hu-
morvoll-selbstironische Ansprache dort 
beherrscht, ist für drohende Shitstorms ge-
wappnet. Oder er weiß sie – wie CDU-Twit-
ter-Pionier Peter Altmaier es bei Anwürfen 
gegen sein Privatleben gelang – sogar gleich 
im Keim zu  ersticken. 

Ausblick

2007 prophezeiten Steffen Range und Ro-
land Schweins dem Onlinejournalismus ein 
baldiges Ende. „(N)och drei, fünf oder acht 
Jahre“, schrieben sie, und spätestens dann 
„werden sich etliche Leser ermattet abwen-
den von den aufgeregten, hyperventilieren-
den, sensationsgeilen Sites“. ❙32 2014 ist davon 
nichts eingetreten. Die Nutzerzahlen sind 
sogar noch gewachsen. Das muss nicht un-
bedingt für den Onlinejournalismus spre-
chen. Aber gegen die Leser spricht es ganz 
gewiss nicht. 

❙30  Vgl. ders., Is This the World’s Best Twitter Ac-
count?, 8. 4. 2011, www.cjr.org/behind_the_news/is_
this_the_worlds_best_twitter_account.php?page=all 
(23. 4. 2014).
❙31  Ulrich Sarcinelli, Politische Kommunikation in 
Deutschland. Medien und Politikvermittlung im de-
mokratischen System, Wiesbaden 20113, S. 180.
❙32  S. Range/ R. Schweins (Anm. 7), S. 81.

http://www.brost.org/uploads/media/PM_Ergebnisse_MediaAct.pdf
http://www.brost.org/uploads/media/PM_Ergebnisse_MediaAct.pdf
http://www.brost.org/uploads/media/PM_Ergebnisse_MediaAct.pdf
http://www.poynter.org/latest-news/regret-the-error/198487/in-real-time-journalism-declaring-what-you-wont-report-can-be-just-as-important-as-what-you-will
http://www.poynter.org/latest-news/regret-the-error/198487/in-real-time-journalism-declaring-what-you-wont-report-can-be-just-as-important-as-what-you-will
http://www.poynter.org/latest-news/regret-the-error/198487/in-real-time-journalism-declaring-what-you-wont-report-can-be-just-as-important-as-what-you-will
http://www.poynter.org/latest-news/regret-the-error/198487/in-real-time-journalism-declaring-what-you-wont-report-can-be-just-as-important-as-what-you-will
http://www.cjr.org/behind_the_news/is_this_the_worlds_best_twitter_account.php?page=all
http://www.cjr.org/behind_the_news/is_this_the_worlds_best_twitter_account.php?page=all
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Gesellschaftlicher Wandel wird oft anhand 
der für die betreffende historische Phase 

als typisch angesehenen Formationen von Pu-
blika charakterisiert. 
Die „Massengesell-
schaft“ sah man geprägt 
durch die den Großteil 
der Bevölkerung ein-
schließenden Publika 
massenmedialer An-
gebote; die „Zielgrup-
pen- beziehungsweise 
Erlebnisgesellschaft“ 
durch die Publika von 
fein auf bestimmte Le-
bensstile ausgerichte-
ten Zielgruppenange-
boten; die „Netzwerk-
gesellschaft“ durch die 
vernetzte Individualität 
der Nutzerinnen und 

Nutzer von Onlinediensten. Dies verweist da-
rauf, dass an Prozessen öffentlicher Kommu-
nikation, durch die sich Öffentlichkeiten kon-
stituieren, neben institutionalisierten Kommu-
nikatoren, den von ihnen hergestellten Kom-
munikationsangeboten und den verschiedenen 
Akteuren des intermediären Systems maßgeb-
lich auch die Mediennutzerinnen und -nutzer 
beteiligt sind: Erst im kommunikativen Han-
deln derjenigen, die, primär in einer Publi-
kumsrolle und in der Regel vermittelt über me-
diale Angebote, mit den Aussagen institutiona-
lisierter Kommunikatoren in Kontakt kommen 
und sich darüber auf die eine oder andere Wei-
se mit Anderen austauschen und verständigen, 
konstituieren sich Öffentlichkeiten.

Die folgenden Überlegungen gehen der 
Frage nach, wie sich die Grundstruktur 
der Öffentlichkeit, ihre „Topografie“, im 
Zuge der massiven Veränderungen der Me-
dienumgebung transformiert. Die mit der 
Digitalisierung einhergehende technische 
Konvergenz der Übertragungswege und 
Endgeräte sowie die gleichzeitige Ausdiffe-

renzierung der Medien- und Kommunikati-
onsdienste werden intensiv im Hinblick auf 
ihre Konsequenzen für die kommunikati-
ven Grundlagen der Gesellschaft und einen 
erneuten „Strukturwandel von Öffentlich-
keit“ diskutiert. ❙1 Das soll hier aufgegriffen 
und mit Hilfe aktueller Befunde und Kon-
zepte zur öffentlichen Kommunikation dis-
kutiert werden.

Zum Stellenwert verschiedener 
Mediengattungen

Diskussionen um die Veränderungen der 
Grundstrukturen von Öffentlichkeit set-
zen oft an dem relativen Stellenwert an, den 
die verschiedenen Mediengattungen an der 
Meinungsbildung einnehmen. So gehört es 
zu den grundlegenden Prämissen der Me-
dienregulierung in Deutschland, dass das 
Fernsehen – so die Begründung des Bun-
desverfassungsgerichts ❙2 – aufgrund seiner 
Breitenwirkung, Suggestivkraft und Ak-
tualität als Leitmedium für die öffentliche 
Meinungsbildung anzusehen ist; entspre-
chend setzen Regulierungsinstrumente zur 
Verhinderung vorherrschender Meinungs-
macht bisher vor allem an diesem Medium 
an. Die rasche Ausbreitung des Internets – 
2013 nutzten es bereits gut 77 Prozent der 
deutschsprachigen Bevölkerung ab 14 Jah-
ren ❙3 – hat in den vergangenen Jahren immer 
wieder Anlass gegeben, den Status des Fern-
sehens als Leitmedium der Öffentlichkeit in 
Frage zu stellen. 

Als ein erster Indikator für den Stellen-
wert der verschiedenen Medien für die öf-
fentliche Kommunikation kann die tägli-
che Reichweite dienen; vergleicht man die 
wichtigsten Medien anhand dieses Indika-
tors, befand sich 2013 weder das Fernsehen 
noch das Internet vorn, sondern das Radio 
(78 Prozent der Personen ab 14 Jahren), es 
folgten das Fernsehen (72 Prozent), die Ta-

❙1  Vgl. Richard Münch/Jan Schmidt, Medien und 
sozialer Wandel, in: Michael Jäckel (Hrsg.), Lehr-
buch der Mediensoziologie, Opladen 2005, S. 201–
218.
❙2  Siehe BVerfGE 90, 60 (87).
❙3  Vgl. Birgit van Eimeren/Beate Frees, Rasanter An-
stieg des Internetkonsums – Onliner fast drei Stun-
den täglich im Netz. Ergebnisse der ARD/ZDF-On-
linestudie 2013, in: Media Perspektiven, (2013) 7–8, 
S. 358–372.

mailto:u.hasebrink@hans-bredow-institut.de
mailto:u.hasebrink@hans-bredow-institut.de
mailto:s.hoelig@hans-bredow-institut.de
mailto:s.hoelig@hans-bredow-institut.de
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geszeitung (65 Prozent) und an vierter Stelle 
das Internet (48 Prozent). ❙4 

Für die hier vorliegende Fragestellung 
nach der Rolle der Medien für die Informa-
tion und Meinungsbildung der Bevölkerung 
erscheint die nicht nach Angebotskategorien 
und Funktionen differenzierende pauscha-
le Reichweite allerdings nicht angemessen. 
Diejenigen empirischen Studien, die darauf 
abzielen, den relativen Stellenwert der ver-
schiedenen Mediengattungen speziell für die 
öffentliche Information und Meinungsbil-
dung zu bestimmen, kommen bislang über-
einstimmend zu dem Ergebnis, dass dem 
Fernsehen in dieser Hinsicht vorerst weiter-
hin der Spitzenplatz zukommt. ❙5 Als Beispiel 
für entsprechende Untersuchungen sei hier 
zunächst der MedienVielfaltsMonitor der 
Bayerischen Landeszentrale für neue Medi-
en (BLM) genannt, mit dem ein medienüber-
greifender Indikator für Meinungseinfluss 
bestimmt wird. ❙6 Dieses sogenannte Mei-
nungsbildungsgewicht setzt sich aus zwei 
Ausgangswerten zusammen: der informa-
tionsbezogenen Reichweite der Mediengat-
tung und der Wichtigkeit der Gattung für 
Informationen aus der Sicht der Nutzerin-
nen und Nutzer. Das daraus berechnete Mei-
nungsbildungsgewicht jeder Mediengattung 
gibt an, wie viel Prozent des angenommenen 
Gesamtbeitrags zur öffentlichen Meinungs-
bildung auf das jeweilige Medium entfal-
len. Danach erzielt das Fernsehen mit knapp 
37 Prozent das mit Abstand höchste Ge-
wicht, es folgen Tageszeitungen, Radio, In-
ternet und Zeitschriften (Tabelle 1). 

Über die Zeit betrachtet zeigt sich, dass 
das Gewicht des Internets gegenüber 2009 
von knapp 13 auf knapp 18 Prozent zuge-
nommen hat, während der Trend für Fernse-

❙4  Vgl. Christian Breunig/Karl-Heinz Hofsüm-
mer/Christian Schröter, Funktionen und Stellen-
wert der Medien – das Internet im Kontext von 
TV, Radio und Zeitung. Entwicklungen anhand 
von vier Grundlagenstudien zur Mediennutzung 
in Deutschland, in: Media Perspektiven, (2014) 3, 
S. 122–144, hier: S. 135.
❙5  Siehe als Überblick über entsprechende Studien 
ebd.
❙6  BLM, MedienVielfaltsMonitor der BLM. Anteil 
der Medienkonzerne und Medienangebote am Mei-
nungsmarkt, 1. Halbjahr 2013, München 2013, online: 
www.blm.de/apps/documentbase/data/pdf1/BLM_
MedienVielfa ltsMonitor_1_Halbjahr_ 2013.pdf 
(4. 5. 2014).

Tabelle 1: Meinungsbildungsgewicht 
der verschiedenen Mediengattungen in 
Deutschland 2013 (in Prozent)

Fernsehen 36,9
Tageszeitungen 22,7
Radio 18,9
Internet 17,9
Zeitschriften*) 3,6

Quelle: TNS Infratest Media Research 2013; BLM 
(Anm. 6).
*) Diese Kategorie umfasst auch Nachrichtenmagazi-
ne und Wochenzeitungen.

hen (von 40 auf 37 Prozent) und Tageszeitun-
gen (von 26 auf 23 Prozent) rückläufig ist.  ❙7 
Andere Studien, die Veränderungen über 
die Zeit erfassen, dokumentieren markan-
tere Verschiebungen. In der Langzeitstudie 
Massenkommunikation nannten 2000 noch 
73 Prozent der Bevölkerung das Fernsehen 
als wichtigstes oder zweitwichtigstes Infor-
mationsmedium, zehn Jahre später waren es 
noch 63 Prozent. Im gleichen Zeitraum stie-
gen die Nennungen für das Internet von 13 
auf 45 Prozent; ❙8 es spricht viel dafür, dass 
dieser Wert bei der nächsten Erhebung 2015 
abermals deutlich höher liegen wird. 

In einer Studie des Hans-Bredow-Insti-
tuts von 2011, in der der Stellenwert der ver-
schiedenen Medien für Information und 
Meinungsbildung durch offene Fragen nach 
den wichtigsten Informationsquellen erfasst 
wurde, bestätigte sich die Rolle des Fernse-
hens als wichtigste Informationsquelle. Zu-
gleich wurde dort aber deutlich, dass Öffent-
lichkeiten auf verschiedenen Ebenen und zu 
verschiedenen Themen konstituiert werden, 
zu denen die verschiedenen Medien in un-
terschiedlichem Ausmaß beitragen: Die Spit-
zenposition des Fernsehens gilt für allgemei-
ne Informationen über Deutschland und die 
Welt sowie für Informationen zur politischen 
Meinungsbildung. Fragt man hingegen nach 
den wichtigsten Informationsquellen über 
die eigene Region, liegen die regionalen und 
lokalen Tageszeitungen klar vor allen ande-

❙7  TNS Infratest/BLM, Relevanz der Medien für 
die Meinungsbildung. Empirische Grundlagen zum 
MedienVielfaltsMonitor der BLM, München 2013, 
S. 28.
❙8  Vgl. Ch. Breunig/K.-H. Hofsümmer/ C. Schröter 
(Anm. 4), S. 125.

http://www.blm.de/apps/documentbase/data/pdf1/BLM_MedienVielfaltsMonitor_1_Halbjahr_2013.pdf
http://www.blm.de/apps/documentbase/data/pdf1/BLM_MedienVielfaltsMonitor_1_Halbjahr_2013.pdf
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Tabelle 2: Anteil der 15 wichtigsten Medienkonzerne am Meinungsbildungspotenzial  
(in Prozent)

Fernsehen Tages-
zeitungen Radio Internet Zeitschriften Anteil am 

 Meinungsmarkt
Gewicht 40 % 22 % 18 % 17 % 3 % 100 %
ARD 29,4 – 56,3 6,2 – 22,6
Bertelsmann 25,0 1,6 7,6 9,3 15,8 13,3
Springer – 25,8 2,2 10,8 22,4 9,0
ProSiebenSat.1 18,6 – – 5,3 – 7,8
ZDF 18,9 – – 1,2 – 7,2
Bauer 4,1 1,0 0,8 1,2 21,6 2,9
Südwest Presse – 10,4 0,8 1,2 0,6 2,8
Burda – – 2,9 6,9 18,2 2,4
Funke Medien-
gruppe (WAZ) – 6,6 0,7 0,6 8,1 2,0

United Internet – – – 9,3 – 1,7
DuMont 
 Schauberg – 6,1 0,4 1,1 – 1,7

Telekom – – – 9,1 – 1,6
Madsack – 6,1 0,5 0,3 – 1,6
MZV – 4,2 0,5 0,5 – 1,1
Holtzbrinck – 2,7 0,1 1,9 1,7 1,0

Quelle: BLM (Anm. 6).

ren Medien; und bei bestimmten Themen-
inte res sen spielen Zeitschriften eine besonde-
re Rolle. ❙9 

Zum Stellenwert einzelner Anbieter 
und Angebote

In Zeiten technischer Konvergenz und zu-
nehmend crossmedial ausgerichteter Unter-
nehmensstrategien bedarf die Vermessung 
der Grundstrukturen von Öffentlichkeit 
auch der Betrachtung des potenziellen Ein-
flusses einzelner Medienanbieter und An-
gebote. Im Hinblick auf die Bestimmung 
des Anteils einzelner Unternehmen an der 
Meinungsbildung kann wiederum auf den 
MedienVielfaltsMonitor der BLM zurück-
gegriffen werden: Das oben skizzierte Mei-
nungsbildungsgewicht wird dazu verwen-
det, für einzelne Unternehmen anhand der 
Marktanteile, die sie jeweils auf den Märk-

❙9  Vgl. Uwe Hasebrink/Jan-Hinrik Schmidt, Me-
dienübergreifende Informationsrepertoires. Zur Rol-
le der Mediengattungen und einzelner Angebote für 
Information und Meinungsbildung, in: Media Per-
spektiven, (2013) 1, S. 2–12. Basis der Befragung wa-
ren Telefoninterviews mit n = 1007 deutschsprechen-
den Personen ab 14 Jahren. 

ten Fernsehen, Radio, Tageszeitungen, Zeit-
schriften und Internet erzielen, einen me-
dienübergreifend bestimmten Anteil am 
Meinungsmarkt zu berechnen. Tabelle 2 gibt 
einen Überblick über die 15 Medienunter-
nehmen, denen 2013 die größten Anteile am 
gesamten Meinungsbildungspotenzial zuge-
schrieben wurden.

In der bereits genannten Studie des Hans-
Bredow-Instituts wurden die Befragten un-
ter anderem gebeten, die drei für sie per-
sönlich wichtigsten Informationsquellen 
zur politischen Meinungsbildung zu benen-
nen. Mit deutlichem Abstand vorn liegt die 
„Tagesschau“ (Tabelle 3). ❙10 Der große Vor-
sprung vor allen anderen Angeboten lässt 
darauf schließen, dass diese Art der Abfra-
ge vor allem das Image als Informationsme-
dium erfasst – und dass in dieser Hinsicht 
die „Tagesschau“ als der Inbegriff eines In-
formationsangebots gilt. Daneben enthält 
die Liste vor allem eine Reihe weiterer Fern-

❙10  Vgl. ebd. Der Logik der Studie entsprechend führt 
die Tabelle Kategorien auf, die sich so eng wie mög-
lich an den Äußerungen der Befragten orientieren; 
daher werden etwa „Tagesschau“ und ARD Nach-
richten getrennt aufgeführt.
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Tabelle 3: Wichtigste Angebote für die 
eigene politische Meinungsbildung  
(in Prozent der Befragten, n = 1007)

„Tagesschau“ 29,1

google.de 6,8

„Bild“ 6,0

„ZDF heute“ 5,6

ARD Nachrichten (allg.) 5,5

RTL Nachrichten (allg.) 4,8

ntv Nachrichten 4,6

spiegelonline.de 4,4

Regionale Tageszeitung (allg.) 4,1

Freunde 4,0

N24 Nachrichten 3,8

„ZDF heute journal“ 3,4

ZDF Nachrichten (allg.) 3,4

ntv (allg.) 3,4

„Anne Will“ 3,2

Quelle: U. Hasebrink/J.-H. Schmidt (Anm. 9).

sehangebote des ZDF sowie von RTL, NTV 
und N24. Mit „Anne Will“ – zum Zeitpunkt 
der Erhebung noch auf dem Sendeplatz am 
Sonntagabend – gehörte auch eine politische 
Talkshow zu den als am wichtigsten einge-
schätzten Angeboten für die politische Mei-
nungsbildung. Aufgrund der regional stark 
ausdifferenzierten Zeitungslandschaft fin-
den sich in dieser Liste nur die bundesweit 
verbreitete „Bild“ und die Sammelkatego-
rie Regionalzeitung; auf den hier nicht mehr 
aufgeführten Plätzen folgen unter anderem 
die Printmedien „Spiegel“ und „Süddeut-
sche Zeitung“. Bemerkenswert ist, dass der 
„Spiegel“ seltener genannt wird als das On-
line-Angebot spiegelonline.de. Besonders 
auffällig ist, dass mit google.de eine Suchma-
schine das am zweithäufigsten genannte An-
gebot darstellt, obwohl hier keine eigenen 
Angebote zur politischen Meinungsbildung 
gemacht werden. Die herausragende Stellung 
von google.de bei allen Internetrecherchen 
hat demnach zur Folge, dass viele Menschen 
diese Zugangshilfe zu politischer Informa-
tion als maßgeblichen Orientierungspunkt 
betrachten, nicht jedoch die Anbieter politi-
scher Information selbst. Ebenfalls auffällig 
ist, dass auf den hier nicht mehr aufgelisteten 
Folgerängen zwei Internet-Service-Provi-
der, t-online.de und web.de, genannt werden 
und damit – neben google.de – zwei weite-
re Angebote, deren Primärfunktion nicht in 

Tabelle 4: Angebote mit dem höchsten 
vermuteten Einfluss auf die politische 
 Meinungsbildung (in Prozent der Be
fragten, n = 1007) 

„Bild“ 32,1

„Tagesschau“ 21,1

Fernsehen allgemein 17,9

Internet allgemein 17,8

facebook.com 9,7

Radio allgemein 9,1

Zeitung allgemein 7,2

RTL (allgemein) 6,5

ARD Nachrichten 6,1

RTL Nachrichten 6,1

ARD (allgemein) 4,4

google.de 4,2

Quelle: U. Hasebrink/J.-H. Schmidt (Anm. 9).

der politischen Meinungsbildung liegt. Auch 
die Tatsache, dass in der Liste der wichtigs-
ten Informationsquellen „Freunde“ auftre-
ten, unterstreicht die Bedeutung eines sol-
chen offenen Erhebungsverfahrens, das es 
den Nutzerinnen und Nutzern überlässt, für 
sich persönlich zu definieren, was für sie ein 
relevantes Angebot für die politische Mei-
nungsbildung ist. 

In derselben Studie wurde auch danach ge-
fragt, welche Angebote die Befragten unab-
hängig von ihrer eigenen Mediennutzung 
als für die politische Meinungsbildung in 
Deutschland besonders wichtig ansehen. 
Das meistgenannte Angebot ist „Bild“, ge-
folgt von der „Tagesschau“ (Tabelle 4). Hier 
schlägt sich nieder, dass mit dieser Art der 
Fragestellung eher Images von Medien erfasst 
werden – wie im Fall von „Bild“ das eines be-
sonders einflussreichen Mediums („Bild’ Dir 
Deine Meinung“ heißt der seit einigen Jahren 
verwendete Werbeslogan). Im Vergleich zu 
den Angaben zu den persönlich wichtigsten 
Medien für die Meinungsbildung ist hier also 
eine deutliche Überschätzung zu beobach-
ten – der klassische Fall eines Third-person-
Effekts, demzufolge Menschen die Wirkung 
eines Mediums auf Andere stärker einschät-
zen als auf sich selbst. An dieser Auflistung 
der als besonders einflussreich eingeschätz-
ten Medien ist überdies bemerkenswert, dass 
nach „Bild“ und „Tagesschau“ die Netzwerk-
plattform facebook.com das am dritthäufigs-
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ten genannte Einzelangebot ist. Hier schlägt 
sich vermutlich die seit einigen Jahren sehr in-
tensive öffentliche Diskussion über die Rol-
le von Facebook nieder. Überraschend dabei 
ist, dass sich die Prominenz dieses Angebots 
auch bei einer Frage niederschlägt, bei der es 
speziell um die Einschätzung des Einflusses 
auf die Meinungsbildung geht. Wie schon bei 
den selbst genutzten Quellen für die politi-
sche Meinungsbildung wird auch hier wieder 
häufig google.de genannt.

Unterschiede zwischen verschiedenen 
Bevölkerungsgruppen

Die Bedeutung, die verschiedenen Medi-
en, Unternehmen und Einzelangeboten den 
oben skizzierten Befunden entsprechend 
für die Konstitution von Öffentlichkeit zu-
kommt, bezieht sich auf die Gesamtbevölke-
rung. In dem Maße, wie diese Bevölkerung 
kein homogenes Gebilde ist, sondern aus 
Teilgruppen und Milieus besteht, die sich in 
ihrer Lebensführung und in der damit ver-
bundenen Art der Teilhabe an öffentlicher 
Kommunikation unterscheiden, kann das so 
gezeichnete Bild von Öffentlichkeit irrefüh-
rend sein. Wie zahlreiche Studien im Zusam-
menhang mit der Digitalisierung dokumen-
tieren, schlägt sich vor allem das Alter sehr 
stark in den Mediennutzungsgewohnheiten 
nieder. ❙11 Die Gruppe der 14- bis 29-Jährigen 
gehört bereits seit einigen Jahren zu annä-
hernd hundert Prozent zu den Online-Nut-
zern. In dieser Altersgruppe übersteigt die 
tägliche Internetnutzungsdauer die Fernseh-
dauer wie auch die Dauer der Radionutzung. 
Zugleich ist die Reichweite der Zeitungen bei 
den Jüngeren deutlich niedriger. Neben dem 
Alter ist es vor allem die formale Bildung, 
die mit Unterschieden hinsichtlich der Be-
deutung einzelner Medien zusammenhängt. 
Formal höher Gebildete nutzen das Internet 
deutlich mehr und das Fernsehen deutlich 
weniger als formal geringer Gebildete. Diese 
Unterschiede deuten im Hinblick auf die To-
pografie von Öffentlichkeit an, dass sich un-
ter der Oberfläche der oben beschriebenen 
medienbezogenen Trends spezifische kom-
munikative Formationen herausbilden, die 
durch ein besonderes Informationsverhalten 
gekennzeichnet sind. 

❙11  Vgl. etwa Ch. Breunig/K.-H. Hofsümmer/ C. Schrö-
ter (Anm. 4).

Zu fragen ist allerdings, ob diese deutli-
chen Unterschiede im relativen Stellenwert 
der verschiedenen Medien auch mit rele-
vanten Unterschieden in der Teilhabe an öf-
fentlicher Kommunikation verbunden sind. 
Die Studie des Hans-Bredow-Instituts lie-
fert Hinweise darauf, dass die Unterschie-
de zwischen den Altersgruppen eher auf 
grundlegende Unterschiede in den Informa-
tionsbedürfnissen zurückgehen als auf sys-
tematische Verschiebungen der öffentlichen 
Kommunikation: Bei der allgemeinen Frage 
nach den wichtigsten Informationsquellen 
nennen die 14- bis 29-Jährigen zwar, anders 
als der Bevölkerungsdurchschnitt, am häu-
figsten Internetquellen. Im Hinblick auf die 
wichtigsten Quellen für Informationen über 
das aktuelle Geschehen in Deutschland und 
der Welt oder für die eigene politische Mei-
nungsbildung verweisen sie jedoch, eben-
so wie der Bevölkerungsdurchschnitt, am 
häufigsten auf Fernsehangebote – wichtigs-
tes Einzelangebot ist auch hier die „Tages-
schau“ –, und zur Information über die eige-
ne Region sind auch für sie Tageszeitungen 
die mit Abstand wichtigsten Informations-
quellen. Das bedeutet, dass der bei Jugendli-
chen und jungen Erwachsenen beobachtbare 
hohe Stellenwert des Internets als allgemei-
ne Informationsquelle sowie ihre hohe On-
linenutzungsdauer offenbar nicht dadurch 
begründet ist, dass das Internet bestimm-
te klassische Informationsbedürfnisse bes-
ser erfüllt als die etablierten Medien. Der 
Grund liegt vielmehr darin, dass in dieser 
Altersgruppe andere Informationsbedürf-
nisse im Vordergrund stehen, die vom Inter-
net besonders gut bedient werden.

Diese Argumentation setzt an bei einer 
Unterscheidung zwischen vier grundlegen-
den Informationsbedürfnissen: ❙12 erstens dem 
ungerichteten Informationsbedürfnis, das 
sich auf Neuigkeiten bezieht, die für die Ein-
zelperson oder die Gesellschaft von Belang 
sein könnten; zweitens thematischen Interes-
sen, die eine Einzelperson ausbildet; drittens 
gruppenbezogenen Bedürfnissen, die darauf 
abzielen, dass die Einzelperson einschätzen 
kann, was die für sie relevanten Bezugsgrup-

❙12  Vgl. Uwe Hasebrink/Hanna Domeyer, Zum Wan-
del von Informationsrepertoires in konvergierenden 
Medienumgebungen, in: Maren Hartmann/Andreas 
Hepp (Hrsg.), Die Mediatisierung der Alltagswelt, 
Wiesbaden 2010, S. 49–64.
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pen denken und für wichtig halten; sowie 
viertens konkreten Problemlösebedürfnis-
sen, die sich in bestimmten Situationen erge-
ben und mit der gezielten Suche nach Infor-
mationen, mit Hilfe derer das Problem gelöst 
werden kann, einhergehen. Die Annahme ist 
nun, dass diese vier Informationsbedürfnis-
se in Abhängigkeit von der Lebensphase un-
terschiedlich ausgeprägt sind: So gehört zu 
den vordringlichen Entwicklungsaufgaben 
im Jugendalter die Selbst- und die Sozial aus-
ein andersetzung, also die Beschäftigung mit 
der Frage nach der eigenen Identität und nach 
der sozialen Position insbesondere in der Peer 
Group. ❙13 Im Vordergrund stehen also grup-
penbezogene Informationsbedürfnisse, die 
vor allem von sozialen Netzwerkplattfor-
men bedient werden. Während sich rund um 
persönliche Hobbies auch erste Interessen-
schwerpunkte herausbilden, die mit entspre-
chenden Zielgruppenmedien bedient werden, 
sind in dieser Altersgruppe insbesondere die 
ungerichteten Informationsbedürfnisse nur 
schwach ausgeprägt. 

Mit dem Ende der Schulzeit und dem Be-
ginn einer Ausbildung oder eines Studiums 
sind Weichenstellungen verbunden, die mit 
einer gewissen Fokussierung der Interes-
sen einhergehen. Es geht darum, sich in der 
hoch arbeitsteiligen Gesellschaft in einem be-
stimmten Sektor für eine berufliche Tätigkeit 
zu qualifizieren und entsprechend speziel-
le Fertigkeiten zu erwerben. Diese Weichen-
stellung geht einher mit deutlich ausgepräg-
teren Themeninteressen, die zur Nutzung 
entsprechender Zielgruppenmedien führen. 
Die gruppenbezogenen Bedürfnisse, unter 
anderem im Hinblick auf die Partnersuche, 
sind nach wie vor vorhanden, nehmen aber 
nicht mehr die herausragende Stellung ein 
wie bei den Jugendlichen.

Im mittleren Erwachsenenalter ist dann in 
der Regel eine gewisse Etablierung sowohl 
hinsichtlich der Familiengründung als auch 
der beruflichen Laufbahn eingetreten. In die-
ser Phase treten, so die Annahme, die unge-
richteten Informationsbedürfnisse stärker 
in den Vordergrund als zuvor. Die erreichte 

❙13  Siehe beispielsweise Ingrid Paus-Hasebrink, Le-
bens-Herausforderungen: Medienumgang und Le-
bensaufgaben. Was muss kommunikationswissen-
schaftliche Forschung leisten?, in: M. Hartmann/ 
A. Hepp (Anm. 12), S. 195–209. 

Stellung in der Gesellschaft lässt die Bedeu-
tung der gruppenbezogenen und themen-
spezifischen Bedürfnisse etwas in den Hin-
tergrund treten und verlangt nun – sowohl 
in beruflichen als auch in privaten Kontex-
ten – häufiger, über den Tellerrand der eige-
nen Profession und Stellung hinauszuschau-
en und in einem breiteren Sinne als Mitglied 
der Gesellschaft aufzutreten. Das erfordert 
entsprechend ein Informationsrepertoire, das 
das jeweils als gesellschaftlich relevant Er-
achtete umfasst – auch unabhängig von den 
individuellen Interessen. 

Diese Interpretation der Unterschiede in 
den Mustern der Informationsnutzung ver-
schiedener Bevölkerungsgruppen – hier exem-
plarisch für verschiedene Altersgruppen – be-
tont die Bedeutung der Lebenslage und der 
Alltagsanforderungen für die Herausbildung 
von Informationsrepertoires. Diese Perspek-
tive lässt sich in verschiedene Richtungen ver-
tiefen, etwa indem verschiedene Typen poli-
tischer Kommunikation bestimmt werden. ❙14 
Wie sich aus diesen verschiedenen Repertoires 
eine Gesamtöffentlichkeit bildet und welche 
Topografie diese aufweist, soll im abschlie-
ßenden Punkt diskutiert werden.

Zur kommunikativen Figuration 
von Öffentlichkeit in digitalen 

Medienumgebungen

Ausgangspunkt der Überlegungen war, dass 
die Bürgerinnen und Bürger durch ihre kom-
munikativen Praktiken, beispielsweise durch 
die Nutzung von journalistischen Medienan-
geboten, und die damit verbundene Bezug-
nahme auf andere Mitglieder der Gesellschaft 
Öffentlichkeit konstituieren. In diesem Sinne 
kann Öffentlichkeit als kommunikative Fi-
guration aufgefasst werden, als eine Konstel-
lation von Akteuren, die sich unter Einsatz 
bestimmter Kommunikationsformen und ge-
stützt auf ein bestimmtes Medienensemble 
über gemeinsam als relevant erachtete Agen-
den verständigen und sich dazu Meinun-

❙14  Vgl. beispielsweise Martin Emmer/Angelika Fü-
ting/Gerhard Vowe, Wer kommuniziert wie über po-
litische Themen? Eine empirisch basierte Typologie 
individueller politischer Kommunikation, in: Me-
dien & Kommunikationswissenschaft, 54 (2006) 2, 
S. 216–236. 
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gen bilden. ❙15 In der Folge des tief greifen-
den medialen Wandels lassen sich erhebliche 
Verschiebungen im relativen Stellenwert der 
verschiedenen Medien sowie in den Formen 
der öffentlichen Kommunikation beobach-
ten. Digitale Plattformen gewinnen an Be-
deutung, ebenso Formen der Teilhabe an öf-
fentlicher Kommunikation, die über die reine 
Rezeption massenmedialer Angebote hin-
ausgehen. Dadurch verändert sich auch die 
Konstellation der an der Meinungsbildung 
beteiligten Akteure. Politik, Wirtschaft und 
zivilgesellschaftliche Organisationen treten 
zunehmend selbst als Kommunikatoren auf; 
die einzelnen Bürgerinnen und Bürger ha-
ben und nutzen zahlreiche Möglichkeiten, 
selbst zu publizieren. Die sich herausbilden-
de Topografie der Öffentlichkeit ist damit 
unter anderem durch fließende Übergänge 
zwischen der Kommunikation in privaten 
Zusammenhängen, in persönlichen Öffent-
lichkeiten und in massenmedialen Öffent-
lichkeiten gekennzeichnet. 

Im Zuge dieser Verschiebungen verändert 
sich auch die potenzielle Meinungsmacht der 
verschiedenen beteiligten Akteure. So lässt 
sich vorherrschende Meinungsmacht künf-
tig nicht mehr allein an der Tatsache festma-
chen, dass ein Unternehmen einen besonde-
ren Einfluss im Fernsehbereich ausübt. Auch 
Medienanbietern aus anderen Medienbran-
chen kann in der veränderten Topografie von 
Öffentlichkeit maßgebliches Gewicht bei 
der Meinungsbildung zukommen. Dies ist 
besonders bei solchen Anbietern im digita-
len Bereich zu beachten, die gar nicht selbst 
im engeren publizistischen Sinne in Erschei-
nung treten, sondern sich „nur“ mit Dienst-
leistungen rund um die öffentliche Kom-
munikation befassen, also Suchmaschinen, 
Internet-Service-Provider oder Anbieter so-
zialer Netzwerkplattformen: Diese Akteu-
re prägen zunehmend die kommunikative 
Figuration von Öffentlichkeit, also welche 
Teile der Bevölkerung sich in welcher Weise 
 worüber verständigen. 

❙15  Vgl. zum Konzept der kommunikativen Figurati-
on Andreas Hepp/Uwe Hasebrink, Kommunikative 
Figurationen – ein Ansatz zur Analyse der Transfor-
mation mediatisierter Gesellschaften und Kulturen, 
in: Nikolaus Jackob/Oliver Quiring/Birgit Stark 
(Hrsg.), Von der Gutenberg-Galaxis zur Google-
Galaxis. Alte und neue Grenzvermessungen nach 
50 Jahren DGPuK, Konstanz 2014, S. 343–360.

Angesichts der oben skizzierten Unter-
schiede zwischen den Informationsreper-
toires verschiedener Bevölkerungsgruppen 
stellt sich im Hinblick auf die Topografie von 
Öffentlichkeit auch die Frage, inwieweit diese 
in der Lage ist, einen die Gesamtgesellschaft 
einbeziehenden Diskurs über öffentliche An-
gelegenheiten zu gewährleisten. Anzeichen 
für eine zunehmende Fragmentierung öffent-
licher Kommunikation, im Zuge derer sich 
Teilgruppen der Gesellschaft mit Hilfe je spe-
zifischer Medien über je spezifische Themen 
verständigen, liegen zwar vor. Insbesondere 
die im Onlinebereich als besonderer Service 
im Sinne der Erfüllung individueller Interes-
sen und Bedürfnisse vermarkteten Optionen 
von „lernenden“ Empfehlungssystemen, die 
den einzelnen Nutzerinnen und Nutzern vor 
allem die Inhalte nahebringen, die sie bereits 
in der Vergangenheit gesucht haben, können 
einen solchen Trend verstärken. 

Bisher allerdings ist die Befundlage in die-
ser Hinsicht nicht eindeutig. Denn trotz al-
ler Individualisierungsbestrebungen spiegeln 
die empirisch beobachtbaren Informations-
repertoires des größten Teils der Bevölke-
rung doch wider, dass es ihnen bei ihrer Me-
diennutzung nicht zuletzt um die Teilhabe 
an Öffentlichkeit geht, also darum, in den 
Prozess öffentlicher Information, Meinungs- 
und Willensbildung einbezogen zu sein. Dies 
findet seine Entsprechung in der Tatsache, 
dass die meisten Kommunikationsforen die 
jeweils anderen Foren intensiv beobachten 
und kommentieren: Einerseits stellen mas-
senmediale Angebote ein wesentliches The-
ma für individualisierte Formen der Online-
kommunikation dar; andererseits berichten 
Massenmedien zunehmend über „das, was 
im Netz passiert“. In diesem Sinne ist die To-
pografie der Öffentlichkeit keineswegs von 
flächendeckender Erosion geprägt, weiterhin 
sind, etwa im Zusammenhang mit vertrau-
enswürdigen Medienmarken, klare Formati-
onen, Profile und Verdichtungen von Kom-
munikation erkennbar.
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Medienvielfalt zu sichern und Medienkon-
zentration zu verhindern gehört zu den 

dauerhaften und gleichzeitig schwierigen me-
dienpolitischen und 
medienökonomischen 
Themen und Aufga-
ben. Die Entwicklun-
gen von Medienviel-
falt und -konzentra-
tion sind historisch 
geprägt vor allem da-
durch, dass die be-
sonders starke Presse-
konzentration in den 

1950er bis 1980er Jahren ab 1984 durch eine 
hohe Konzentration im Rundfunksektor ab-
gelöst wurde, als das duale Rundfunksystems 
eingeführt wurde. Seit der Jahrtausendwen-
de nimmt die Zahl digitaler Unternehmen im 
Medienmarkt zu, weil herkömmliche Medien-
unternehmen (Verlage, Rundfunksender) On-
lineangebote initiieren und Internetunterneh-
men in das mediale Feld drängen. Das hat nicht 
nur zunehmende Konkurrenz zur Folge, son-
dern auch krisenhafte Finanzierungsprobleme 
der traditionellen Medienunternehmen, deren 
Werbeerlöse sinken. 

Auf diese Weise kehren diagonale Konzen-
tra tions bestre bun gen zurück und konglomera-
te Kooperations- und Konzentrationsformen 
nehmen sprunghaft zu. Probleme stagnieren-
der oder sinkender Medienvielfalt und stei-
gender Medienkonzentration dehnen sich der-
zeit wieder über alle Mediengattungen aus, 
sodass all die verschiedenen Formen mögli-
cher Medienkonzentration wieder vorkom-
men: die horizontale Konzentration vor allem 
im Zeitungs- beziehungsweise Zeitschriften-
sektor (Ausdehnung der Konzentration inner-

halb derselben Wirtschaftsstufe/Branche), die 
diagonale und vertikale Konzentration (Aus-
dehnung der Konzentration auf vor- oder 
nachgelagerte Wirtschaftsstufen, auch Rück-
wärts-/Vorwärts-Konzentration genannt) und 
schließlich die konglomerate Konzentration, 
die Verbindungen von Medienfirmen mit me-
dienfremden Unternehmen erfasst. ❙1

Die mit Entwicklungen der Medienkon-
zentration beschäftigten Institutionen, die 
KEK (Kommission zur Ermittlung der Kon-
zentration im Medienbereich) und das Kar-
tellamt, halten die derzeitigen Regelungen 
zur Sicherung der Meinungsvielfalt weithin 
für sachgerecht und den unbestimmten Be-
griff der „vorherrschenden Meinungsmacht“ 
für angebracht. ❙2 

Der Begriff der Medienvielfalt ist aus der 
öffentlichen Wahrnehmung weitgehend ver-
schwunden. Entstanden und ausgeweitet in 
einer Phase, als die Medienunternehmen in 
ihrer heutigen Form und die digitalen Pro-
grammanbieter noch gar nicht existierten, 
bezog sich der Begriff hauptsächlich auf pu-
blizistische Vielfalt bei Zeitungsunterneh-
men. Damals konnten ökonomischer und 
publizistischer Wettbewerb problemlos ver-
knüpft werden, denn mit jeder Zeitungsaus-
gabe, die eingestellt oder von Wettbewerbern 
übernommen wurde, verschwand ein Stück 
publizistischer Vielfalt. Die Bedingungen ha-
ben sich jedoch geändert, die Realität heu-
tiger Medienmärkte hat sich erheblich von 
den Ursprüngen publizistischer Vielfalts-
diskussion entfernt. Heute besteht Wettbe-
werb zwischen privat-kommerziellen und 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanbietern, 
zwischen Medienverbundunternehmen mit 
marktübergreifender Konzentration und er-
heblicher Produktdifferenzierung (Unter-
haltung versus Information). Weitreichende 
Austauschbeziehungen von Medienunter-
nehmen in vollständig andere Märkte als die 
der Medien beziehungsweise von Unterneh-
men aus anderen Branchen (Internet, Finanz-
investoren) in die Medienmärkte sind heut-

❙1  Vgl. Manfred Knoche, Konzentrationsboom und 
Forschungsdefizite. Von der Presse- zur Medienkon-
zentrationsforschung, in: Klaus-Dieter Altmeppen 
(Hrsg.), Ökonomie der Medien und des Mediensys-
tems, Wiesbaden 1996, S. 101–120, hier: S. 103.
❙2  ALM – Arbeitsgemeinschaft der Landesmedien-
anstalten (Hrsg.), Auf dem Weg zu einer medienüber-
greifenden Vielfaltssicherung, Berlin 2010, S. 420 f.

mailto:klaus-dieter.altmeppen@ku.de
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zutage die Regel. Solchen Diversifikationen 
(Erweiterungen der Leistungen von Unter-
nehmen auf neue Produkte und neue Märk-
te) kann die publizistische Vielfaltsdiskussi-
on bislang zumindest nicht folgen.

Mit dem Zuschaueranteilsmodell, dem Wer-
bemarktanteilsmodell oder dem Umsatzmo-
dell wurden Mitte der 1990er Jahre Konzepte 
vorgelegt, mit denen die damals vorfindba-
ren Konzentrationsformen im Rundfunk 
beschränkt werden sollten. Bis in die Ge-
genwart prüft die KEK Konzentrationsten-
denzen im Fernsehmarkt nach dem Zuschau-
eranteilsmodell. ❙3

Ein konsentiertes Konzept jedoch, das 
zeigte schon die Vielfalt der Machtbegren-
zungsmodelle in den 1990er Jahren, ist kaum 
zu erreichen. Das hat mehrere Gründe. Ent-
wickelt werden die Modelle erstens aus der 
empirisch vorfindbaren Realität der Me-
dienmärkte, sie beruhen auf momenthaften 
Ausschnitten evolutionärer Marktprozesse. 
Doch viel zu schnell verändern sich Medien-
unternehmen und -märkte und überfordern 
die Anpassungsfähigkeit der Konzentrati-
onsmess- und -begrenzungsmodelle. 

Zweitens fehlt jeglicher politischer Wille 
zu Regulierungen der Medienmärkte. Zwar 
ist der Gesetzgeber verpflichtet, der Entste-
hung vorherrschender Meinungsmacht ent-
gegenzuwirken und sicherzustellen, dass im 
Rundfunk umfassende Information geboten 
wird. Doch faktisch blockiert sich die Medi-
enpolitik selbst durch die föderale Aufteilung 
und parteiegoistische Ziele. 

Die Dichotomie von ökonomischer und 
publizistischer Vielfalt, von ökonomischer 
Macht und Meinungsmacht bildet das zen-
trale Problem. Ursprünglich stand das Infor-
mationsangebot des Journalismus im Fokus 
der Medienmachtbegrenzung und Konzen-
trationskontrolle. Gegenwärtig ist zu kons-
tatieren, dass Journalismus in der medialen 
Realität der Multimedienunternehmen im-
mer weniger stattfindet. Er wird verdrängt 

❙3  Vgl. Hans J. Kleinsteuber/Barbara Thomaß, Me-
dienökonomie, Medienkonzerne und Konzentrati-
onskontrolle, in: Klaus-Dieter Altmeppen/Matthi-
as Karmasin (Hrsg.), Medien und Ökonomie, Bd. 2, 
Wiesbaden 2004, S. 123–158; BLM – Bayerische Lan-
deszentrale für Neue Medien, MedienVielfaltsMoni-
tor der BLM, 1. Halbjahr 2013, München 2013.

von Public Relations, Werbung und Unter-
haltungsinhalten. Und wo er noch existiert, 
im Feld der Zeitungen und der öffentlich-
rechtlichen Anstalten, wird er ausgehöhlt 
durch den Entzug seiner Ressourcen (Per-
sonal, Zeit, Geld) und durch politisches 
Dauerfeuer gegen die öffentlich-rechtliche 
 Alimentierung. 

Die Frage ist daher, was eigentlich bislang 
in der Medienkonzentrationsbegrenzung ge-
messen wird und welche weiteren Vorschläge 
für Handlungsmöglichkeiten zur Sicherung 
von Medienvielfalt existieren. Das soll im 
Folgenden kursorisch beantwortet werden. 
Das daraus folgende Fazit lautet, dass Vielfalt 
im ursprünglichen Sinn der Vielfalt von Mei-
nungen eng mit der Existenz und Ausbrei-
tung des Journalismus und seiner Leistungen 
zusammenhängt. Zur Sicherstellung dieser 
Form journalistischer Vielfalt ist es in man-
chen Medienbereichen notwendig, überhaupt 
erst einmal journalismusrelevante Leistun-
gen in einem größerem Maße bindend einzu-
fordern, bevor Vielfalt messbar ist. 

Veraltete Vielfaltsbegriffe:  
unpassend für Medienmärkte

Vielfalt kann nach rechtlichem, ökonomi-
schem und kommunikationspolitischem 
Kontext unterschieden werden. Rechtlich 
geht der Vielfaltsbegriff auf die den Massen-
medien vom Bundesverfassungsgericht zu-
geschriebene gesellschaftliche Funktion zu-
rück, die sich auf Artikel 5 Grundgesetz 
stützt und in den entsprechenden Presse- und 
Rundfunkgesetzen wiederfindet. Dazu bildet 
die Informationsfunktion der Medien „nicht 
nur den Kern ihrer ‚öffentlichen Aufgabe‘, 
sondern auch die Basis des Konzepts publi-
zistischer Vielfalt“. ❙4

Zugleich sind rechtlich unterschiedliche 
Formen von Vielfalt definiert worden, die 
aus den Gegensätzen von öffentlich-rechtli-
cher und privatwirtschaftlicher Konstituie-
rung der Medien resultierten. Unterschieden 
werden können danach außenplurale Vielfalt 
und Binnenvielfalt. Die äußere Vielfalt, die 

❙4  Udo Branahl, Publizistische Vielfalt als Rechtsge-
bot, in: Günther Rager/Bernd Weber (Hrsg.), Publi-
zistische Vielfalt zwischen Markt und Politik?, Düs-
seldorf u. a. 1992, S. 85–109, hier: S. 86.
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durch die Gesamtheit an Anbietern erbracht 
werden kann, ist das Zugeständnis an die pri-
vatwirtschaftlich agierenden Medienunter-
nehmen, denen wirtschaftsrechtlich keine 
binnenplurale Vielfalt unter gesellschaftli-
cher Kontrolle zugemutet werden sollte.

Wettbewerbstheoretisch stellen Ökonomen 
lapidar fest, dass nur ökonomischer Wettbe-
werb in einem von Restriktionen freien Markt 
die publizistische Vielfalt sichere. Vielfalt, so-
wohl publizistische wie ökonomische, gilt 
den Ökonomen nicht als Wert an sich, son-
dern basiert auf Kosten-Nutzen-Kalkülen. 
Diese bestimmen in einem freien Wettbewerb 
über die Marktfähigkeit von Produkten und 
zwar nach ökonomischen Maßstäben. Publi-
zistischer Wettbewerb, auch „Palaverwettbe-
werb“ genannt, ❙5 konstituiert sich nachrangig 
über den ökonomischen Wettbewerb, da dem 
publizistischen Wettbewerb die direkte Zu-
rechnung von Handlungsfolgen durch Geld 
fehlt. 

Für die Gegenwart muss man konstatie-
ren, dass die Medienmärkte nicht mehr den 
früheren Grundlagen entsprechen wie sich 
auch die Produkte der heutigen Medienwelt 
qualitativ und quantitativ verändert haben. 
Beispielweise in der Fernsehunterhaltung: 
Eher still und leise denn revolutionär ha-
ben die privat-kommerziellen Medienunter-
nehmen die Unterhaltung auf einen heraus-
gehobenen Platz in den deutschen Medien 
geschoben. Zwischen 34 und knapp 57 Pro-
zent betrug der Anteil fiktionaler bezie-
hungsweise nonfiktionaler Programme bei 
den großen Sendern 2013 (Tabelle). Die so-
genannte Fernsehpublizistik dagegen, also 
Nachrichten, Magazine, Reportagen, Do-
kumentationen, Interview- und Talkforma-
te sowie Sondersendungen, erreicht bei den 
privat-kommerziellen Sendern allenfalls ein 
Drittel der  Sendezeit. ❙6 

Gehen auf diese Weise journalismus-
relevante Leistungen in den Medien im-
mer mehr zurück, ist andererseits auffällig, 

❙5  Jürgen Heinrich, Publizistische Vielfalt aus wirt-
schaftswissenschaftlicher Sicht, in: G. Rager/ B. We-
ber (Anm. 4), S. 232–250, hier: S. 241.
❙6  Vgl. Joachim Trebbe/Bertil Schwotzer, Konzep-
tion, Methode und Basisdaten der ALM-Studie 
2008/2009, in: ALM (Hrsg.), ALM-Programmbe-
richt 2009, Berlin 2010, S. 201–257, hier: S. 202–203.

Tabelle: Anteil Unterhaltung ausgewählter Sender, 
Frühjahr 2013 (in Prozent)

Sender fiktional, nonfiktional Fernsehpublizistik 
Sat.1 56,8 7,9
RTL 55,7 24,9
ProSieben 53,4 22,9
ARD 52,1 40,8
ZDF 34,0 37,3

Quelle: ALM (Hrsg.), Programmbericht 2013. Fernsehen in 
Deutschland, Berlin 2014, S. 223.

dass intermediär Beteiligungen, Aufkäu-
fe, Fusionen und Kooperationen seit eini-
gen Jahren zunehmen. Vermehrt umfassen 
die ökonomischen Aktivitäten dabei digitale 
Unternehmen, die nicht das klassische Ge-
schäft der Medien betreiben. Medienunter-
nehmen kaufen sich ein bei Portalen, Soft-
ware- und Datenbankanbietern, digitalen 
und E-Commerce unternehmen, oder diese 
Unternehmen kaufen umgekehrt Anteile an 
 Medienunternehmen.

Unter den 254 Übernahmen und Betei-
ligungen deutscher Verlage war zwar auch 
ein großer Mediendeal, der Verkauf der Axel 
Springer Regionalzeitungen und Zeitschrif-
ten an die Funke-Gruppe. Der Anteil solcher 
klassischer medialer (Print-)Transaktionen 
betrug 2013 jedoch nur noch rund 48 Pro-
zent, während im Business-to-Consumer-
Bereich drei von vier Transaktionen digitale 
Medienmodelle betreffen. ❙7 Bei diesen For-
men der Diversifikation geht es nicht oder al-
lenfalls am Rand um publizistische Vielfalt 
und Meinungswettbewerb, denn es handelt 
sich nicht um publizistische Produkte und 
somit auch nicht um journalistische Leistun-
gen. An dieser Unterscheidung hält aber das 
Bundeskartellamt fest, das den Ideenwettbe-
werb zwischen den Anbietern von Massen-
medien und dem ökonomischen Wettbewerb 
auf dem Werbemarkt aufrechterhalten will. ❙8

Doch derartige Handlungsmöglichkeiten 
werden mit ihren Beschränkungen auf pu-
blizistischen und ökonomischen Wettbe-

❙7  Vgl. Bartholomäus & Cie., Transaktionsmonitor 
Verlagswesen 2013. Zusammenfassung, Seeheim-Ju-
genheim 2012, S. 16.
❙8  Vgl. www.bundeskartellamt.de/DE/Wirtschafts-
bereiche/Medienwirtschaft/medienwirtschaft_node.
html (22. 4.  2014).

http://www.bundeskartellamt.de/DE/Wirtschaftsbereiche/Medienwirtschaft/medienwirtschaft_node.html
http://www.bundeskartellamt.de/DE/Wirtschaftsbereiche/Medienwirtschaft/medienwirtschaft_node.html
http://www.bundeskartellamt.de/DE/Wirtschaftsbereiche/Medienwirtschaft/medienwirtschaft_node.html
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werb künftig nur noch bedingt taugen zur 
Messung von Medienkonzentration und für 
die Herstellung von Medienvielfalt. Dies hat 
zwei Ursachen: Erstens führen die Diversifi-
kationen dazu, dass der Begriff Medien dif-
fus wird, wenn die Unternehmen in diesem 
Feld nicht mehr in erster Linie massenmedi-
ale Angebote machen. Außenpluralität baut 
darauf auf, dass journalismusrelevante Leis-
tungen der Information sowie der Kritik 
und Kontrolle von Wettbewerbern erbracht 
werden, was bei den neuen Spielern im Feld 
der Medien (Facebook, Twitter, Blogs) nicht 
a priori erwartet werden kann. Und zweitens 
wird auch die intramediäre Sicherstellung 
der medialen Vielfalt schrittweise ausge-
höhlt durch Maßnahmen der Rationalisie-
rung wie Outsourcing, Tarifvertragsausstieg 
und Personalreduzierung. Die Medienfach-
zeitschriften dokumentieren dies seit Jahren 
 regelmäßig.

Die Medienkonzentrationsforschung re-
agiert sehr verhalten auf die neuen Anforde-
rungen. So gibt es mit dem MedienVielfalts-
Monitor der BLM (Bayerische Landeszentrale 
für neue Medien) einen ersten Vorschlag, die 
veränderten Marktstrukturen für die Kon-
zentrationsmessung abzubilden. Sein Haupt-
ziel liegt in der empirischen Ermittlung eines 
„Meinungsbildungsgewichts“ der einzelnen 
Medien, zu denen nun auch die Onlineme-
dien gezählt werden. Die KEK geht das Pro-
blem derzeit mit dem Begriff der „Meinungs-
bildungsrelevanz“ der Anbieter und ihrer 
Angebote an. ❙9 

Handlungsmöglichkeiten zur Sicherung 
publizistischer Vielfalt

Die Messbarkeit von Medienkonzentration 
und die daraus folgende Ableitung von me-
dienvielfaltssichernden Maßnahmen wird 
aufgrund des Wandels im Mediensystem zu-
nehmend komplexer und schwieriger. Daher 
könnten künftig neben ökonomischen Mo-
dellen zur Begrenzung der Medienkonzent-
ration auch Vorschläge zur Sicherung publi-
zistischer Vielfalt bedeutsamer werden, die 
auf medienpolitische Verfahren, unterneh-
mensinstitutionelle Mechanismen und rezipi-
entenorientierte Verbindlichkeiten abzielen. 

❙9  Vgl. BLM (Anm. 3); ALM (Anm. 2), S. 408–409.

Bereits 1994 hat der Staatsrechtler Mar-
tin Stock die damaligen Konzentrationsbe-
stimmungen des Rundfunkstaatsvertrags als 
„im Sinn großer Freizügigkeit“ kritisiert und 
vorgeschlagen, die innere Rundfunkfreiheit 
„in Gestalt einer rechtlich garantierten ei-
genen journalistischen Verantwortung der 
Programmmitarbeiter i. V. m. Redakteursbe-
teiligung auf dem Boden von Redakteurssta-
tuten“ zu sichern und in Verbindung damit 
gesellschaftlich-pluralistisch zusammenge-
setzte Programmbeiräte mit effizientem Pro-
grammeinfluss einzusetzen.  ❙10

In eine vergleichbare Richtung geht der 
Vorschlag der Gründung einer Medienkom-
mission durch den Rechtswissenschaftler 
Bernd Holznagel und den Zeitungsforscher 
Horst Röper 2010. Als Resultat ihrer Analy-
se schlagen die Autoren „die Errichtung einer 
Medienkommission (Meko)“ vor, „die ähnlich 
der Landesmedienanstalten aus der allgemei-
nen Verwaltung ausgekoppelt wäre. Zentrale 
Aufgaben der Meko sollen die Stärkung der 
Medienvielfalt und die Förderung der journa-
listischen Qualität im Presse- und Internet-
dienstewesen“ sein sowie die Herstellung von 
Transparenz über die Medienbranche. ❙11

Ebenfalls als Institution in der öffentlichen 
Arena plädierte Mitte der 1990er Jahre die so-
genannte Weizsäcker-Kommission in ihrem 
„Bericht zur Lage des Fernsehens“ für einen 
Medienrat, der dauerhaft den Programm- 
und Strukturwandel in den Medien beobach-
ten, Richtlinien zur Medienverantwortung 
erarbeiten und Empfehlungen zur Selbstkon-
trolle der Medienanbieter anregen sollte. ❙12 In 
Ergänzung dazu wurde die Einrichtung einer 
„Stiftung Medientest“ empfohlen, ❙13 die eine 
Test- und Archivfunktion, eine Informati-
onsfunktion sowie Forums- und Ombuds-
mannfunktion hätte.

❙10  Martin Stock, Rundfunkrechtliche Konzentrati-
onskontrolle – Altes und Neues, in: Zeitschrift für 
Urheber- und Medienrecht, (1994) 4, S. 206–214, hier: 
S. 207.
❙11  Bernd Holznagel/Horst Röper, Vielfalts- und 
Journalismusstärkung. Gutachten im Auftrag von 
Bündnis 90/Die Grünen im Deutschen Bundestag, 
Dortmund–Münster 2010, S. 10, S. 26.
❙12  Vgl. Ingrid Hamm (Hrsg.), Weizsäcker-Kommis-
sion – Bericht zur Lage des Fernsehens, Gütersloh 
1995. 
❙13  Friedrich Krotz, Zur Konzeption einer Stiftung 
Medientest, in: Rundfunk und Fernsehen, 44 (1996), 
2, S. 214–229.
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Nicht mit öffentlicher Kontrolle, sondern 
durch die Verantwortung der Medienunter-
nehmen will eine Autorengruppe die Medi-
envielfalt stärken. ❙14 Sie schlagen ein Media-
Governance-Modell vor, das im Kern auf die 
Verpflichtung von Medienunternehmen un-
ter Einbezug der Medienschaffenden abzielt, 
ihr unternehmerisches und publizistisches 
Handeln öffentlich zu rechtfertigen und auf 
diese Weise Akzeptanz für ihre unterneh-
merischen Entscheidungen zu erreichen. Die 
Autoren greifen damit aktuelle Debatten um 
Führung, Verantwortung und Compliance 
auf und wenden sie auf Medienunternehmen 
an. 

Publizistische Vielfalt als 
journalismusrelevante Leistung

Die Medienmärkte verändern sich rapide, in-
duziert vor allem von der Digitalisierung al-
ler Inhalte. Auffälligstes Kennzeichen ist die 
Ausweitung der Organisationen, die als Me-
dienunternehmen bezeichnet werden und zu 
Abgrenzungsproblemen führen bei der Frage, 
welche Unternehmen meinungsrelevante öf-
fentliche Informationen anbieten. Facebook, 
Twitter, Google und andere Unternehmen der 
Internetindustrie markieren diesen Grenz-
bereich, in dem nicht klar ist, inwieweit dort 
journalismusrelevante Leistungen erstellt 
werden. Ebenfalls auffällig ist, dass im Kern-
bereich der Medien (Fernsehen, Radio, Print 
und Online-Ableger dieser Medienunterneh-
men) journalismusrelevante Leistungen im-
mer mehr zurückgedrängt werden. Beide 
Entwicklungen bedrohen die Medienvielfalt 
nachhaltig und sind mit den herkömmlichen 
Kriterien der Medienkonzentration so gut wie 
nicht mess- und erfassbar. 

Die medienpolitischen Handlungsmög-
lichkeiten sind als komplementäre Mecha-
nismen zu verstehen. Sie machen darauf auf-
merksam, dass publizistische Vielfalt an das 
Vorhandensein und die Ausgestaltung jour-
nalistischer Leistungen gekoppelt ist, weil 

• eine Vielzahl journalistischer Leistungen 
unterschieden werden können muss (Viel-
faltsaspekt), 

❙14  Vgl. Josef Trappel et al., Die gesellschaftlichen 
Folgen der Medienkonzentration, Opladen 2002, 
S. 131 ff.

• journalistische Leistungen in einem be-
stimmten Umfang in allen einzelnen Me-
dien oder Medienmärkten überhaupt und/
oder gleichgewichtig vorhanden sein müs-
sen (Bestands- und Gleichgewichtsaspekt) 

• und weil diese Vielzahl nicht gleichförmig 
meinungskonform sein darf, sondern das 
gesellschaftliche Spektrum pluraler Mei-
nungen und Interessen weitgehend abde-
cken muss (Inhalts- und Interessenaspekt).

Zu fragen ist, ob und in welchem Maße über-
haupt journalistische Leistungen von be-
stimmten Medien angeboten werden, ob 
diese Angebote in einem gleichgewichtigen 
Verhältnis zu anderen Angeboten und zur 
Werbung stehen, und zwar sowohl intrame-
diär innerhalb des gleichen Mediums (zum 
Beispiel das Verhältnis Informations- zu Un-
terhaltungsprogrammen) wie intermediär im 
Vergleich der Medien. Eine wirksame Kon-
zentrationskontrolle bleibt weitgehend wir-
kungslos, wenn sie zwar auf publizistische 
Vielfalt zielt, publizistische Angebote aber 
nur bedingt oder gar nicht vorhanden sind. 
Es reicht künftig wohl nicht mehr aus, nur 
die Unternehmen medienkonzentrativ zu 
kontrollieren, wenn ihre Produkte nur aus 
Unterhaltungsprogrammen bestehen, oder 
Onlineangebote von Unternehmen zu prü-
fen, die nur schwerlich unter einen Medien-
begriff und deren Produkte nahezu gar nicht 
als journalistische Leistungen zu subsumie-
ren sind. Publizistische Vielfaltssicherung 
wird zunehmend auch am Produkt und des-
sen Vorhandensein ansetzen müssen. 

Fazit

Die Folgen der Medienkonzentration für die 
Gesellschaft sind weitreichend: ❙15 Das Funk-
tionieren von Demokratie ist bedroht, wenn 
wenige Medienorganisationen am Markt be-
stehen, die als Großunternehmen organisiert 
und profitorientiert sind, die die jeweiligen 
Märkte kontrollieren sowie politische Ent-
scheidungen und medienpolitische Prozesse 
beeinflussen; wenn dem Irrtum gefolgt wird, 
dass die Wirtschaftsfreiheit der Medien au-
tomatisch zu demokratie- und gesellschafts-

❙15  Vgl. Werner A. Meier, Pluralismus und Vielfalt in 
Regionalzeitungen. Schlussbericht an das Bundesamt 
für Kommunikation Bakom, Biel–Zürich 2011, S. 9.
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verträglichem Journalismus im öffentlichen 
Interesse führen würde; wenn die Erkennt-
nis nicht vorhanden ist, dass journalistische 
Berichterstattung nicht nur bestimmte poli-
tische und wirtschaftliche Interessen reflek-
tiert und bedient, sondern auch eigene pub-
lizistische und unternehmerische Interessen 
verfolgt und durchsetzt; wenn weniger Quel-
len und Diskurse zur Verfügung stehen und 
weniger alternative Stimmen zu hören sind 
als bei vielfältigem Angebot; wenn die füh-
renden Medienkonzerne durch vielfältige 
Konzentration und Konglomerierung über 
wirtschaftliche und politische und über pu-
blizistische Macht verfügen, ohne dass aus-
reichende Korrektive zur Verfügung stehen; 
wenn die Selbstverstärkungsspirale einsetzt, 
mit der korrigierende und kontrollierende 
Einflüsse des Markts auf Konzentrations-
vorgänge tendenziell immer weiter ausge-
schaltet werden; wenn die Besitzverhältnisse 
bei Medienkonzernen durch verschachtel-
te Holdingstrukturen und durch Banken 
und Investorengruppen in starkem Maß in-
transparent gemacht werden und wenn die 
Medien eigen tümer ihre ständig wachsende 
Machtfülle gegenüber der Zivilgesellschaft 
und der Demokratie nicht ausreichend zu 
verantworten haben.

Die Formen, die Medienvielfalt in einer 
Gesellschaft annehmen kann, sind abhängig 
von der Macht und Durchsetzungsfähigkeit 
der beteiligten Akteure. ❙16 Dabei zieht die 
Medienvielfalt regelmäßig den Kürzeren ge-
genüber den wirtschaftlichen Interessen, ob-
wohl es nicht an Handlungsmöglichkeiten 
fehlt. 

❙16  Vgl. Klaus-Dieter Altmeppen, Journalismus und 
Macht. Ein Systematisierungs- und Analyseentwurf, 
in: ders./Thomas Hanitzsch/Carsten Schlüter (Hrsg.), 
Journalismustheorie: Next Generation, Wiesbaden 
2007, S. 421–447; Bernd-Peter Lange, Medienwettbe-
werb, Konzentration und Gesellschaft, Wiesbaden 
2008.
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Digitale vernetzte Medien und Kommuni-
kationsangebote gehören in vielen Teilen 

der Welt, nicht nur in den entwickelten Län-
dern, zusehends zum 
Alltag. Immer weni-
ger Tätigkeiten kön-
nen ausgeübt werden, 
ohne dass diese di-
rekt auf Medien an-
gewiesen sind bezie-
hungsweise mehr oder 
weniger indirekt mit 
Medien und medien-
vermittelten Daten, 
Interaktionen und Be-
ziehungen in Verbin-
dung stehen. In die-
ser mediation of eve-
rything kulminiert der 
langfristige, diskon-
tinuierliche und kul-
turell unebene Trans-
formationsprozess hin 
zur Mediatisierung. ❙1 
Die stetig neuen me-
dialen Anwendungen 
und Dienste, die fast  
überall zugänglich 
sind, bedingen für die 
Mitglieder moderner 
Gesellschaften ver-
mehrt die Teilhabe am 
kulturellen und politischen Leben. Diesen 
Medien kommt somit eine Schlüsselrolle zu, 
weil sie zum einen kommunikative Möglich-
keiten steigern und soziale Aktivitäten verän-
dern und weil sich zum anderen gesellschaftli-
che Akteure an die Logiken medialer Kommu-

mailto:christian.pentzold@phil.tu-chemnitz.de
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nikationsformen anpassen, um öffentlich prä-
sent und relevant zu bleiben. ❙2 Mediatisierung 
ist, so gesehen, Normalität und Norm zugleich. 

Für die politische Kommunikation und 
ihre Öffentlichkeiten bringt dieser komplexe 
Wandlungsprozess zunächst einmal eine Fülle 
an unübersichtlichen und uneindeutigen Kon-
sequenzen. Wie, unter welchen Bedingungen 
und mit welchen Folgen die Nutzung digitaler 
vernetzter Kommunikationsmedien das For-
mulieren, Bündeln und Durchsetzen kollek-
tiv bindender Entscheidungen beeinflusst, ist 
kaum zu überblicken. ❙3 Die Perspektiven unter-
scheiden sich dabei einmal bezüglich der nor-
mativen Ansprüche, die an politische Öffent-
lichkeiten und das Herausbilden öffentlicher 
Meinung gestellt werden. Ganz grundsätzlich 
hängen sie zudem ab von den betrachteten Sek-
toren und Ebenen des politischen Kommuni-
kationssystems und unterscheiden sich daher 
im Fokus auf politische Organisationen und 
deren Kommunikationsaktivitäten, auf Me-
dienorganisationen mit ihren politisch bedeut-
samen Tätigkeiten, auf die gesellschaftlichen 
Publika oder auf die kommunikationsrelevan-
ten Aspekte politischer Kultur. ❙4 

❙1  Vgl. Sonia Livingstone, On the Mediation of Eve-
rything, in: Journal of Communication, 59 (2008), 
S. 1–18; Friedrich Krotz, Mediatisierung, Wiesbaden 
2006. 
❙2  Vgl. Gianpietro Mazzoleni/Winfried Schulz, „Me-
diatization“ of Politics: A Challenge for Democracy?, 
in: Political Communication, 16 (1999), S. 247–261.
❙3  Orientierung bieten zum Beispiel Mundo Yang, 
Jenseits des „Entweder-Oder“ – Internet als konven-
tioneller Teil der Demokratie, in: kommunikation@
gesellschaft, 9 (2008), www.soz.uni-frankfurt.de/ 
K.G/B3_2008_Yang.pdf (25. 3. 2014); Martin Emmer/
Gerhard Vowe/Jens Wolling, Bürger Online, Kons-
tanz 2011; Henry Farrell, The Consequences of the 
Internet for Politics, in: Annual Review of Political 
Science, 15 (2012), S. 35–52.
❙4  Vgl. zu Öffentlichkeit als zentralem empirischen 
Feld politischer Kommunikation und als wichtiger 
konzeptueller Kategorie politikbezogener Kommu-
nikationsforschung Ulrich Sarcinelli, Politische Kom-
munikation in Deutschland, Wiesbaden 2011, S. 20. 
Vgl. zu den Ansprüchen deliberativer Öffentlichkeiten 
in demokratischen Gesellschaften Friedhelm Neid-
hardt, Öffentlichkeit, Öffentliche Meinung, Sozia-
le Bewegungen, in: Kölner Zeitschrift für Soziologie 
und Sozialpsychologie, Sonderheft 34 (1994), S. 7–41. 
Vgl. zur Definition politischer Kommunikation Ma-
thias Albert/Willibald Steinmetz, Be- und Entgren-
zungen von Staatlichkeit im politischen Kommunika-
tionsraum, in: APuZ, (2007) 20–21, S. 17–23; Otfried 
Jarren/Patrick Donges, Politische Kommunikation in 
der Mediengesellschaft, Wiesbaden 2011, S. 20.

Vor diesem Hintergrund der Mediatisie-
rung politischer Öffentlichkeiten beschäf-
tigt sich der Beitrag mit den Kommunikati-
onsformen selbst, die durch digitale vernetzte 
Medien möglich werden. Damit erweitert er 
die Perspektiven auf politische Kommuni-
kation um die Dimension der medientech-
nisch eingerichteten und sozial ausgestalte-
ten Plattformen und Anwendungen. Einer 
solchen Orientierung an den medialen An-
geboten liegt die Annahme zugrunde, dass 
der allgemeine gesellschaftliche Prozess der 
Mediatisierung getragen und umgesetzt wird 
von Praktiken, die medienvermittelt ablau-
fen oder zumindest eng an Medien und ihre 
Funktionen gebunden sind. Entsprechend 
wichtig werden die medial eingerichteten 
Kommunikationsformen, weil sie die medi-
enbezogenen Aktivitäten rahmen und häufig 
erst möglich machen. 

Die neuen Generationen an sozialen Me-
dien, deren Ausbreitung oft mit einer zu-
nehmenden Mediatisierung in Verbindung 
gebracht wird, bestehen im Grunde aus Platt-
formen. Diese greifen einzelne, oft alltägliche 
Aktivitäten auf, setzen sie in ihre program-
mierten Anwendungen um, kombinieren sie 
mit anderen Funktionalitäten und populari-
sieren sie unter ihrem Namen. Auf diese Wei-
se werden plattformbasiert Nachrichten aus-
getauscht, Fotos gesammelt, geordnet und 
gezeigt, Notizen gekritzelt oder Videos ge-
teilt und geschaut. Seit Ende der 1990er Jah-
re dominieren so Plattformen wie Blogger, 
Google, Wikipedia, Myspace, Facebook, 
Flickr, YouTube, Skype und Twitter die di-
gitalisierte Netzwerkkommunikation. In-
zwischen stehen manche von ihnen sogar sy-
nonym für die von ihnen ermöglichte Praxis, 
etwa wenn wir googeln, skypen oder twit-
tern – ein Vorgang, für den der Begriff ap-
pliancization vorschlagen wurde. ❙5 Häufig 
sind die Angebote und ihre Aktivitäten platt-
formübergreifend miteinander verkoppelt. 
Zugleich aber stehen ihre Betreiber als häu-
fig kommerzielle Unternehmen in Konkur-
renz um Nutzer und Inhalte, Kunden und 
Investoren. So mussten im Laufe der Zeit ei-
nige Plattformen den Platz für neue Applika-
tionen räumen, weil diese mit den von ihnen 
aufbereiteten Nutzungsweisen mehr Auf-
merksamkeit erhielten, wie etwa der Aufstieg 

❙5  Vgl. Jonathan Zittrain, The Future of the Internet 
and How to Stop it, New York 2008, S. 57.

http://www.soz.uni-frankfurt.de/K.G/B3_2008_Yang.pdf
http://www.soz.uni-frankfurt.de/K.G/B3_2008_Yang.pdf
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von Facebook zur aktuell zentralen sozialen 
Netzwerkplattform und der Niedergang sei-
ner Vorläufer zeigt. ❙6 

Um im Folgenden Plattformen als kommu-
nikative Ressourcen für mediatisierte politi-
sche Kommunikation zu erfassen, werden sie 
als Kommunikationsformen beschrieben und 
in Beziehung zu dadurch entstehenden media-
len Öffentlichkeiten gesetzt. Davon ausgehend 
werden die sich hier einstellenden Dynamiken 
plattformbasierter politischer Öffentlichkei-
ten an zwei Beispielen, Weblogs und dem Mi-
kroblogging-Dienst Twitter, erläutert. Zum 
Schluss blicken wir auf die neuen sozialen und 
technologischen Regeln und Mechanismen, 
mit denen Plattformen das Entstehen politi-
scher Öffentlichkeiten prägen.

Kommunikationsformen  
und ihre Öffentlichkeiten

Die für digitale vernetzte Kommunikati-
on konstitutiven Plattformen, Anwendun-
gen (Apps) und Dienste eröffnen mit ihrem 
jeweils spezifischen technologischen Auf-
bau und ihren institutionellen Bedingun-
gen gewisse Nutzungsweisen, während sie 
andere begrenzen. So können soziale Netz-
werkplattformen wie Facebook von Multime-
diaplattformen für nutzergenerierte Inhalte, 
etwa für Videos auf YouTube, für Fotos auf 
Tumblr, Pinterest oder Flickr und für Audio-
datei en auf Last.fm, unterschieden werden. 
Davon zu trennen sind Werkzeuge zum Ver-
öffentlichen von Botschaften (personal publi-
shing), also Weblogs, Mikroblogging-Diens-
te wie Weibo, Podcasts oder Videocasts und 
diese wiederum sind anders als Anwendun-
gen zum instant messaging (Nachrichtenso-
fortversand) wie WhatsApp, zum produkti-
ven Kooperieren wie Wikis sowie Tools des 
Informationsmanagements wie Feed-Reader 
beziehungsweise -Aggregatoren, Verschlag-
wortungssysteme und Social-News-Diens-
te, beispielsweise Digg oder Reddit. Erwei-
tern ließen sich solche Kategorien zudem um 

❙6  „As a result of the interconnection of platforms, a 
new infrastructure emerged: an ecosystem of connec-
tive media with a few large and many small players. 
The transformation from networked communication 
to ‚platformed‘ sociality, and from a participatory 
culture to a culture of connectivity, took place in a 
relatively short time span of ten years.“ José van Di-
jck, The Culture of Connectivity, Oxford 2013, S. 4 f. 

Plattformen zum Handeln von Waren wie 
Amazon oder Ebay, um Plattformen zum 
Spielen von Online-Rollenspielen wie World 
of Warcraft und von Social Network Games 
wie Farm Ville sowie um Plattformen, mit 
denen alle diese Dienste suchend erschlos-
sen werden können, wie  Google, Yahoo oder 
Baidu. 

Jede Aufstellung solcher Familien von 
Plattformen gibt immer nur ein momentanes 
Bild und muss fortwährend revidiert wer-
den. Das Ausgestalten der einzelnen An-
wendungen und des gesamten Spektrums an 
Plattformen ergibt sich dabei stets aus dem 
Zusammenspiel zwischen technologischen 
Innovationen wie dem Design der Funktio-
nalitäten und Bedienoberflächen, instituti-
onellen Neuerungen, die sich zum Beispiel 
als Änderungen der AGBs oder der Privat-
sphäreeinstellungen festmachen, und Hand-
lungsweisen, mit denen die Nutzer sich 
die kommunikativen Optionen aneignen. 
Nimmt man diesen Gedanken auf, dann 
sind Plattformen verstanden als Kommu-
nikationsformen mediale Ermöglichungen, 
die sich entlang technischer Parameter und 
sozialer Nutzungsweisen herausbilden und 
weiterentwickeln. Sie bedingen die medien-
bezogenen und plattformzentrierten Akti-
vitäten, legen bestimmte Verwendungswei-
sen nahe, während andere erschwert werden. 
Als Kommunikationsformen können die 
Plattformen entlang von drei Aspekten er-
fasst werden. ❙7 

1. Kommunikationsformen unterscheiden 
sich im Blick auf die angebotenen Modi, 
also die gebrauchten Zeichentypen von 
Text, Bild, Grafik, Farbe, Design, Layout, 
Tabellen, Ton oder audiovisuellen Materi-
alien, wobei als wesentliches Merkmal di-
gitaler Netzwerkkommunikation häufig 
die vielfältigen Kombinationen von Modi, 
ihre Multimodalität sozusagen, hervor-
gehoben wird. ❙8 

❙7  Vgl. Werner Holly, Medien, Kommunikations-
formen, Textsortenfamilien, in: Stephan Habscheid 
(Hrsg.), Textsorten, Handlungsmuster, Oberflächen, 
Berlin–New York 2011, S. 144–163; Philomen Schön-
hagen, Soziale Kommunikation im Internet, Bern 
2004, S. 213; Claudia Fraas/Stefan Meier/Christian 
Pentzold, Online-Kommunikation, München 2012, 
S. 20–31. 
❙8  Vgl. Jay L. Lemke, Travels in Hypermodality, in: 
Visual Communication, 1 (2002), S. 299–325.



APuZ 22–23/2014 31

2. Die Einteilung von Kommunikationsfor-
men kann berücksichtigen, inwiefern sie in 
ihren kommunikationsstrukturellen Gege-
benheiten, also der Zahl an Kommunika-
tionspartnern, der Form der Adressierung 
sowie dem Grad an Wechselseitigkeit und 
gegenseitiger Wahrnehmung, verschie-
den sind. Hinsichtlich digitaler vernetzter 
Kommunikation wurde dabei besonders 
die gesteigerte Interaktivität im Vergleich 
zur Massenkommunikation betont. ❙9

3. Die zeitliche Dimension von Kommu-
nikationsformen kann entsprechend der 
Synchronizität des kommunikativen Aus-
tauschs und der Flüchtigkeit beziehungs-
weise Dauerhaftigkeit der Botschaften 
und Inhalte einbezogen werden. Hier-
bei wird für digitale Netzwerkkommu-
nikation die Persistenz und Sichtbarkeit 
dauerhaft verfügbarer Nachrichten, ihre 
Durchsuchbarkeit und die Skalierbarkeit 
der Reichweite plattformbasierter Kom-
munikation betont, etwa wenn ein Ama-
teurvideo millionenfach angeklickt oder 
eine Facebook-Einladung von Tausenden 
angenommen wird. ❙10 

Für die Teilhabe an politischer Kommuni-
kation wurden die positiven Konsequen-
zen der neuen Kommunikationsformen und 
der ihnen zugeschriebenen Ermöglichun-
gen häufig als Erweiterung von Öffentlich-
keiten, als Förderung alternativer demokra-
tischer Willensbildung und als Steigerung 
partizipativer Mitbestimmung beschrie-
ben. ❙11 Als ein wesentliches Element dieses 
neuerlichen mediatisierten Strukturwan-
dels der Öffentlichkeit wird dabei die Ver-
netzung und Entgrenzung der verschiede-
nen Ebenen von Öffentlichkeit genannt, 
sodass einfache Öffentlichkeiten spontaner 
und flüchtiger Interaktion mit stärker struk-
turierten, komplexen Öffentlichkeiten (wie 
Versammlungen) und der massenmedialen 
Öffentlichkeit intensiver in Beziehung und 

❙9  Vgl. Oliver Quiring/Wolfgang Schweiger, Interak-
tivität – Ten Years After, in: Medien & Kommunika-
tionswissenschaft, 54 (2006), S. 5–24.
❙10  Vgl. Danah Boyd, It’s Complicated, New Haven 
2014, S. 11. 
❙11  Vgl. Zizi Papacharissi, A Private Sphere, Cam-
bridge 2012; Peter Dahlgren, The Political Web, Ba-
singstoke 2013. Siehe auch den Beitrag von Daniel Ja-
cob und Manuel Thomas in dieser Ausgabe (Anm. d. 
Red.).

Austausch treten können. ❙12 Entsprechend 
wurden besonders die Plattformen zum Pu-
blizieren und Vernetzen begrüßt als digitale 
Werkzeuge, mit denen sich die Aktivisten der 
zahlreichen aktuellen politischen Konflikte 
und „Twitter-Revolutionen“ vom Nahen Os-
ten über Lateinamerika bis New York City 
besser organisieren und ihre Botschaften di-
rekt an ein weltweites Publikum senden kön-
nen. Die Kritiker dieser Hoffnung verweisen 
dagegen darauf, dass sich die technologischen 
Potenziale der Kommunikationsformen nur 
schwer realisieren lassen, weil ein ganzes Bün-
del an sozialen, militärischen, ökonomischen 
und politischen Faktoren den Erfolg oder das 
Scheitern dieser Bewegungen beeinflusst. Zu-
dem sind die Plattformen nicht per se die In-
strumente für freien, zivilgesellschaftlichen 
Austausch, sondern sie werden ebenso durch 
politische Regime, staatliche Agenturen oder 
Unternehmen überwacht und kontrolliert, 
und auch die Zugangschancen bleiben un-
gleich verteilt. ❙13 

Einfache und komplexe 
Öffentlichkeiten: Blogs und Twitter

Dieses Zusammenspiel aus technologischer 
Strukturierung durch die Angebote und An-
eignung in den Nutzungspraktiken sowie 
mögliche Implikationen für politische Kom-
munikation und Öffentlichkeiten lässt sich 
instruktiv an Blogs und Twitter studieren. 

Blogs haben sich nach 2000 als eine online-
basierte Kommunikationsform entwickelt, 
in der Inhalte publiziert und in umgekehrt 
chronologischer Reihenfolge dargestellt wer-

❙12  Vgl. zu Encounter-Öffentlichkeit, Versamm-
lungsöffentlichkeit und Medienöffentlichkeit Jür-
gen Gerhards/Friedhelm Neidhardt, Strukturen 
und Funktionen moderner Öffentlichkeit, in: Wolf-
gang Langenbucher (Hrsg.), Politische Kommunika-
tion, Wien 1993, S. 52–88; zum Strukturwandel vgl. 
Christoph Neuberger, Weblogs verstehen, in: Arnold 
Picot/Tim Fischer (Hrsg.), Weblogs professionell, 
Heidelberg 2006, S. 113–129; zur Diskussion der Ver-
netzung und Entgrenzung der Öffentlichkeitsebenen 
vgl. Christian Katzenbach, Weblog-Öffentlichkei-
ten als vernetzte Gespräche, in: Jens Wolling/Markus 
Seifert/Martin Emmer (Hrsg.), Politik 2.0?, Baden-
Baden 2010, S. 189–210; Christian Nuernbergk, An-
schlusskommunikation in der Netzwerköffentlich-
keit, Baden-Baden 2013, S. 41.
❙13  Vgl. Manuel Castells, Networks of Outrage and 
Hope, New York 2012. 
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den. Dabei wurden einige Funktionen eta-
bliert, die heute auch die Kommunikation auf 
sozialen Netzwerkplattformen und in ande-
ren Kommunikationsformen strukturieren 
und die für den Wandel politischer Öffent-
lichkeiten relevant sind. Entsprechend ihrer 
Merkmale als Kommunikationsform lassen 
sich Blogs als technologische Infrastruktur 
beschreiben, die erstens die Veröffentlichung 
von multimodalen Inhalten, insbesondere 
von Texten, Weblinks, Bildern, Audio- und 
Videodateien, einfach und kostengünstig 
 ermöglicht. 

Blogs verfügen zweitens in der Regel über 
eine Kommentarfunktion, Links und so-
genannte Trackbacks, die alle die Struk-
tur der Kommunikation nachhaltig beein-
flussen. Denn während der kommunikative 
Kreislauf von Produktion, Zirkulation und 
Rezeption bei traditionellen Massenmedi-
en zwischen Redaktionssystem, medialer 
Darstellung in gedruckter oder gesendeter 
Form und interpersonaler Anschlusskom-
munikation getrennte Stationen durchläuft, 
fallen in Blogs diese Stufen weitgehend zu-
sammen. Blogautoren und -leser werden 
durch die Kommentarfunktion und andere 
Feedbackoptionen enger kommunikativ ver-
bunden, und während Hyperlinks im Web 
häufig nur einseitig von einer Website zur 
anderen operieren, haben Blogs mit Track-
backs eine Vernetzungsweise etabliert, mit 
der Verlinkungen auch in der Gegenrich-
tung nachzuverfolgen sind. Verweist also 
ein Beitrag auf einen anderen, so sendet je-
ner eine kurze Benachrichtigung (Ping). So 
ermöglichen Blogs in höherem Maße als her-
kömmliche Webseiten Anschlusskommuni-
kation. Wechselseitige Bezugnahme, die für 
die Herstellung von Öffentlichkeit zentral 
ist, wird außerdem durch Trackbacks unter-
stützt, indem sie Verknüpfungen beidseitig 
nachvollziehbar machen. 

Drittens strukturieren Blogs in zeitlicher 
Hinsicht Kommunikation, da sie immer den 
neuesten Beitrag prominent oben anzeigen. 
Die einzelnen Artikel sind aber direkt über 
eine feste URL adressierbar (Permalink) und 
bleiben so als Bezugspunkte für Anschluss-
kommunikationen verfügbar. Zudem haben 
Blogs RSS-Feeds (really simple syndication) 
populär gemacht. Dies ist eine softwaresei-
tig implementierte Option, welche die Inhal-
te unabhängig von der Darstellung zur Ver-

fügung stellt und es Nutzern ermöglicht, ein 
Blog sozusagen zu abonnieren und sich au-
tomatisch über neue Einträge informieren zu 
lassen. Isolierte Nutzungsepisoden auf ver-
streuten Webseiten werden damit in Alltags-
routinen der Rezeption bekannter Angebote 
überführt.

Blogs unterstützen mit diesen Ausprä-
gungen als Kommunikationsform das 
Konstituieren neuer Formen von Öffent-
lichkeit. Dabei haben bereits frühe Studien 
zur Aneignung von Blogs gezeigt, dass sie 
weniger zur Kommentierung der aktuellen 
politischen Großwetterlage oder gesamtge-
sellschaftlicher Diskurse gebraucht werden, 
sondern eher zur medialen Artikulation 
von Alltag: Berichte aus dem Privatleben, 
Fotos, Kommentierung von Webseiten, Bü-
chern, Spielen oder Filmen sowie berufsbe-
zogene Inhalte dominieren die Blognut-
zung. ❙14 Blogs sind folglich zwar (in der 
Regel) öffentlich zugänglich, den wenigs-
ten Autoren geht es aber darum, eine große, 
den Massenmedien entsprechende Öffent-
lichkeit zu erreichen oder Informationen 
von gesamtgesellschaftlicher Relevanz zu 
veröffentlichen. Für die Öffentlichkeiten, 
die sich mittels Blogs herausbilden, wur-
de deshalb der Begriff der „persönlichen 
Öffentlichkeiten“ vorgeschlagen, in denen 
sich Nutzer mit dem von ihnen adressierten 
und intendierten Publikum austauschen, 
um ihre Lebenswelt, ihre Erfahrungen und 
ihre Interessen zu teilen. ❙15 Aus öffentlich-
keitstheoretischer Sicht scheinen sie somit 
zunächst vergleichbar mit einfachen Inter-
aktionen bei Gesprächen in Cafés oder am 
Arbeitsplatz. 

Die Mediatisierung von bloßen Alltagsge-
sprächen hat insbesondere in der Frühpha-
se von Blogs wiederholt dazu geführt, dass 
sie als irrelevant für politische Kommunika-
tion abgetan wurden, weil die vermeintliche 
Banalität der kommunizierten Themen und 
der kleine Kreis des Publikums wenig zu den 
ausgerufenen revolutionären Effekten neu-
er Medien für öffentliche Deliberation und 
kritischen Diskurs zu passen schienen. Aus 
zwei Gründen hat sich diese Ernüchterung 

❙14  Vgl. Bonnie Nardi et al., Why We Blog?, in: Com-
munications of the ACM, 47 (2004), S. 41–46; Jan 
Schmidt, Weblogs, Konstanz 2006.
❙15  Ders., Das neue Netz, Konstanz 2011, S. 105 ff.
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aber als verfrüht erwiesen. Erstens weisen 
auch die kleinen blogbasierten Encounter-
Öffentlichkeiten veritable demokratietheo-
retische Funktionen auf, gerade wenn sich 
das Interesse auf die „jeweilige alltagswelt-
liche Relevanz und damit letztlich die ge-
sellschaftliche Wirkung von Wirklichkeits-
konstruktionen, gesellschaftlichen Normen 
und kulturellen Zielen“ ❙16 richtet. Zweitens 
können durch die Mediatisierung dieser 
kleinen Öffentlichkeiten und den damit er-
möglichten wechselseitigen Bezugnahmen 
durchaus Dynamiken entstehen, welche die 
vormals isoliert voneinander geführten Ge-
spräche zu größeren und gesellschaftlich 
einflussreicheren Öffentlichkeiten verbin-
den. Dabei finden zunächst verstreut in ein-
zelnen Blogs geäußerte Ideen und Meinun-
gen hinreichend kommunikative Resonanz 
in den mit ihnen verknüpften Blogs und an-
deren Kommunikationsformen, die durch 
ihre anschließenden Kommentare und Ver-
linkungen eine breitere und organisiertere 
Form an Öffentlichkeit in der Blogosphäre 
und dann auch für traditionelle Massenme-
dien etablieren können. Sie schaffen damit 
die Möglichkeit, dass Themen, kommuni-
kative Rollen und Funktionen nicht mehr 
eindeutig bestimmten Öffentlichkeitsebe-
nen zuzuordnen sind. Vielmehr wandern 
diese gewissermaßen – zumindest gelegent-
lich – zwischen den Ebenen. ❙17 In Einzelfäl-
len, wie etwa dem Rücktritt des ehemali-
gen Bundespräsidenten Horst Köhler oder 
der (ersten) Debatte um die Einführung der 
Vorratsdatenspeicherung („Stasi 2.0“), ha-
ben Blogs offenbar wesentlich dazu beige-
tragen, dass aus kleinen Gesprächen große 
öffentliche Debatten wurden. ❙18 

In den vergangenen Jahren gehen diese 
unter Umständen von Weblogs angesto-
ßenen Dynamiken wesentlich stärker von 
Plattformen wie Facebook oder Twitter aus, 

❙16  Elisabeth Klaus, Das Öffentliche in Privaten – 
Das Private im Öffentlichen, in: Friederike Her-
mann/Margret Lünenborg (Hrsg.), Tabubruch als 
Programm, Opladen 2001, S. 24.
❙17  Vgl. zur Integration der Öffentlichkeitsebenen 
Christoph Neuberger, Internet, Journalismus und 
Öffentlichkeit, in: ders./Christian Nuernbergk/
Melanie Rischke (Hrsg.), Journalismus im Internet, 
Wiesbaden 2009, S. 19–105. 
❙18  Vgl. Marcel Rosenbach/Hilmar Schmundt, Auf-
stand der Netzbürger, in: Der Spiegel, Nr. 32 vom 
3. 8. 2009, S. 26 ff. 

während Blogs an Popularität verlieren. ❙19 
Gleichwohl bleiben die anhand von Blogs 
gewonnenen Erkenntnisse über die Media-
tisierung von Öffentlichkeiten lehrreich, da 
diese Plattformen auf technischer wie so-
zialer Ebene eine ganze Reihe der identifi-
zierten Mechanismen reflektieren: Sie stel-
len als Kommunikationsform erstens eine 
Form der zeichenmäßig begrenzten Publi-
kation von Texten, Bildern und Videos dar. 
Zweitens registrieren sie die wechselseitigen 
Bezugnahmen und Interaktionen der Nut-
zer und machen sie öffentlich. Auf der Mi-
kroebene der persönlichen Gespräche kön-
nen so bei Twitter einzelne Nutzer durch 
Voranstellung des @-Zeichens an den Be-
nutzernamen direkt und für andere öffent-
lich adressiert werden. Die verschiedenen 
Twitter-Apps stellen diese Tweets in der 
Regel für den Nutzer besonders prominent 
und in einer eigenen conversation view dar. 
Auf Twitter spielen zudem Hashtags (ein 
einfaches Schlagwort mit vorangestelltem 
„Hash“-Zeichen #) eine entscheidende Rolle 
in der Strukturierung von Öffentlichkeiten, 
da sie Tweets über alle Nutzer hinweg ver-
knüpfen. ❙20 Und auch, drittens, in zeitlicher 
Hinsicht sorgt die Plattform Twitter durch 
das „Folgen“ von anderen Nutzern ähnlich 
wie Blogs für kommunikative Kommunität. 

Ein Beispiel für die dadurch ermöglich-
ten „ad-hoc publics“ ❙21 und der hierbei er-
folgten wechselseitigen Durchdringung von 
kleinen und komplexen Öffentlichkeiten ist 
die #aufschrei-Debatte. Ausgelöst durch ei-
nen Artikel über Sexismus-Erfahrungen ei-
ner jungen Journalistin im Politikbetrieb 
sowie einen Blogbeitrag zu Alltagssexis-
mus begannen Nutzerinnen und Nutzer in 
der Nacht vom 24. auf den 25. Januar 2013 
ihre persönlichen Erfahrungen von sexuel-
ler Belästigung im Alltag unter dem Hash-

❙19  Vgl. Birgit van Eimeren/Beate Frees, Rasanter 
Anstieg des Internetkonsums, in: Media Perspekti-
ven, (2013) 7–8, S. 358–372. 
❙20  Tatsächlich gründen die im Folgenden beschrie-
benen Eigenschaften der Plattform in Nutzungs-
routinen, die nachträglich als Funktionen in die 
Plattform-Infrastruktur integriert wurden. Vgl. 
Alexan der Halavais, Structure of Twitter: Social and 
Technical, in: Katrin Weller et al. (Hrsg.), Twitter and 
Society, New York 2014, S. 29–42.
❙21  Axel Bruns/Jean Burgess, Researching News Dis-
cussion on Twitter, in: Journalism Studies, 13 (2012), 
S. 801–814.
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tag Aufschrei zu teilen. ❙22 Die Markierung 
der einzelnen Beiträge sorgte nicht nur für 
eine gute Schlagzeile am nächsten Tag, son-
dern auch innerhalb der Plattform für die Zu-
sammenführung und den Zusammenhalt der 
Einzelbeiträge. Aus individuellen Erlebnis-
sen wurde ein verteiltes Gespräch, das in den 
folgenden Tagen auf große Resonanz in der 
publizistischen Berichterstattung stieß, wie-
derum in anderen Kommunikationsformen 
aufgegriffen wurde und eine breite gesell-
schaftliche Debatte um Sexismus zumindest 
deutlich  befördert hat. ❙23 

Plattformen intensivieren auf diese Weise 
die Mediatisierung persönlicher Öffentlich-
keiten und die Dynamisierung politischer 
Kommunikationsarenen. Botschaften wan-
dern zwischen Öffentlichkeiten hin und her, 
von indivuellen Äußerungen zu persönlichen 
Gesprächen und thematischen oder ereignis-
bezogenen Ad-hoc-Öffentlichkeiten – und in 
wenigen Ausnahmefällen zu gesellschaftli-
chen Debatten. Dazu ist es notwendig, dass 
diese neu entstehenden komplexen Öffent-
lichkeiten kohärente Kommunikationsräume 
bilden, als Vermittlungssysteme der Selekti-
on, Verarbeitung und Verbreitung von Kom-
munikation fungieren und so Massenmedi-
en funktional ergänzen. Für Weblogs finden 
sich dahingehende Entwicklungen in der Ag-
gregation von Rang- und Themenlisten so-
wie der Herausbildung einer Gruppe sehr po-
pulärer Blogs, die häufig kollektiv betrieben 
werden. Twitter wiederum sorgt durch das 
öffentliche Ranking von Popularität eben-
falls für die Organisation von Aufmerksam-
keit und kommunikativem Einfluss. 

Ausblick: Plattformpolitik 

Die Verschiebung von einfachen Öffentlich-
keiten in die von Plattformen dominierte digi-
tal vernetzte Kommunikationssphäre steigert 
die Chance öffentlicher Anschlusskommuni-
kation. Weblog-Netwerke und Twitter vermit-
teln und verknüpfen Gespräche zu größeren 
Kommunikationszusammenhängen. Sie er-

❙22  Siehe hierzu auch die APuZ-Ausgabe „Sexismus“, 
64 (2014) 8 (Anm. d. Red.).
❙23  Vgl. Axel Maireder/Stefan Schlögl, 24 Hours of an 
#outcry: The Networked Publics of a Socio-Politi-
cal Debate, in: European Journal of Communication 
(i. E.). 

möglichen so das Teilen und Diskutieren von 
zunächst individuellen Erlebnissen und Er-
fahrungen als kollektive Überzeugungen und 
damit das Herausbilden von gesellschaftlichen 
Themen und Problemen. In der Konsequenz 
wurde zum einen die Förderung widerstän-
diger Diskurse, zum anderen die Gefährdung 
des journalistischen Deutungsmonopols pro-
klamiert. 

In der Tat können die von einfachen medi-
atisierten Öffentlichkeiten ausgehenden De-
batten als alternative Angebote der Bericht-
erstattung und Wirklichkeitsbeschreibung 
gesellschaftlich wirkungsvoll werden und 
neben professionelle Nachrichten treten. Zu-
gleich aber wird deutlich, dass diese Dyna-
miken wesentlich von der technischen und 
rechtlichen Ausgestaltung der Plattformen 
abhängen. Diese „politics of platforms“ ❙24 be-
stimmen sehr grundlegend, welche Beiträ-
ge technologisch machbar und institutionell 
erlaubt sind. Sie verfügen über algorithmisch 
informierte Mechanismen, um Beiträgen und 
Themen Relevanz zu- beziehungsweise ab-
zuschreiben, zwischen angemessenen und 
unangemessenen Aktionen zu unterscheiden 
sowie Nutzerverhalten und Nutzerbezie-
hungen zu kalkulieren und zu prognostizie-
ren. Auf diese Weise gestalten sie den Zugang 
zu Informationen und Öffentlichkeiten und 
formieren die Chancen, an politischer Kom-
munikation zu partizipieren und dort Auf-
merksamkeit zu erhalten. Dabei dienen die 
jeweiligen Plattformpolitiken nicht nur den 
Interessen individueller Nutzer, fördern zi-
vilgesellschaftliche Ziele oder gehorchen po-
litischen Instanzen. Vielmehr werden sie 
auch und vor allem für die Belange der kom-
merziellen Betreiber und ihrer Partner und 
Kunden eingesetzt. Die Art und Weise, wie 
diese Plattformen die unübersichtliche Ge-
sprächigkeit strukturieren und damit Rele-
vanz und Irrelevanz zuweisen, gehört damit 
zwangsläufig zu einer Auseinandersetzung 
mit aktuellen Öffentlichkeiten hinzu.

❙24  Tarleton Gillespie, The Politics of „Platforms“, in: 
New Media & Society, 12 (2010), S. 347–364.
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Ob „Twitter-Revolution“, Piratenpartei 
oder Cyberwar – es mangelt nicht an Bei-

spielen dafür, dass das Internet die Politik zu 
verändern scheint. In 
diesem Beitrag möch-
ten wir diese Entwick-
lungen zum Anlass für 
eine Diskussion darü-
ber nehmen, ob bezie-
hungsweise inwieweit 
das Internet als Kom-
munikationsmedium 
den demokratischen 
Prozess verändert. Un-
ser zentrales Argument 
dabei lautet, dass die 
technischen Möglich-
keiten des Internets das 
Potenzial bergen, die 
politische Öffentlich-
keit inklusiver zu ge-
stalten: Das Internet 

ermöglicht, mehr Menschen den Zugang zur 
Öffentlichkeit zu verschaffen und mehr The-
men zum Gegenstand des öffentlichen Dis-
kurses zu machen. Die Verwirklichung die-
ses Potenzials wird jedoch davon abhängen, 
ob es gelingt, zwei hiermit verbundenen He-
rausforderungen zu begegnen: zum einen der 
Beharrungskraft bestehender gesellschaftli-
cher Ungleichheiten, zum anderen der beson-
deren Notwendigkeit der Integration einer 
derart erweiterten Öffentlichkeit.

Demokratisches Potenzial des Internets

Es ist das zentrale Versprechen der Demokra-
tie, alle Mitglieder einer politischen Gemein-
schaft in gleicher Weise an Entscheidungen 
über öffentliche Angelegenheiten zu beteili-
gen. Die Diskussion darüber, ob die Demo-
kratie dieses Versprechen einlösen kann, ist 

so alt wie die Idee der Demokratie selbst. Zu-
letzt hat in diesem Zusammenhang der Poli-
tikwissenschaftler Colin Crouch mit seinem 
viel zitierten Konzept der Postdemokratie 
Aufmerksamkeit erregt. Er kritisiert, dass 
trotz formaler Gleichheit in vielen der heuti-
gen Demokratien die Interessen großer Wirt-
schaftsakteure mehr Beachtung fänden als 
jene des einfachen Wählers. ❙1

Diese Kritik lässt sich genauer fassen, wenn 
man die verschiedenen Dimensionen der De-
mokratie präzisiert: Was üblicherweise als „nur 
formale“ Gleichheit beschrieben wird, betrifft 
zunächst den Prozess demokratischer Entschei-
dungsfindung durch freie und gleiche Wahlen. 
Demnach ist es unvereinbar mit den Grund-
prinzipien der Demokratie, einzelnen Mitglie-
dern oder gar ganzen Gruppen innerhalb eines 
demokratischen Gemeinwesens das Recht auf 
Teilnahme an Wahlen  vorzuenthalten.

Von diesem Kernbegriff der Demokra-
tie lässt sich dann die öffentliche Willensbil-
dung unterscheiden. Im Zentrum steht hier 
der Austausch von Argumenten, wobei offen 
gehalten werden kann, ob dieser Austausch 
im Sinne des Philosophen Jürgen Habermas 
als rationale Verständigung mit dem Ziel ei-
nes wohlbegründeten Konsenses zu deuten 
ist, ❙2 oder ob es sich um einen Konflikt zwi-
schen miteinander letztlich unvermittelba-
ren Interessen handelt, wie es die Politikwis-
senschaftlerin Chantal Mouffe beschreibt. ❙3 
Entscheidend ist vielmehr zunächst, dass es 
überhaupt gesellschaftliche Foren gibt, in 
denen sich Bürger über die gemeinschaftli-
chen Angelegenheiten argumentativ austau-
schen können – und so die Machtausübung 
durch staatliche wie nicht-staatliche Akteure 
in Frage stellen können. Eine so verstandene 
deliberative Öffentlichkeit erweitert zum ei-
nen den politischen Handlungsspielraum von 
Bürgerinnen und Bürgern eines demokrati-
schen Staats, indem diese über die Teilhabe 
an Wahlen hinaus die Möglichkeit erlangen, 
ihre politischen Überzeugungen und Argu-
mente in den politischen Prozess einzuspei-
sen. Zum anderen dient sie aber auch dazu, 

❙1  Vgl. Colin Crouch, Post-Democracy, Malden, MA 
2004.
❙2  Vgl. Jürgen Habermas, Faktizität und Geltung, 
Frank furt/M. 1992.
❙3  Vgl. Chantal Mouffe, Über das Politische, Frank-
furt/M. 2007.
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die formale Entscheidungsfindung vorzube-
reiten. Je inklusiver und aktiver der argumen-
tative Austausch im Rahmen der politischen 
Öffentlichkeit ist, umso begründeter scheint 
die Hoffnung, dass die formalen Entschei-
dungsverfahren die jeweils relevanten Infor-
mationen und Sichtweisen berücksichtigen.

Unbestritten ist nun jedoch, und so lässt 
sich auch die Kritik von Crouch verstehen, 
dass die öffentliche Willensbildung heute viel-
fach von Machtasymmetrien bestimmt wird, 
die darüber entscheiden, wem der Zugang zur 
Öffentlichkeit offen steht und welche The-
men dort verhandelt werden. Diese Macht-
asym metrien lassen sich mit dem Soziologen 
Pierre Bourdieu als Folge der Ungleichvertei-
lung von ökonomischem, kulturellem und so-
zialem Kapital verstehen. ❙4 Mit Blick auf den 
Begriff des kulturellen Kapitals unterschei-
det er zwischen der individuellen Aneignung 
von Wissen im Sinne persönlicher Bildungs-
erfahrungen, der Objektivierung von Wissen 
in Form von Kulturgütern und der Instituti-
onalisierung in Form von Bildungstiteln. ❙5 So-
ziales Kapital schließlich beschreibt Bourdieu 
als „Gesamtheit der aktuellen und potentiellen 
Ressourcen, die mit dem Besitz eines dauer-
haften Netzes von mehr oder weniger institu-
tionalisierten Beziehungen gegenseitigen Ken-
nens oder Anerkennens verbunden sind“. ❙6

In diesem Kontext nun kommt den Medi-
en eine besondere Bedeutung zu. Einerseits 
können sie, wie Bourdieu etwa mit Blick auf 
das Fernsehen beschreibt, dazu dienen, gesell-
schaftliche Machtasymmetrien zu reproduzie-
ren und dauerhaft zu stabilisieren. ❙7 Anderer-
seits können Medien aber auch, wie Habermas 
in seinen stärker historischen Betrachtungen 
zum „Strukturwandel der Öffentlichkeit“ 
ausführt, bestehende Machtkonstellationen in 
Frage stellen, indem sie den Zugang zur Öf-
fentlichkeit oder das Spektrum der dort ver-
handelten Themen  erweitern. ❙8

❙4  Vgl. Pierre Bourdieu, Sozialer Raum und symbo-
lische Macht, in: ders. (Hrsg.), Rede und Antwort, 
Frank furt/M. 1992, S. 135–154.
❙5  Vgl. ders., Ökonomisches Kapital, kulturelles Ka-
pital, soziales Kapital, in: Reinhard Kreckel, Sozia-
le Ungleichheiten, Göttingen 1983, S. 183-198, hier: 
S. 185–190.
❙6  Ebd., S. 190 f.
❙7  Vgl. ders., Über das Fernsehen, Frank furt/M. 1998.
❙8  Vgl. Jürgen Habermas, Strukturwandel der Öffent-
lichkeit, Frank furt/M. 1990 (1962).

Das Internet unterscheidet sich dabei ge-
genüber „klassischen“ Medien wie Fernse-
hen und Zeitung, Telefon und Brief in min-
destens drei Hinsichten: Erstens macht es 
das Internet möglich, große Datenmengen 
sehr schnell über weite Entfernungen zu 
transportieren. Zweitens ist die Kommu-
nikation über das Internet zugleich relativ 
günstig, insbesondere aus Sicht des Endver-
brauchers. Drittens schließlich ermöglicht 
das Internet den gleichzeitigen Austausch 
zwischen einer großen Zahl an Kommuni-
kationsteilnehmern. Der Soziologe  Manuel 
Castells spricht daher mit Blick auf das In-
ternet als neues Medium von mass self-
communication. ❙9

Will man das demokratische Potenzial des 
Internets beschreiben, so ist insbesondere 
dieser letzte Punkt entscheidend. Wie Ste-
fan Münker bemerkt, ist „mit dem Web 2.0 
zum historisch ersten Mal eine massenhafte 
Nutzung gemeinschaftlich geteilter, inter-
aktiver Medien nicht nur möglich, sondern 
wirklich“. ❙10 Im Internet kann jeder Ein-
zelne nicht nur Informationen aufnehmen, 
sondern zugleich aktiv eigene Informatio-
nen und Argumente einer breiteren Öffent-
lichkeit zugänglich machen. Dies markiert 
einen deutlichen Unterschied zu anderen 
Massenmedien wie Rundfunk oder Fern-
sehen, bei denen es schon technisch ausge-
schlossen ist, dass alle Rezipienten zugleich 
aktive Nutzer des Mediums sind – und bei 
denen dadurch stets reguliert werden muss, 
wer sich in welcher Form und zu welchem 
Thema äußern darf.

Diese potenzielle Ausweitung der Öffent-
lichkeit geht mit einer Abnahme der Bedeu-
tung ökonomischen Kapitals für den Zugang 
zur Öffentlichkeit einher. Für Individuen, 
aber auch für politische Organisationen ent-
fallen durch die technischen Möglichkeiten 
des Internets eine Vielzahl jener Kosten, die 
bisher nötig waren, um Zugang zur Öffent-
lichkeit zu erhalten beziehungsweise um sich 
in Suböffentlichkeiten zu organisieren. Das 
Habermas’sche Ideal eines Diskurses, an dem 
alle Betroffenen sich unabhängig von ihren 

❙9  Vgl. Manuel Castells, Communication Power, Ox-
ford 2009, S. 63–71.
❙10  Stefan Münker, Emergenz digitaler Öffentlichkei-
ten. Die Sozialen Medien im Web 2.0. Frank furt/M. 
2009, S. 10.
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ökonomischen Ressourcen in gleicher Weise 
beteiligen können, scheint somit in greifbare 
Nähe zu rücken. ❙11

Gefahr neuer Elitenbildung

Dem demokratischen Potenzial des Internets 
steht jedoch die Gefahr gegenüber, dass die 
vielfältigen Möglichkeiten der neuen Öffent-
lichkeit einer kleinen Elite vorbehalten blei-
ben. Denn die technischen Möglichkeiten zum 
Austausch von Argumenten über das Internet 
setzen in dreierlei Hinsicht eine neue Form kul-
turellen Kapitals voraus: Erstens verlangt die 
schiere Masse an potenziell verfügbaren Infor-
mationen nach Strategien zur Erfassung der je-
weils relevanten Informationen und zum Um-
gang mit großen Datenmengen. Zweitens ist 
es notwendig, die „Spielregeln“ des Internets 
zu kennen, um der eigenen Stimme im Inter-
net Gehör zu verschaffen. Drittens schließlich 
ist in vielen Teilen der Welt ein vergleichsweise 
anspruchsvolles technisches Wissen Voraus-
setzung, um staatliche Zensurmaßnahmen zu 
umgehen. Bei diesen drei internetspezifischen 
Formen kulturellen Kapitals handelt es sich im 
Sinn der oben eingeführten Unterscheidung 
von Bourdieu um kulturelles Kapital, das über 
formelle wie informelle Formen von Bildung 
angeeignet wird. 

Bourdieu selbst betont, dass der Erwerb in-
korporierten kulturellen Kapitals in der Re-
gel ein hohes Maß an ökonomischem und/
oder kulturellem Kapital voraussetzt. Und in 
der Tat legen empirische Untersuchungen zur 
digital divide die Vermutung nahe, dass auch 
der Erwerb internetspezifischen kulturellen 
Kapitals jenen leichter fällt, die aufgrund ih-
res familiären Kontexts bereits privilegierten 
gesellschaftlichen Schichten angehören. ❙12 

❙11  Vgl. Alexander Siedschlag, Digitale Demokra-
tie, in: Peter Kemper/Alf Mentzer/Julika Tillmanns 
(Hrsg.), Wirklichkeit 2.0. Medienkultur im digitalen 
Zeitalter, Stuttgart 2012, S. 272–276.
❙12  Für einen Überblick zu dieser Debatte siehe M. Cas-
tells (Anm. 9), S. 57. Zur Idee eines second-level digital 
divide vgl. u. a. Seong-Jae Min, From the Digital Divide 
to the Democratic Divide: Internet Skills, Political Inte-
rest, and the Second-Level Digital Divide in Political In-
ternet Use, in: Journal of Information Technology & Po-
litics, 7 (2010) 1, S. 22–35; Pippa Norris, Digital Divide: 
Civic Engagement, Information Poverty, and the Inter-
net Worldwide, New York 2001; Neil Selwyn, Reconsi-
dering Political and Popular Understandings of the Digi-
tal Divide, in: New Media Society, 6 (2004) 3, S. 341–362.

Doch gibt es auch Indizien dafür, dass sich 
durch das Internet und das ihm eigene kul-
turelle Kapital Nischen auftun, die eine zu-
mindest graduelle Verschiebung bestehender 
Machtverhältnisse ermöglichen. So lässt sich 
etwa die Online-Enzyklopädie Wikipedia 
als eine Auseinandersetzung über den gesell-
schaftlichen Stellenwert klassischer Bildung 
verstehen. Nicht nur wird hier tagtäglich neu 
darüber verhandelt, worin der Inhalt „klassi-
scher Bildung“ besteht. Darüber hinaus wer-
den hier auch klassische Bildungsinstitutionen 
und die mit ihnen verbundenen formalen Bil-
dungsabschlüsse in Frage gestellt. ❙13 Ein wei-
teres Beispiel liefert die Hacker-Bewegung. 
Auch wenn über diese kaum zuverlässige so-
zialwissenschaftliche Daten verfügbar sind, so 
entspricht es doch zumindest dem öffentlich 
verbreiteten Selbstbild dieser Bewegung, in-
ternetspezifisches Wissen gerade in der Ausei-
nandersetzung mit anerkannten Institutionen 
zu erwerben, zu nutzen und weiterzugeben.

Diese Beispiele deuten an, dass es durch die 
Ausbreitung des Internets zu einer Umdeutung 
und damit einhergehend auch gewissen Um-
verteilung kulturellen Kapitals kommt. Em-
pirisch noch offen scheint dabei, ob dies ledig-
lich die Ablösung einer Elite durch eine andere 
Elite bedeutet, oder ob es dabei auch zu einer 
stärker egalitären Verteilung kulturellen Ka-
pitals kommt. Die Frage ist also, ob das Inter-
net einen Beitrag dazu leisten kann, nicht nur 
ökonomische Hürden beim Zugang zur politi-
schen Öffentlichkeit zu überwinden, sondern 
auch jene subtilen und gerade dadurch beson-
ders resistenten Barrieren, die sich aus der Un-
gleichverteilung kulturellen Kapitals ergeben. 

Bourdieus Machtbegriff legt es nahe, zu-
nächst das Verhältnis zwischen Bürgerinnen 
und Bürgern eines Staates als Individuen in 
den Blick zu nehmen. Für die Diskussion des 
demokratischen Potenzials des Internets ist es 
darüber hinaus aber auch entscheidend, inwie-
fern es das Verhältnis des Einzelnen gegenüber 
gesellschaftlichen Machtzentren verändert.

Um diese Frage zu beantworten, schlagen 
wir vor, Staaten wie auch Unternehmen als 
Organisationen zu verstehen, deren Macht 

❙13  Vgl. Axel Bruns, Blogs, Wikipedia, Second Life, 
and Beyond. From Production to Produsage, New 
York 2008, Kap. 5; Christian Stegbauer, Wikipedia. 
Das Rätsel der Kooperation, Wiesbaden 2009.
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sich ähnlich wie im Fall von Individuen aus ih-
rer Ausstattung mit ökonomischem, kulturel-
lem und sozialem Kapital ergibt. Die instituti-
onalisierte Form dieser Organisationen macht 
es dabei möglich, diesen Kapitalbestand auch 
dann zu bewahren, wenn das konkrete Perso-
nal, das in und durch diese Institutionen han-
delt, sich wandelt. Die ökonomischen Ressour-
cen des Staates hängen in diesem Sinne ebenso 
wenig an der Person des Staatsoberhaupts wie 
das kulturelle Kapital eines Unternehmens an 
einzelnen Managern. Offenkundig ist nun, 
dass das Verhältnis des Einzelnen gegenüber 
Staaten und Unternehmen durch massive 
Asymmetrien gekennzeichnet ist. 

Daher ist es besonders problematisch, wenn 
Staaten und Unternehmen Einfluss auf den 
Zugang zu eben jener Öffentlichkeit nehmen, 
die sie kontrollieren soll. Von Staaten geht da-
bei die Gefahr aus, dass sie durch mehr oder 
weniger explizite Zensurmaßnahmen regulie-
ren, wer Zugang zur Öffentlichkeit erhält und 
welche Informationen dort ausgetauscht wer-
den dürfen. Im Fall von Unternehmen hin-
gegen droht die Zurückdrängung politischer 
Debatten zugunsten von entpolitisierter Un-
terhaltung. Zwar muss dafür Unternehmen 
keine politische Absicht im engeren Sinne un-
terstellt werden, doch ist es eben in ihrem Sin-
ne, wenn die Internetnutzer konsumieren, statt 
sich über politische Fragen  auszutauschen. ❙14

Wie schon zuvor scheint auch hier auf den 
ersten Blick das Internet einen vielversprechen-
den Ausweg anzubieten. Die dezentrale, offene 
Struktur des Internets macht es dem Einzelnen 
in bisher ungekannter Weise möglich, sich dem 
Zugriff staatlicher Zensurmaßnahmen zu ent-
ziehen. Das wohl prominenteste Beispiel für 
die Umgehung von Zensurmaßnahmen eines 
demokratischen Staats ist die Veröffentlichung 
geheimer Unterlagen der US-Regierung durch 
die Enthüllungsplattform Wikileaks. Darüber 
hinaus zeigt sich gerade in autoritären Staaten, 
dass Journalisten und politische Aktivisten 
das Internet zunehmend geschickt nutzen, um 
staatlicher Zensur zu entgehen. Ähnlich posi-
tive Tendenzen deuten sich mit Blick auf den 
Einfluss von Unternehmen an. Wie bereits aus-
geführt bietet das Internet vielfältige und dabei 
kostengünstige Möglichkeiten des Austauschs 

❙14  Vgl. Carsten Görig, Gemeinsam einsam. Wie Face-
book, Google & Co. unser Leben verändern, Zürich 
2011.

und der Vernetzung – und so im Prinzip die 
Möglichkeit eines öffentlichen Diskurses jen-
seits der „klassischen“, vom Marktdenken be-
stimmten Medien.

Das Problem ist jedoch, dass diese Möglich-
keiten nur für jene eine reale Option darstellen, 
die über ein hinreichendes Maß an internetspe-
zifischem kulturellen Kapital verfügen. Wird so 
der freie und gleiche Zugang zur Öffentlichkeit 
zum Privileg einer kleinen Elite, steht jedoch 
letztlich das normative Ideal gleicher politischer 
Teilhabe auf dem Spiel – und damit auch die kri-
tische Hinterfragung der Macht von Staaten 
und Unternehmen durch eine demokratische 
und inklusive Öffentlichkeit.

Gefahr des Zerfalls der Öffentlichkeit

In dem Maß, in dem sich immer mehr Bürge-
rinnen und Bürger aktiv in die öffentliche De-
batte einbringen, stellt sich mit besonderer 
Nachdrücklichkeit die Frage, wie es gelingen 
kann, die derart erweiterte Öffentlichkeit wie-
der auf eine Weise zusammenzuführen, die es 
den Bürgern eines demokratischen Gemein-
wesens ermöglicht, sich gemeinsam über die 
öffentlichen Angelegenheiten auszutauschen.

Skeptisch ließe sich an dieser Stelle vermu-
ten, das Internet selbst stehe aufgrund seiner 
technischen Eigenschaften einer Verständi-
gung im Sinne des aufrichtigen und offenen 
Austausches von Argumenten im Wege. Die 
Begrenzung von Tweets auf 140 Zeichen beim 
Kurznachrichtendienst Twitter wäre dem-
nach symptomatisch für eine Verkürzung und 
Verflachung politischer Argumente, die einen 
ernsthaften argumentativen Austausch nahe-
zu unmöglich machen. Es gibt jedoch bisher 
keinen Anhaltspunkt dafür, dass das Inter-
net als Technik eine solche Entwicklung vor-
gibt. Um beim Beispiel der Verkürzung von 
Argumenten zu bleiben: Anders als im Fall 
von Fernsehen und Printjournalismus bietet 
das Internet die Möglichkeit, Argumente in 
epischer Länge auszubreiten und zu diskutie-
ren. Selbst der 140-Zeichen-Tweet muss dann 
nicht zu einer Verflachung von Argumenten 
führen, wenn ein Teil der Zeichen dafür ge-
nutzt wird, auf umfangreichere Ausführun-
gen jenseits von Twitter zu verweisen. 

Eine weitere, in diesem Kontext vielfach ge-
äußerte Befürchtung betrifft die Gefahr der 
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Desintegration der Öffentlichkeit durch die 
vermeintlich atomistischen Tendenzen des In-
ternets. In dieser Diskussion, wie sie etwa der 
Rechtswissenschaftler Cass Sunstein oder der 
Polit-Aktivist Eli Pariser angestoßen haben, ❙15 
wird darauf hingewiesen, dass die Öffentlich-
keit des Internets zunehmend in hoch per-
sonalisierte Wahrnehmungssphären zerfällt. 
Dabei kommen zwei Mechanismen zusam-
men. Zum einen verwenden wir als Internet-
nutzer mehr oder weniger technisch ausge-
feilte Filter, um aus der Masse der im Internet 
verfügbaren Informationen jene herauszusu-
chen, die uns als relevant erscheinen. Zum an-
deren wird diese im Wesentlichen bewusste 
Auswahl verstärkt durch die automatisierten 
Filter von Suchmaschinen und sozialen Netz-
werken. Es entsteht die Gefahr, dass das Inter-
net zu einer Atomisierung der Öffentlichkeit 
in viele „private Öffentlichkeiten“ – in unsere 
ganz eigene filter bubble (Pariser) – führt.

Vielfach zitiert werden in diesem Zu-
sammenhang die Äußerungen von Haber-
mas über das neue Medium Internet. Zwar 
schreibt er diesem das Potenzial zu, die Zen-
sur autoritärer Regime zu unterlaufen, und 
erahnt auch die „historisch versunkene Ge-
stalt eines egalitären Publikums von schrei-
benden und lesenden Konversationsteilneh-
mern“. ❙16 Dennoch fürchtet er, dass es durch 
das Internet letztlich zu einer Fragmentie-
rung und damit weiteren Schwächung der 
Öffentlichkeit kommen wird. Vorerst, so 
Habermas, „fehlen im virtuellen Raum die 
funktionalen Äquivalente für die Öffent-
lichkeitsstrukturen, die die dezentralisierten 
Botschaften wieder auffangen, selegieren und 
in redigierter Form synthetisieren“. ❙17

Weiter zugespitzt werden diese Überle-
gungen vom Kommunikationsphilosophen 
Byung-Chul Han, der mit Blick auf die jünge-
re Entwicklung des Internets gar das „Ende des 
kommunikativen Handelns“ prophezeit. ❙18 An-
dererseits bietet das Internet selbst im Prinzip 
eine besonders geeignete technische Infrastruk-
tur, um „Knotenpunkte“ für eine demokrati-

❙15  Vgl. Cass Sunstein, Republic.com 2.0, Princeton, 
NJ 2009; Eli Pariser, Filter Bubble. Wie wir im Inter-
net entmündigt werden, München 2011.
❙16  Jürgen Habermas, Ach, Europa. Kleine politische 
Schriften XI, Frank furt/M. 2008, S. 161.
❙17  Ebd., S. 162.
❙18  Vgl. Byung-Chul Han, Digitale Rationalität und 
das Ende des kommunikativen Handelns, Berlin 2013.

sche Öffentlichkeit zu bilden. ❙19 Der Hyperlink 
als zentraler Baustein des Internets ist schließ-
lich geradezu darauf ausgelegt, Verbindungen 
zu ermöglichen. Aggregatoren-Dienste wie 
Google News oder auch die Hashtags (Schlag-
worte) bei Twitter bieten weitere Möglichkei-
ten, die politische Öffentlichkeit bei aller wün-
schenswerten Diversität zusammenzuhalten. 

Nimmt man die Überlegungen aus dem vor-
herigen Abschnitt zur Bedeutung internetspe-
zifischen kulturellen Kapitals ernst, so wird je-
doch schnell deutlich, dass die Nutzung dieser 
Möglichkeiten wiederum nur einer vergleichs-
weise kleinen Gruppe vorbehalten ist, die 
über das hierfür notwendige Kapital verfügt. 
Es droht mithin nicht ein allgemeiner Zerfall 
der Öffentlichkeit, sondern die weitergehende 
Aristokratisierung des politischen Diskurses.

Schlussüberlegungen

Kann das Internet dabei helfen, das Ideal po-
litischer Gleichheit zu verwirklichen? Das 
Internet birgt das technische Potenzial, öko-
nomische Hürden beim Zugang zur politi-
schen Öffentlichkeit zu überwinden. Diesem 
demokratischen Potenzial stehen jedoch Ge-
fahren gegenüber: zum einen die Gefahr einer 
neuen Elitenbildung, die im schlimmsten Fall 
sogar schlicht eine Reproduktion bestehen-
der Machtasymmetrien bedeutet; zum ande-
ren die Gefahr des Zerfalls beziehungsweise 
der Desintegration der neuen Öffentlichkeit 
Internet. Demokratietheoretisch stellt sich so 
die Frage, wie unser Verständnis von Demo-
kratie und insbesondere demokratischer Öf-
fentlichkeit mit Blick auf diese Herausforde-
rungen erneuert oder auch erweitert werden 
muss. Für die Praxis wird entscheidend sein, 
welche Akteure sich in den politischen Aus-
einandersetzungen über die Ausgestaltung 
des Internets durchsetzen – oder genauer, ob 
es den demokratischen Kräften gelingt, das 
Internet als „Befreiungsinstrument“ zu nut-
zen. Im Internet als Kommunikationsmedi-
um selbst ist keine bestimmte Entwicklung 
angelegt.

❙19  Vgl. Manuel Castells, Das Informationszeitalter, 
Bd. 1: Der Aufstieg der Netzwerkgesellschaft, Opla-
den 2003, S. 406–415.
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Die politischen Positionen von Parteien 
und Bürgern entwickeln sich in einer 

Wechselbeziehung. Auf Positionswechsel der 
einen Gruppe folgt 
oft eine vergleichba-
re Reaktion der ande-
ren, zum Beispiel bei 
der Zustimmung zum 
Wohlfahrtsstaat oder 
den Einstellungen zur 
europäischen Integra-
tion. Warum entsteht 
dieser Zusammenhang,  
und wer folgt wem? 
Reagieren Parteien auf 

die Entwicklung der öffentlichen Meinung 
oder beeinflussen Parteien die politischen 
Vorlieben der Bürger? Welche Bedeutung 
hat die Richtung der Wechselbeziehung 
zwischen Parteien und Bürgern für die poli-
tische Repräsentation und die Qualität von 
 Demokratie? 

Zwei Sichtweisen

In der Politikwissenschaft werden zwei entge-
gengesetzte Ansichten über die Wechselbezie-
hung zwischen Parteien und Wählern gleicher-
maßen vertreten. Die erste Sichtweise betont, 
dass Parteien den thematischen Präferenzen 
der Wähler folgen. Die Begründung ist klar: 
Parteien haben ein ausgeprägtes Interesse da-
ran, Wahlen zu gewinnen, und deswegen ist es 
nur rational, dass sie ihr politisches Angebot an 
der Bürgernachfrage ausrichten. Im Zeitverlauf 
entsteht die Wechselbeziehung zwischen poli-
tischen Parteien und Wählern somit aus der 
permanenten Reaktion von Parteien auf eine 
sich verändernde öffentliche  Meinung. ❙1

Die zweite Sichtweise geht hingegen davon 
aus, dass die Wechselbeziehung zwischen Par-
teien und Bürgern entsteht, weil Parteien die 

Vorlieben der Bürger definieren, formen und 
verändern. Dies geschieht durch zwei ver-
schiedene Mechanismen, die bewirken, dass 
Bürger den Positionen der Parteien folgen. Der 
erste Mechanismus unterstellt, dass der politi-
sche Diskurs von Eliten – Parteien, aber auch 
Massenmedien, Verbände und Experten – die 
notwendigen Bezugspunkte für die politi-
schen Vorlieben der Bevölkerung etabliert: 
Politische Eliten schaffen das Koordinaten-
system, in dem sich die politische Auseinan-
dersetzung abspielt. Bürger können demzu-
folge nur solche Positionen vertreten, die auch 
von nennenswerten Teilen der politischen Eli-
te angeboten werden. ❙2 

Darüber hinaus gibt es einen zweiten Me-
chanismus, durch den die politische An-
gebotsseite die Nachfrage der Bürger be-
einflusst. Parteien, andere Eliten und die 
Massenmedien verschieben die Positionen 
der Bürger innerhalb des bestehenden Koor-
dinatensystems durch vielfältige Formen der 
Einflussnahme. Manchmal verrichten Partei-
en echte Überzeugungsarbeit und verwenden 
gezielt effektive rhetorische Strategien. Wenn 
Überzeugung gelingt, ist Eliteneinfluss be-
sonders wirkungsvoll und führt zu einem 
tatsächlichen, möglicherweise langfristigen 
Meinungswandel, der nicht einfach umge-
kehrt werden kann. ❙3 

In den meisten Fällen findet Einflussnahme 
unterschwelliger statt, dann allerdings auch 
mit weniger tief greifender Wirkung. Die re-
lative Häufigkeit, mit der bestimmte Positi-
onen im politischen Diskurs erwähnt wer-
den, ist die am weitesten verbreitete Form der 
Beeinflussung. Wenn Bürger zum Beispiel 
in den Massenmedien öfter hören und lesen, 
dass die Einführung eines Mindestlohns ab-
zulehnen ist, und seltener, dass er eingeführt 
werden soll, dann steigt die Wahrscheinlich-

❙1  Vgl. James Stimson/Michael Mackuen/Robert 
Erikson, Dynamic Representation, in: American Po-
litical Science Review, 89 (1995) 3, S. 543–565. Dieser 
Beitrag betont statt zeitversetzten Reaktionen eher 
die Antizipation von Wählerpräferenzen durch die 
Parteien.
❙2  Vgl. John Zaller, The Nature and Origins of Mass 
Opinion, New York 1992.
❙3  Für eine Definition des Forschungsfeldes vgl. Di-
ana Mutz/Paul Sniderman/Richard Brody (Hrsg.), 
Political Persuasion and Attitude Change, Ann Ar-
bor 1996. 

mailto:konstantin.voessing@hu-berlin.de
mailto:konstantin.voessing@hu-berlin.de
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keit, dass sie sich gegen die Einführung eines 
Mindestlohns aussprechen. ❙4 

Politische Eliten können ein Thema auch 
in unterschiedliche Zusammenhänge einbet-
ten und dadurch Einfluss auf die öffentliche 
Meinung ausüben, ohne ausdrücklich eine 
bestimmte Position zu vertreten. So muss ein 
Politiker sich nicht gegen die europäische In-
tegration aussprechen, um zu veranlassen, 
dass jemand eine kritischere Haltung zu dem 
Thema einnimmt. Es reicht aus, auf die Ri-
siken statt auf die Chancen der Integration 
hinzuweisen. ❙5

Zwei Beispiele

Für beide Sichtweisen über die Wechselbezie-
hung zwischen Bürgern und Parteien lassen 
sich Belege finden. Ich diskutiere nun anhand 
von zwei unterschiedlichen Themen, wann 
die politische Realität in Deutschland mit ei-
ner der beiden theoretischen Erwartungen – 
„Bürger folgen Parteien“ oder „Parteien fol-
gen Bürgern“ – übereinstimmt. Abbildung 1 
zeigt die Positionen von Parteien und Bürgern 
zum Wohlfahrtsstaat. Hier geht es um den 
Konflikt zwischen Forderungen nach dem 
Erhalt oder Ausbau von Sozialleistungen und 
Gegenforderungen nach der Kürzung von So-
zialleistungen. Die Grafik stellt dar, wie sich 
der Anteil der „pro Wohlfahrtstaat“-Positi-
on bei den Parteien und in der Bevölkerung 
zwischen 1984 und 2013 verändert hat. Ab-
bildung 2 zeigt die Entwicklung der Zustim-
mung von Parteien und Bürgern zur europä-
ischen Integration zwischen 1972 und 2013. ❙6

❙4  Für eine der ersten Studien zum priming in der 
Politik siehe Shanto Iyengar/Mark Peters/Donald 
Kinder, Experimental Demonstrations of the ‚Not-
So-Minimal‘ Consequences of Television News Pro-
grams, in: American Political Science Review, 76 
(1982) 4, S. 848–858.
❙5  Vgl. für eine Darstellung der Forschung zum fra-
ming Dennis Chong/James Druckman, Framing 
Theory, in: Annual Review of Political Science, 10 
(2007), S. 103–126.
❙6  Zum Bestimmen der durchschnittlichen Partei-
position verwende ich die Daten der Manifesto-
Gruppe (Andrea Volkens et al., The Manifesto Data 
Collection, Berlin 2013), die den Anteil von ver-
schiedenen thematischen Aussagen einer Partei am 
Gesamtumfang ihres Wahlprogramms messen. Den 
Durchschnittswert „pro Forderung X“ habe ich aus 
den Differenzen zwischen der relativen Häufigkeit 
von Pro- und Contra-Aussagen der Parteien zum je-

Am deutlichsten sind die Zusammenhänge 
zwischen den Präferenzen von Parteien und 
Bürgern bei der Auseinandersetzung um den 
Wohlfahrtsstaat. Die in Abbildung 1 darge-
stellte Entwicklung der öffentlichen Meinung 
und der Parteipositionen ist abhängig vom 
betrachteten Zeitraum mit beiden möglichen 
Erklärungen für die Wechselbeziehung zwi-
schen Parteien und Wählern vereinbar. Zwi-
schen 1987 und 2002 folgt die Entwicklung 
der Wähler den Parteien. Die durchschnitt-
liche Zustimmung der Parteien zum Wohl-
fahrtsstaat geht zuerst deutlich zurück. Auf 
jedes Jahr, in dem die Parteipositionen sich 
nach unten bewegen, folgt im Anschluss je-
weils die gleiche Entwicklung bei den Wähler-
präferenzen. Nach 2002 gibt es wieder ein kla-
res Muster einer Wechselbeziehung, aber jetzt 
scheinen die Parteien den Bürgern zu folgen. 
Die Zustimmung zum Wohlfahrtsstaat steigt 
in der Bevölkerung von 2004 bis 2010 deutlich 
an und erst danach bei den Parteien.

Bei den Präferenzen zur europäischen Inte-
gration (Abbildung 2) gibt es Belege für Wech-
selbeziehungen, aber auch für das Auseinan-
derklaffen und die zeitgleiche Veränderung 
der Positionen von Parteien und Bürgern. Auf 
einen Anstieg und Abstieg in der Zustim-
mung der Parteien zur Europäischen Uni-
on zwischen 1972 und 1983 folgt zeitversetzt 
von 1977 bis 1984 eine entsprechende Ent-
wicklung in der Wahlbevölkerung. Das glei-
che Muster lässt sich einige Jahre später wie-
der beobachten: die Zustimmung der Parteien 
zur EU steigt und stabilisiert sich auf dem hö-
heren Niveau zwischen 1994 und 2002, wäh-
rend eine deckungsgleiche Entwicklung bei 
den Bürgern im Anschluss daran von 1998 bis 

weiligen Thema berechnet. Ich berücksichtige alle 
im Anschluss an die jeweilige Wahl im Bundestag 
vertretene Parteien und gewichte ihren Anteil am 
Durchschnittswert nach dem Stimmenanteil. Bür-
ger-Präferenzen werden für alle Wahlberechtig-
ten berechnet, mit Daten des Allbus (GESIS, All-
bus 1980–2010, Köln 2012; dies., Allbus 2012, Köln 
2013) und des Politbarometers (Forschungsgruppe 
Wahlen, Politbarometer 1977–2011, Köln 2013; Mat-
thias Jung et al., Politbarometer 2012, Mannheim 
2014). „Pro Wohlfahrtsstaat“ (Allbus) zeigt den An-
teil der antwortenden Befragten, die sich für den 
Erhalt beziehungsweise die Ausweitung von Sozi-
alleistungen aussprechen. „Pro EU“ (Politbarome-
ter) zeigt die Differenz zwischen dem Anteil der Be-
fragten, die in der EU-Mitgliedschaft Deutschlands 
„eher Vorteile“, und dem Anteil der Befragten, die 
„eher Nachteile“ sehen. 
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Abbildung 1: Positionen von Parteien und Bürgern zum Wohlfahrtsstaat
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Anmerkungen: Die Parteien-Werte (Skala links) beziehen sich auf die relative Häufigkeit der positiven Nen-
nungen von Wohlfahrtsstaatlichkeit und Sozialleistungen im Vergleich zu den negativen Nennungen in den 
Wahlprogrammen der im Bundestag vertretenen Parteien. Die Bevölkerungs-Werte (Skala rechts) zeigen den 
prozentualen Anteil der Unterstützer von Wohlfahrtsstaatlichkeit in der deutschen Wahlbevölkerung. Siehe 
Text und Anmerkung 6 für weitere Informationen zu den Daten und zur Berechnung.

Abbildung 2: Zustimmung der Parteien und Bürger zur Europäischen Union
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2002 stattfindet. In beiden Fällen stimmen die 
Daten mit der Erwartung überein, dass die 
Bürger den Positionen der Parteien folgen. 

Für den Zeitraum von 1987 bis 1997 ergibt 
sich hingegen eher eine Kluft zwischen Wäh-
lern und Parteien als eine Wechselbeziehung. 
Die deutliche Werbung der Parteien für pro-
europäische Positionen 1987 und die anschlie-
ßende Stabilisierung auf einem mittleren 
Niveau gehen nicht einher mit einer entspre-
chenden Anpassung der Wählerpräferenzen, 
die sich ab 1989 auf den niedrigsten Wert im 
Jahr 1997 hinbewegen. Der Zeitraum von 
2002 bis 2013 illustriert ein Szenario, das es 
beim Konflikt um den Wohlfahrtsstaat nicht 
gibt: ein Zusammenhang zwischen öffentli-
cher Meinung und Parteienpositionen scheint 
zu existieren, aber nicht unbedingt in Form 
einer Wechselbeziehung, da sich die Präferen-
zen beider Gruppen gleichzeitig in Richtung 
geringere EU-Zustimmung  entwickeln.

Wer hat recht?

Um eindeutig zu klären, ob Parteien den Bür-
gern folgen oder eher Bürger den  Parteien, 
müsste es gelingen, weitgehend zweifelsfrei 
einen kausalen Zusammenhang, in die eine 
oder andere Richtung, zwischen der Ent-
wicklung von Parteipositionen und Wäh-
lervorlieben zu etablieren. Das ist mit der 
Beschreibung von durchschnittlichen Prä-
ferenzen im Zeitverlauf, und auch mit ande-
ren Methoden, immer nur annäherungsweise 
möglich. Bei der hier vorgenommenen Be-
trachtung von zeitversetzten Übereinstim-
mungen in der Entwicklung von Parteiposi-
tionen und Wählerpräferenzen ist besonders 
zu berücksichtigen, dass gerade der Einfluss 
von Bürgern auf die Parteien auch durch An-
tizipation stattfinden kann. Parteien erwar-
ten möglicherweise bestimmte Reaktionen 
und passen ihre eigenen Positionen an, be-
vor sich die Präferenzen der Bürger verändert 
 haben. 

Trotz dieser Einschränkungen erlauben 
sowohl die thematischen Beispiele als auch 
die bestehende Forschung einige vorsichti-
ge Schlussfolgerungen über die Richtung der 
Kausalität zwischen den Präferenzen von 
Bürgern und Parteien. Zunächst ganz grund-
sätzlich: keine der zwei Sichtweisen hat un-
eingeschränkt recht oder unrecht. Jede der 

beiden Theorien – „Parteien folgen Bürgern“ 
und „Bürger folgen Parteien“ – ermöglicht 
unter bestimmten Umständen eine plausible-
re und zutreffendere Erklärung der beobach-
teten Entwicklungen. Die entscheidende Fra-
ge ist, was genau diese Umstände sind, unter 
denen entweder der Einfluss von Parteien auf 
Bürger oder die Repräsentation der Wähler-
präferenzen durch die Parteien wahrschein-
licher wird. 

Erstens kann eine direkte kausale Bezie-
hung zwischen den Positionen von Parteien 
und Bürgern ganz grundsätzlich nur dann 
bestehen, wenn es keinen zusätzlichen dritten 
Faktor gibt, der die Einstellungen der beiden 
Gruppen verursacht. Dies ist insbesondere 
dann naheliegend, wenn sich die Präferenzen 
von Parteien und Bürgern im Gleichschritt 
ohne zeitliche Verzögerung verändern, wie 
etwa bei der Entwicklung der Einstellungen 
zur europäischen Integration zwischen 2002 
und 2013. Hier wäre es zum Beispiel möglich, 
dass die Zustimmungswerte zur EU bei den 
Parteien und in der Bevölkerung unabhängig 
voneinander zurückgegangen sind, jeweils 
als eigenständige Reaktion auf die Verlet-
zungen des Stabilitäts- und Wachstumspakts, 
die globale Finanzkrise und schließlich die 
 Eurokrise. 

Zweitens hängt die Richtung des kausa-
len Zusammenhangs zwischen den Positio-
nen von Bürgern und Parteien von den be-
sonderen Eigenschaften eines Themas ab. 
Die Europapolitik gilt in der Politikwis-
senschaft bis zum Ende der 1980er Jahre als 
ein Thema, bei dem die Parteien eher weni-
ger auf die Präferenzen der Bevölkerung re-
agieren, während auch die Bürger nur gerin-
ges Interesse daran haben, unterschiedliche 
Vorlieben zu politisieren. Die erfolgreiche 
Mobili sierung von Anti-EU-Stimmungen in 
mehreren Referenden, der politische Kon-
flikt über die Eurokrise und die wachsen-
de Unterstützung für eurokritische Parteien 
in den vergangenen Jahren zeigen allerdings 
deutlich, dass die Europapolitik spätestens 
seit Beginn der 1990er Jahre in der politi-
schen Auseinandersetzung angekommen ist. 
Wenn wir die Entwicklung der EU-Unter-
stützung zwischen 2002 und 2013 nicht als 
eine gleichzeitige Reaktion von Parteien und 
Bürgern auf sich verändernde äußere Um-
stände deuten, dann könnte der Rückgang 
der Zustimmung zur EU auch als Reaktion 
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der Parteien auf Wählerpräferenzen verstan-
den werden, möglicherweise in Antizipation 
prognostizierter Veränderungen.

Drittens sind grundsätzlich die Bedeutung 
eines Themas für die Wahlentscheidung, die 
Intensität des bestehenden Konflikts und die 
Nachvollziehbarkeit der unterschiedlichen 
Positionen entscheidend für die effektive Re-
präsentation der Bürgernachfrage durch die 
Parteien. Je mehr den Wählern ein bestimm-
tes Thema am Herzen liegt, je entgegenge-
setzter die Positionen sind, und je einfacher 
es ist, zu dem Thema eine Meinung zu ent-
wickeln, umso wahrscheinlicher ist es, dass 
Wähler ausgeprägte Vorlieben entwickeln, 
auf die Parteien entsprechend reagieren. 

Viertens schaffen verschiedene Kommuni-
kationssituationen unterschiedlich geeignete 
Bedingungen für die effektive Einflussnahme 
von Parteien auf die Vorlieben der Wähler. 
Eine vielfältige Forschung in der politischen 
Psychologie, der Sozialpsychologie und der 
Kommunikationswissenschaft beschäftigt 
sich mit den Umständen, unter denen echter 
Meinungswandel oder zumindest die Verän-
derung von zum Ausdruck gebrachten Vor-
lieben wahrscheinlicher wird: zum Beispiel, 
wenn Kandidaten von Bürgern als glaubwür-
dig und fachkundig wahrgenommen werden, 
wenn eine positive emotionale Identifikati-
on mit der betreffenden Partei besteht oder 
wenn Politiker plausible und glaubhafte Be-
gründungen für ihre Positionen verwenden. 

Fünftens hängt die Richtung der Kausalität 
in der Wechselbeziehung zwischen den Vor-
lieben von Wählern und Parteien besonders 
stark von den grundlegenden politisch-psy-
chologischen Eigenschaften der Bürger ab. An 
erster Stelle steht dabei die politische Bildung. 
Grundsätzlich steigert größeres politisches 
Wissen die Wahrscheinlichkeit, dass Bür-
ger ihre politischen Vorlieben zum Ausdruck 
bringen und dabei von Parteien gehört wer-
den, während es gleichzeitig unwahrscheinli-
cher wird, dass sich politisch kenntnisreiche 
Bürger von Parteien einfach überzeugen las-
sen. Auf der Seite der Parteien hat zunehmen-
des Wissen über die Eigenschaften der Wähler 
interessanterweise die entgegengesetzte Wir-
kung. So führt mehr Wissen durch die Ex-
plosion der Verfügbarkeit von Daten über die 
Vorlieben und Verhaltensweisen von Wählern 
zumindest in einigen Ländern dazu, dass Par-

teien diese Informationen nutzen, um zielge-
richteter auf die Vorlieben der Wähler zu re-
agieren oder zukünftige Entwicklungen der 
Wählerpräfenzen besser zu antizipieren. 

Und die Demokratie?

Klar ist: Eine permanente Abbildung von 
sich verändernden Wählerpräfenzen durch 
die Parteien als idealtypische Variante reprä-
sentativer Demokratie existiert in der poli-
tischen Realität nicht, trotz der Verfügbar-
keit von immer mehr Informationen über die 
Vorlieben der Wähler. Dazu gibt es zu vie-
le Belege für den Einfluss, den Parteien und 
andere politische Eliten auf die öffentliche 
Meinung ausüben. Permanente Repräsentati-
on in Rein form sollte auch niemand erwar-
ten, denn politische Eliten in modernen De-
mokratien übernehmen nicht nur die Pflicht, 
Wähler durch ihr Amt zu repräsentieren, 
sondern darüber hinaus auch die Verantwor-
tung, den politischen Diskurs zu strukturie-
ren und um möglichst qualitativ hochwertige 
Angebote zu bereichern. 

Das Konzept der deliberativen Demokra-
tie betont die Wichtigkeit von offener politi-
scher Beratung und Auseinandersetzung im 
Vorfeld politischer Entscheidungen wie zum 
Beispiel dem Wahlakt. ❙7 Effektive Delibera-
tion kann nicht auf die inhaltlichen Beiträge 
und Versuche der Einflussnahme von Partei-
en verzichten. Im Gegenteil, Parteien sollten 
eher mehr als weniger und mit möglichst ho-
her Qualität versuchen, den politischen Dis-
kurs zu beeinflussen, um zu deliberativer De-
mokratie beizutragen. Darüber hinaus ist die 
deliberative Qualität der Veranstaltungen 
und Sitzungen, die Parteien den Bürgern und 
ihren eigenen Mitgliedern zur politischen Be-
ratung anbieten, sicherlich ausbaufähig. Bei 
der Umsetzung von Verbesserungen bietet 
die Idee der idealen Sprechsituation – Offen-
heit und Herrschaftsfreiheit der politischen 
Kommunikation sowie Chancengleichheit 
im Zugang – immer noch einen guten Orien-
tierungsrahmen. ❙8

❙7  Vgl. John Gastil, By Popular Demand: Revitaliz-
ing Representative Democracy Through Deliberative 
Elections, Los Angeles 2000.
❙8  Das Konzept der idealen Sprechsituation geht zu-
rück auf Jürgen Habermas, Theorie des kommunika-
tiven Handelns, Frank furt/M. 1981.
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DAS WILL ICH LESEN!

Auf der Nachfrageseite sind das individu-
elle politische Wissen und die Fähigkeit, kri-
tische Urteile über politische Sachverhalte 
zu fällen, die entscheidenden Voraussetzun-
gen für bessere politische Deliberation. Dazu 
kann die politische Bildungsarbeit beitra-
gen, aber auch die Schaffung von effektiveren 
Mitwirkungs- und Eingreifmöglichkeiten, 
unter anderem durch die Parteien. Um auf 
diese Weise eine nachhaltige Verbesserung 
der deliberativen Qualität von Demokra-
tie zu erreichen, bedarf es einer tief greifen-
den Anpassung der Organisationskultur von 
Parteien, die über das vereinzelte Ausprobie-
ren von neuen Veranstaltungsformen und die 
Nutzung von virtuellen sozialen Netzwerken 
hinausgeht. 

Einem solchen Anpassungsprozess steht 
allerdings das gängige Organisationsprinzip 
von Parteien im Wege. Das Ziel eines barri-
erefreien demokratischen Diskurses ist nicht 

leicht zu vereinbaren mit einer Organisati-
onsform, die auf hierarchische Strukturen 
und bürokratische Entscheidungsprozesse 
angelegt ist. Darüber hinaus weiß die Poli-
tikwissenschaft schon seit der Untersuchung 
der parteiinternen Demokratie durch Robert 
Michels 1911, dass die Oligarchisierung von 
Parteien zu einer Unterdrückung kontrover-
ser und anspruchsvoller politischer Ausein-
andersetzung führen kann. ❙9 Parteien stehen 
also vor der schwierigen Herausforderung, 
sich selbst und ihre Organisationsprinzipi-
en teilweise zu überwinden, um bessere poli-
tische Deliberation und damit eine Vitalisie-
rung von Demokratie zu ermöglichen. 

❙9  Vgl. Robert Michels, Zur Soziologie des Partei-
wesens in der modernen Demokratie: Untersuchun-
gen über die oligarchischen Tendenzen des Gruppen-
lebens, Leipzig 1911.
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Call for Papers
zum Thema „Exil“

Immer fand ich den Namen falsch, den man uns gab: Emigranten.  
Das heißt doch Auswanderer. Aber wir  
Wanderten doch nicht aus, nach freiem Entschluß  
Wählend ein anderes Land. Wanderten wir doch auch nicht  
Ein in ein Land, dort zu bleiben, womöglich für immer.  
Sondern wir flohen. Vertriebene sind wir, Verbannte.  
Und kein Heim, ein Exil soll das Land sein, das uns da aufnahm.

    Aus: Bertolt Brecht, Über die Bezeichnung Emigranten, Paris 1937

Die Ausgabe 42/2014 von „Aus Politik und Zeitgeschichte“, die am 13. Oktober 2014 in der Woche 
der Frankfurter Buchmesse erscheint, widmet sich dem Thema „Exil“. Dafür suchen wir Beiträge, die 
sich historisch und/oder gegenwartsbezogen, aus literatur-, politik-, geschichts-, sozial- oder kultur-
wissenschaftlicher Perspektive mit Aspekten und Fragen zu Exil und Exilierten auseinandersetzen. 
Denkbar sind beispielsweise Einzelstudien zu Exilierten in Vergangenheit und Gegenwart als auch 
Ansätze, die sich raum- und zeitübergreifend mit Aushandlungen von Begriffen wie „Exil“, „Emigra-
tion“, „Heimat“, „Fremde“, „Identität“, „Marginalisierung“, „Hybridität“ und weiteren beschäftigen. 
Dabei sind sowohl längere wissenschaftliche Beiträge (bis zu 26 000 Zeichen) möglich als auch feuille-
tonistisch gehaltene Essays (bis zu 20 000 Zeichen).

Der Call for Papers richtet sich an Nachwuchswissenschaftler/-innen aus den genannten und aus 
angrenzenden Bereichen. Exposés mit einem Umfang von höchstens 4000 Zeichen können bis zum 
6. Juli 2014 per E-Mail an apuz@bpb.de eingereicht werden. Bitte fügen Sie auch einen Kurzlebenslauf 
bei (maximal eine Seite).

Die Auswahl aus den Exposés wird von der Redaktion von „Aus Politik und Zeitgeschichte“ vorgenom-
men. Die ausgewählten Autor/-innen haben anschließend bis zum 29. August 2014 Zeit, ihre Beiträge zu 
schreiben. Diese werden in der Print- wie auch in der Online-Ausgabe der APuZ veröffentlicht.

„Aus Politik und Zeitgeschichte“ – die Beilage zur Wochenzeitung „Das Parlament“ – wird von der 
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Politik, Medien,  
Öffentlichkeit

APuZ 22–23/2014 

Ulrich Mückenberger

 3–9 Zeiten der Politik und Zeiten der Medien
Demokratie braucht Zeit. Die Medien sollten ihre Eigenzeiten in Bezug zu den Ei-
genzeiten der Menschen und demokratischer Politik setzen sowie demokratische 
Entscheidungsprozesse transparent machen und zu ihrer Legitimität beitragen.

Petra Sorge

 10–15 Echtzeitjournalismus in der Kritik
Wenn die Geschwindigkeit des Nachrichtengeschäfts zunimmt, was bedeutet das 
für die politische Kommunikation insgesamt? Kann Qualität noch sichergestellt 
werden? Welche Risiken und Chancen liegen im Onlinejournalismus?

Uwe Hasebrink · Sascha Hölig

 16–22 Topografie der Öffentlichkeit
Im Zuge des medialen Wandels verschieben sich Formen der öffentlichen Kom-
munikation, der Stellenwert verschiedener Medien für die Meinungsbildung so-
wie die potenzielle Meinungsmacht der beteiligten Akteure.

Klaus-Dieter Altmeppen

 23–28 Handlungsmöglichkeiten zur Sicherung publizistischer Vielfalt
In diesem Beitrag werden Vielfaltsbegriffe und Modelle der Begrenzung von Me-
dienkonzentration erläutert, Handlungsmöglichkeiten zur Sicherung von Vielfalt 
vorgestellt und das Problem abnehmender journalistischer Leistungen diskutiert. 

Ch. Pentzold · Ch. Katzenbach · C. Fraas

 28–34 Digitale Plattformen und Öffentlichkeiten  
mediatisierter politischer Kommunikation
Der Beitrag beschäftigt sich mit digitalen Plattformen mediatisierter politischer 
Kommunikation als technisch und sozial ausgestaltete Kommunikationsformen 
und erläutert die Dynamiken davon ausgehender Öffentlichkeiten.

Daniel Jacob · Manuel Thomas

 35–39 Das Internet als Heilsbringer der Demokratie?
Das Internet trägt das Potenzial in sich, die politische Öffentlichkeit inklusiver 
zu gestalten. Zugleich birgt es die Gefahr einer neuen Elitenbildung und eines 
Zerfalls beziehungsweise einer Desintegration der neuen Öffentlichkeit Internet.

Konstantin Vössing

 40–45 Parteien und Bürger: Wer folgt wem?
Die politischen Positionen von Parteien und Bürgern entwickeln sich in einer 
Wechselbeziehung. Der Beitrag untersucht die Ursachen für diesen Zusammen-
hang und die Folgen für die Qualität von Demokratie.
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